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Im November 1999 habe ich meine fünfjährige Tätigkeit als Unter-
generalsekretär für das interne Aufsichtswesen bei den Vereinten
Nationen in New York beendet. In meiner persönlichen Vita sind
diese fünf Jahre ein wichtiger und erfüllter Abschnitt gewesen: nach
fast dreieinhalb Jahrzehnten im deutschen Auswärtigen Dienst muß-
te ich mich noch einmal intensiv mit einer ganz anderen Organisa-
tion auseinandersetzen, eine ganz andere Verwaltungspraxis lernen 
– und gleichzeitig kritisch hinterfragen. Ich mußte mit einem inter-
nationalen und multikulturellen Mitarbeiterstab arbeiten – und eine
bis dahin praktisch unbekannte, neue Komponente für die admini-
strative Kultur der Weltorganisation geradezu erfinden: die interne
Dienstaufsicht oder Innenrevision.
Man erinnere sich: Am 29. Juli 1994 verabschiedete die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen nach schwierigen Verhandlungen
ihre Resolution 48/218B, mit der das Amt für interne Aufsichtsdien-
ste (Office of Internal Oversight Services, OIOS) als eine unabhän-
gige, mit besonderen Prüfungsbefugnissen ausgestattete Arbeitsein-
heit des UN-Sekretariats gegründet wurde. Die Leitung dieses Am-
tes wurde mir übertragen, für eine nicht verlängerbare Zeit von fünf
Jahren. Die Umstände der Schaffung dieser neuen und neuartigen
Position und meine ersten Eindrücke habe ich den Lesern dieser Zeit-
schrift bereits dargelegt (Innenrevision in den Vereinten Nationen –
eine neue Erfahrung, VN 2/1996 S. 41ff.).

I

Als die Ständige Vertretung Deutschlands bei den Vereinten Natio-
nen dem Auswärtigen Amt in Bonn über den Beschluß 48/323 vom
24. August 1994, mit dem meine Ernennung gebilligt wurde, berich-
tete, fügte sie hinzu: 
»Von dem Teil der VN-Mitgliedstaaten, die angesichts der ständig steigen-
den finanziellen Lasten der VN an einem effektiven, sparsamen und flexiblen
VN-Management interessiert sind, werden hohe Erwartungen an das neue
Amt gestellt.«

Nachdem ich am 15. November 1994 meinen Dienst in New York
angetreten hatte, wurde mir schnell klar, daß diese Voraussage der
Vertretung mehr als gerechtfertigt war, allerdings nur einen Aspekt
der Komplexität meines neuen Jobs betraf. In der Tat zeigte sich, daß
die Gruppe der Industrieländer von dem neuen Amt die Aufdeckung
von Mißständen, die Analyse von Verwaltungsschwächen und Vor-
schläge zur Effizienzsteigerung und Strukturreform gleichsam über
Nacht, nahezu aus dem Stand, erwartete. Mir hingegen war unwohl
bei dem Gedanken, weittragende Bewertungen zu veröffentlichen
und Prüfergebnisse zu verantworten, bevor ich die Arbeitsmethoden
meiner Abteilung verbindlich festgelegt und mir einen Eindruck von
der Qualität meiner Mitarbeiter verschafft hatte. Denn die meisten
Rechnungsprüfer, Inspektoren und Programmprüfer, die das Perso-
nal des OIOS ausmachten, waren ja schon vor meinem Amtsantritt in
der Organisation tätig gewesen, allerdings als Teil der Verwaltungs-
abteilung, ohne die notwendige Unabhängigkeit und mit teilweise
ganz anderen Arbeitsplatzbeschreibungen. Ich hielt es für unerläß-
lich, zunächst die Struktur und – wichtiger noch – die Philosophie
meiner neuen Arbeitseinheit zu definieren.
Bei meinen Überlegungen und ersten Gesprächen im Sekretariat
wurde ein weiterer schwerwiegender politischer Umfeldaspekt des
neuen Amtes deutlich. Einige Staaten der Dritten Welt hatten
während der Verhandlungen zur Schaffung des OIOS in dem für Fra-
gen von Haushalt und Verwaltung zuständigen 5. Hauptausschuß der
Generalversammlung den Eindruck gewonnen, die Industrieländer
und vorneweg die Vereinigten Staaten wollten mit dieser Arbeitsein-

heit ein Instrument kreieren, um kostenintensive, aber nicht beson-
ders wirksame UN-Programme einschränken oder gar beenden zu
können. Diese Staaten hatten der OIOS-Resolution nur zähneknir-
schend und als Teil eines subtilen politischen Pokers zugestimmt und
waren fest entschlossen, die Tätigkeit des ›Inspector General‹ (so die
von den Amerikanern gern benutzte Titulierung) kritisch zu verfol-
gen und seine Befugnisse so eng wie möglich zu begrenzen. Für
mich galt es also gegenüber jener Zielgruppe frühzeitig darzutun,
was mein Verständnis von der Rolle des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste war: das einer Arbeitseinheit, die nicht das Geschäft ei-
ner bestimmten Staatengruppe betreibt, sondern in partnerschaftli-
chem Zusammenwirken mit dem UN-Management zur Effizienz-
und Effektivitätssteigerung der Weltorganisastion beiträgt, die also
vor allem hilfreich wirkt, ohne darüber die in jedem öffentlichen
Dienst unverzichtbare Kontroll- und Abschreckungsfunktion zu ver-
nachlässigen.
Ich erinnere mich an meinen ersten Auftritt im 5. Hauptausschuß im
Dezember 1994, wo ich über meine Vorstellungen von der Arbeits-
weise des OIOS sprach. Gespannte Erwartung und offene Skepsis
waren im Auditorium unter dem Firnis diplomatischer Höflichkeit
und den üblichen Ermutigungsfloskeln für den Neuling klar spürbar.
Auch im Kreis meiner Sekretariatskollegen überwog gewiß eine
skeptische Anfangsstimmung, mußte doch jeder damit rechnen, daß
das neue Amt in die anderen Abteilungen hineinwirken, kritische
Fragen stellen und unbequeme Berichte verfassen würde, die noch
dazu der Generalversammlung (und damit der Öffentlichkeit) zur
Kenntnis gebracht werden würden. Um die Intensität dieser Stim-
mung richtig einschätzen zu können, muß man sich bewußt machen,
daß es ein unabhängiges Inspektorat in den UN fast fünf Jahrzehnte
nicht gegeben hatte, die Manager also vor meinem Amtsantritt nicht
daran gewöhnt waren, daß ihnen ein Kontrolleur über die Schulter
schaute oder ihnen gar sagte, daß sich manche ihrer Aufgaben wirk-
samer und sparsamer erledigen ließen. Und wer läßt sich schon ger-
ne kritisieren? Das Beharrungsvermögen öffentlicher Verwaltungen
ist weltweit sprichwörtlich. In einer internationalen Organisation 
ist die Bereitschaft zu schneller Veränderung aber noch weniger 
ausgeprägt – aus Gründen, über die weiter unten noch zu reden sein
wird.
Korrekterweise muß ich an dieser Stelle hinzufügen, daß ich von den

Vereinte Nationen 6/1999 187

Kein hoffnungsloser Fall
Fünf Jahre UN-Inspektorat: Versuch einer Bilanz KARL THEODOR PASCHKE

Autoren dieser Ausgabe

Karl TheodorP a s c h k e ,  geb. 1935, war von November 1994 bis
November 1999 Untergeneralsekretär der Vereinten Nationen für
interne Aufsichtsdienste. Zuvor im deutschen Auswärtigen Dienst
tätig, zuletzt als Leiter der Abteilung Personal und Verwaltung.

Dr. Arne Clemens S e i f e r t ,  geb. 1937, gehörte 1996/97 der Mis-
sion der OSZE in Tadschikistan an. Von 1987 bis 1990 war er Ab-
teilungsleiter im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der
DDR, zuvor (ab 1982) Botschafter in Kuwait.

Dr. Christian T o m u s c h a t ,  geb. 1936, Professor für Völker- und
Europarecht an der Humboldt-Universität zu Berlin, war Koordina-
tor der Wahrheitskommission für Guatemala. Dem Menschenrechts-
ausschuß gehörte er von 1977 bis 1986 an, der Völkerrechtskommis-
sion von 1985 bis 1996.



anderen Untergeneralsekretären freundlich und interessiert aufge-
nommen wurde und die meisten schon im ersten Kontakt anerkann-
ten, daß eine Aufsichtsfunktion, wie sie nun durch das OIOS ge-
währleistet werden sollte, für die Organisation und insbesondere für
ihr Bild in der Öffentlichkeit wichtig sei.

II

Die Vereinten Nationen sind ein Biotop besonderer Art, das im
Wortsinne bunte Volk ihrer Bediensteten an den unterschiedlichsten
Standorten weltweit ein fruchtbarer Nährboden für Klatsch, Gerüch-
te und Information ebenso wie für Desinformation, Halbwahrheiten
und Übertreibung. Die Schaffung des OIOS, die Einrichtung eines
heißen Drahtes zur Entgegennahme von Beschwerden oder Verbes-
serungsvorschlägen, vor allem aber das neue Referat für ›Untersu-
chungen‹ (investigations) trafen auch in der Bedienstetenschaft ganz
allgemein natürlich auf großes Interesse und viele Mißverständnisse.
War hier eine neue Instanz für Personalquerelen entstanden? Könnte
man beim OIOS mißliebige Kollegen gefahrlos anschwärzen? Wür-
den nun in der Uno Hausdetektive tätig werden? Waren Verhöre und
Bürodurchsuchungen zu befürchten? Mit solchen Vorstellungen
hieß es sich rasch auseinanderzusetzen, Irrtümern entgegenzuwir-
ken, den Bezugsrahmen des neuen Amtes zu erklären, Transparenz
zu fördern.
In diesem Zusammenhang will ich eine sicherlich typische UN-Er-
fahrung aus den ersten Monaten meiner Amtszeit erwähnen. Im Bul-
letin des Generalsekretärs vom 7. September 1994 war näher festge-
legt worden, mit welchen Unregelmäßigkeiten das OIOS-Untersu-
chungsreferat sich zu befassen haben würde: »Verletzungen von Be-
stimmungen oder Statuten, Mißmanagement, Fehlverhalten, Mittel-
vergeudung oder Mißbrauch von Befugnissen« (violations of rules
or regulations, mismanagement, misconduct, waste of resources or
abuse of authority). Bei den Überlegungen, die Arbeitsweise des Re-
ferats für alle Bediensteten verständlich und transparent zu machen,
kam mir sofort der Gedanke, für diese Begriffe Legaldefinitionen
niederzuschreiben und in unserem geplanten Handbuch für Diszipli-
naruntersuchungen zu veröffentlichen. Ich wurde jedoch eindring-
lich und überzeugend vor einem solchen Vorgehen gewarnt. Jeder
Versuch, für den UN-Bereich die Definition von Begriffen wie
›mismanagement‹, ›misconduct‹ oder dergleichen verbindlich fest-
zulegen, werde bestimmt von der Generalversammlung als Eingriff
in ihre Gesetzgebungsprärogative empfunden. Wenn ich anderer-
seits die Legislative bitten würde, diese Definitionen für das OIOS
zu entwickeln, müsse mit mehrjährigen Verhandlungen im mit
Rechtsfragen befaßten 6. Hauptausschuß der Generalversammlung
gerechnet werden, und in der Zwischenzeit werde das Referat nicht
wirksam tätig sein können. So mußte ich mich damit begnügen, den
Bediensteten in einer Verwaltungsanordnung anhand von Beispielen
näherungsweise zu erläutern, was unter diesen Tatbeständen zu ver-
stehen sei – ein Beispiel für multilaterale Komplexität.
Weitere Anlaufschwierigkeiten entstanden für das OIOS im Perso-
nalbereich. Die Generalversammlung hatte mir vorgeschrieben, das
Amt müsse »innerhalb vorhandener Ressourcen« aufgebaut werden.
Etwa 100 Mitarbeiter waren mir schon vorgegeben. Zwar hatte der
Leiter der Verwaltungsabteilung zugesagt, diejenigen, die mir für die
neue Aufsichtsarbeit ungeeignet erschienen, werde man mir abneh-
men; aber es zeigte sich bald, daß dies angesichts der Rigidität der
UN-Personalwirtschaft ein leeres Versprechen war. Auch meine Dar-
legung, daß das OIOS zu wenig Stellen habe, um seine Aufgaben zu-
friedenstellend erfüllen zu können, stieß bei der Verwaltung auf nicht
mehr als Achselzucken, zumal die nächste Haushaltsperiode erst im
Januar 1996 beginnen würde. Bis dahin sei gar nichts zu machen.
Es ließ sich dann doch etwas machen. Ich lancierte einen direkten Ap-
pell an den einflußreichen Beratenden Ausschuß für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen (ACABQ), das Hilfsorgan des 5. Hauptaus-
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schusses, wo alle Haushaltsentscheidungen der Legislative vorpro-
grammiert werden, und zur großen Überraschung aller UN-Insider
wurden mir einige zusätzliche Stellen bereits zum Jahreswechsel
1994/95 zugestanden. Außerdem wandte ich mich an die Mitglied-
staaten selbst und bat sie, mir eine Anzahl von Fachkräften kurzfristig
und gratis zur Verfügung zu stellen; tatsächlich konnte ich mehrere
solche Helfer für eine gewisse Zeit in meinem Amt beschäftigen.
An dieser Stelle muß ich eine weitere Erfahrung referieren, die die
Komplexität der Vereinten Nationen verdeutlicht. Die Idee, einen
Personalengpaß durch Einwerbung von Gratispersonal zu über-
brücken, stammt nicht etwa von mir, sondern war bereits jahrelang
eine durchaus gängige Methode im Sekretariat. Die Hauptabteilung
für friedenserhaltende Operationen, die Anfang der neunziger Jahre
durch den rapiden Aufwuchs ihrer Aufgaben ständig überfordert
wurde, half sich durch die Einstellung von Hunderten von Soldaten,
die Mitgliedstaaten gratis verfügbar machten. Von dieser Praxis pro-
fitierten sowohl das Sekretariat, das auf diese Weise kostenlosen
Sachverstand hinzugewann, als auch die Entsendestaaten, deren Of-
fiziere Erfahrung in internationaler Zusammenarbeit sammeln konn-
ten. Allerdings kamen diese Offiziere fast ausschließlich aus Indu-
strieländern, die sich solche Abordnungen ohne Entgelt leisten konn-
ten; dadurch geriet die delikate geographische Ausgewogenheit des
UN-Personals mehr und mehr in eine Schieflage. Daraufhin drückte
die ›Gruppe der 77‹ 1997 eine Entschließung in der Generalver-
sammlung durch, die dem Sekretariat befahl, die Praxis der Einstel-
lung von Gratispersonal zu beenden. So mußte auch ich die wenigen
bei mir tätigen Leihbediensteten wieder nach Hause schicken.
Die erste Phase, in der das OIOS Tritt zu fassen und seinen Platz in
der Managementrealität zu finden versuchte, war also nicht einfach.

III

Neben der oben geschilderten Aufgabe, zwischen den Erwartungen
und Befürchtungen der verschiedenen Gruppen von Mitgliedstaaten,
der UN-Administration und -Bedienstetenschaft den richtigen Kurs
zu steuern, mußte ich immer auch auf eine angemessene öffentliche
Wahrnehmung des neuen Amtes bedacht sein. Das Medieninteresse
vor allem in den USA und in Europa war erheblich, und es überwo-
gen Klischees wie »Sparkommissar«, »Anti-Korruptions-Polizist«,
»Wachhund« oder »Detektiv«.
Nur wenige Journalisten waren an den oben geschilderten organisa-
torischen Problemen und Anlaufschwierigkeiten des OIOS interes-
siert. Die meisten wollten von mir Enthüllungsstories hören, haar-
sträubende Details über Verwaltungsmängel, Ressourcenverschwen-
dung, kriminelles Fehlverhalten von Personal, Management-Chaos.
Ich sollte alle die Klischees bestätigen, die insbesondere in der ame-
rikanischen Presse seit Jahren über die Vereinten Nationen verbreitet
worden waren. Und natürlich gab es so manches in dieser Organisa-
tion, was mit moderner Managementpraxis wenig zu tun hatte, fiska-
lischen Sparsamkeitsprinzipien Hohn sprach oder administrative
Schwächen offenbarte. Selbstverständlich entdeckte das OIOS auch
relativ schnell Fälle von vorsätzlichen Unregelmäßigkeiten, wie sie
erfahrungsgemäß in jeder öffentlichen Verwaltung vorkommen.
Aber mein Erkenntnisstand nach etwa sechs Monaten Prüfarbeit er-
laubte es mir nicht, den Medien das von ihnen erwartete (und manch-
mal vielleicht erhoffte) Horrorbild von Korruption und Verschwen-
dung bei den Vereinten Nationen zu entwerfen. Vielmehr mußte ich
versuchen, einen sehr viel differenzierteren Befund zu vermitteln:
den einer Organisation, die mit viel zu vielen und teilweise nicht
sinnvollen Mandaten fertig werden soll, dabei von den Mitgliedstaa-
ten nicht angemessen finanziert wird, über einen unzureichend aus-
gebildeten Personalkörper verfügt, zu viel Hierarchie und zu wenig
Transparenz aufweist, unter einem Wust von irrationalen Verwal-
tungsvorschriften und sonstigen bürokratischen Absurditäten leidet,
auf Grund politischer Meinungsunterschiede zwischen den Mit-
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gliedstaaten Reformen nur unter großen Schwierigkeiten und im
Schneckentempo zu vollziehen vermag – kurz: einer höchst unvoll-
kommenen, aber keineswegs verdorbenen Organisation, in der übri-
gens neben Kritikwürdigem auch viel Positives erkennbar war, etwa
die Fähigkeit, auf veränderte Vorgaben durch die Mitgliedstaaten
schnell und kreativ zu reagieren, oder die im allgemeinen hohe Mo-
tivation der meisten Mitarbeiter.
Dieses einigermaßen balancierte Gesamtbild der UN in die Medien
zu transportieren und gleichzeitig überzeugend die energische, ver-
antwortungsvolle und notwendigerweise auf die Kritikpunkte abhe-
bende Kontrolltätigkeit meines Amtes darzustellen, war eine weitere
ständige Herausforderung für mich. Wir sind damit offenbar recht
erfolgreich gewesen, denn schon nach kurzer Zeit genossen die von
uns veröffentlichten und von der Presse referierten Prüfberichte den
Ruf, in klarer Sprache formuliert und gut lesbar zu sein, nichts ver-
schleiernd oder beschönigend, wo notwendig auch hart, scharf und
unmißverständlich.
Dazu muß unterstrichen werden, daß die OIOS-Berichte nach dem
von mir entwickelten Procedere unseren ›Klienten‹, also den für den
jeweiligen Prüfbereich verantwortlichen Managern, grundsätzlich
zunächst im Entwurf zur Kenntnis und Stellungnahme übermittelt
werden; die Kommentare der Klienten werden dann in der Endfas-
sung referiert, teilweise im Wortlaut zitiert. Der Leser wird also nicht
nur über die von den Prüfern gemachten Feststellungen und die 
OIOS-Empfehlungen zur Behebung von Mängeln informiert, son-
dern gewinnt auch einen Eindruck von der Reaktion des Manage-
ments.
Für die Mitgliedstaaten, die ja die eigentlichen Adressaten der vom
OIOS publizierten Informationen sind, erwies sich dieses Berichts-
format als besonders nützlich; sie konnten die interne Arbeitsweise
der Organisation besser begreifen, außerdem die Prüfmethoden des
neuen Kontrollorgans OIOS und gleichzeitig dessen Wirksamkeit
verfolgen und somit erfahren, inwieweit auf Grund der OIOS-Emp-
fehlungen tatsächlich Veränderungen und Verbesserungen in den
Vereinten Nationen bewirkt wurden. Der Dialog zwischen dem 
OIOS und den Prüfungsklienten zielt nämlich darauf ab, über unse-
re Empfehlungen möglichst Einvernehmen mit dem Management zu
erzielen, in der nüchternen Erkenntnis, daß nur solche Veränderun-
gen, die für eine Verwaltung einsichtig sind und als nützlich emp-
funden werden, letztendlich die Aussicht auf nachhaltigen Vollzug
und Erfolg haben. Ein solcher Dialog darf andererseits nicht zur
Kungelei zwischen Prüfern und Klienten verkommen, sondern muß
das OIOS-Anliegen, die administrative Qualität der Uno signifikant
zu verbessern, voll durchsetzen.

IV

Ich denke, das ist in den fünf Jahren der Existenz dieses neuen Am-
tes erreicht worden, und einige nachprüfbare Zahlen mögen dafür als
Illustration dienen: Das OIOS hat in der genannten Zeitspanne etwa
6 000 Einzelempfehlungen ausgesprochen, von denen mehr als sie-
ben Zehntel inzwischen voll implementiert sind. Das OIOS hat durch
seine Prüftätigkeit dokumentierte Einsparungen von mehr als 120
Mill US-Dollar innerhalb der Vereinten Nationen bewirkt, in Wahr-
heit aber wohl sehr viel mehr, wenn man den Abschreckungseffekt in
Rechnung stellt, der mit dieser neuen internen Kontrollinstanz ver-
bunden ist.
Mit ›Abschreckung‹ ist ja nicht nur gemeint, daß potentielle Mis-
setäter unter dem Personal heute – anders als vor fünf Jahren – damit
rechnen müssen, daß ihnen ein Prüfer über die Schulter schaut; viel-
mehr trägt die Präsenz des OIOS in einem viel breiteren Sinne dazu
bei, daß Gesichtspunkte von Sparsamkeit und Effizienz im Tagesge-
schäft der Organisation einen höheren Stellenwert genießen, daß
Vorschriften besser eingehalten werden und Manager selbst die ih-
nen obliegenden Aufsichts- und Kontrollpflichten ernster nehmen.

Darüber hinaus stellt die OIOS-Tätigkeit sicher, daß die Vereinten
Nationen aus erkannten Mängeln und Fehlern Lehren ziehen und der
Verlust an institutionellem Gedächtnis sich in Grenzen hält. Ich gehe
so weit zu behaupten, daß die Uno heute eine bessere, schlankere und
effizientere Organisation ist als vor fünf Jahren und daß das OIOS an
dieser Entwicklung maßgeblichen Anteil hat.

V

In den vergangenen fünf Jahren habe ich in der mir übertragenen
Funktion Gelegenheit zu ebenso umfassenden wie tiefen Einblicken
in die Befindlichkeit der Weltorganisation gehabt. Einige allgemei-
nere Beobachtungen und Erkenntnisse will ich den Lesern dieses
Beitrags nicht vorenthalten.
Die Uno ist in dem letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts arg gebeu-
telt worden. Ihr weltpolitisches Umfeld hat sich dramatisch gewan-
delt in dieser Zeitspanne, und die Organisation hat auf diese Verän-
derungen nicht immer adäquat und schnell genug reagiert. Haupt-
grund dafür war jedoch nicht die Unfähigkeit oder Trägheit der
Bürokratie der UN, sondern die Uneinigkeit ihres ›Aufsichtsrats‹,
der aus allen ihren Mitgliedstaaten besteht, über den jeweils einzu-
schlagenden Kurs. Unrealistische und übertriebene Erwartungen an
die Weltorganisation einerseits kontrastierten mit der Weigerung,
die erforderlichen Korrekturen in Struktur und Handlungsweise der
Vereinten Nationen zuzulassen und sie finanziell entsprechend aus-
zustatten. Der abgegriffene, aber nach wie vor gültige Lehrsatz, daß
die Weltorganisation nur so gut sein kann, wie die Mitgliedstaaten es
erlauben, hat in diesen Jahren neue Aktualität gewonnen.
Eklatantes Beispiel dafür waren die friedenserhaltenden Operatio-
nen ›neuen Typs‹, deren Charakteristikum darin bestand, daß im
Zielgebiet ein zu erhaltender Friede gar nicht existierte, sondern erst
unter Einsatz von Gewalt hätte hergestellt werden müssen. Die Lage
in Somalia, Bosnien-Herzegowina oder Rwanda ließ sich mit dem
herkömmlichen Blauhelm-Instrumentarium nicht beherrschen; die
Mitgliedstaaten gaben dem Sekretariat jedoch kein wirksameres
Werkzeug an die Hand. So kam es zu den Mißerfolgen und Fehl-
schlägen, die – man ist versucht zu sagen: groteskerweise – von den
Mitgliedstaaten dann dem Sekretariat angelastet wurden und in der
Weltöffentlichkeit das Bild einer unfähigen, sklerotischen, außer-
dem korrupten und aufgeblähten Organisation entstehen ließen.
Als direkte Folge dieser Entwicklung setzte eine massive Kampagne
für die Reformierung der Vereinten Nationen ein. Und erneut zeigte
sich das gleiche Phänomen: die UN-Bürokratie, an der Spitze der
Generalsekretär, unternahm energische Anstrengungen, um notwen-
dige Reformen einzuleiten, ergriff sogar ganz konkrete Reorganisa-
tions- und Einsparungsschritte, soweit dies in der Verfügungsmacht
des Generalsekretärs stand; die Mitgliedstaaten zeigten sich jedoch
unfähig, Übereinstimmung über jene Bereiche der Reform zu erzie-
len, in denen ohne ihr aktives Mittun Veränderung nicht möglich ist.
Die Modernisierung des Sicherheitsrats, die Neudefinition des Bei-
tragsschlüssels oder die Straffung der Prozeduren der Generalver-
sammlung und ihrer Ausschüsse werden nach wie vor in ›open-en-
ded working groups‹, allen Mitgliedstaaten offenstehenden Arbeits-
gruppen ohne zeitliche Begrenzung, zerredet. Der einzige konkrete
Reformschritt, zu dem die Generalversammlung sich bisher aus ei-
gener Initiative heraus und in der Form einer Konsens-Resolution
durchgerungen hat, war die Schaffung des OIOS; wie mühselig die-
ser Konsens zustandekam, habe ich bereits beschrieben.
Nirgendwo ist die Widersprüchlichkeit im Verhalten der Mitglied-
staaten zur Uno, die ja schließlich ihre eigene Organisation ist, deutli-
cher ausgeprägt als im Gastland des UN-Sitzes, den USA. Während in
der amerikanischen öffentlichen Meinung Sympathie und Unterstüt-
zung für die Vereinten Nationen vorherrschen, pflegt die Mehrheit
des Kongresses in Washington eine prononciert negative Einstellung
gegenüber der Uno, die sich in teilweise unerfüllbaren Reformforde-
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rungen und in völkerrechtswidriger Beitragsverweigerung manife-
stiert. Die Regierung Clinton ist nach einer Anfangsphase des multi-
lateralen Enthusiasmus zu einer Einstellung gelangt, wo von der
Weltorganisation nur dann Gebrauch gemacht wird, wenn bilateraler
Machteinsatz nicht den gewünschten Erfolg bringt – eine aus der
Sicht der einzig verbliebenen Supermacht vielleicht verständliche,
aber langfristig fragwürdige und für die Vereinten Nationen gefährli-
che Haltung, durch die das Klima in der Generalversammlung erheb-
lich belastet wird.

VI
Mir ist nicht erst in den vergangenen fünf Jahren, sondern schon
während meiner Tätigkeit als Ständiger Vertreter der Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Internationalen Organisationen in Wien
Mitte der achtziger Jahre klar geworden, welch große Bedeutung im
multilateralen Umgang der Weltgemeinschaft dem ›Klima‹ zu-
kommt, insbesondere im Verhältnis zwischen den Industriestaaten
und der Dritten Welt. Ernsthafter Dialog, Kooperation und Konsens
am East River können nicht gedeihen, wenn Spielregeln nicht einge-
halten werden oder einzelne Delegationen zu erkennen geben, daß
ihnen die Organisation nur insoweit wichtig ist, als sie die Durchset-
zung des nationalen Interesses erlaubt. Auch das demonstrative Aus-
spielen der naturgemäß unterschiedlichen Gewichte von Mitglied-
staaten ist einer gedeihlichen Atmosphäre zwischen den Delegatio-
nen unzuträglich.
Die Uno ist in erster Linie eine Nord-Süd-Organisation. Ihre Exi-
stenz als Bühne kontinuierlichen politischen Dialogs hat das Nord-
Süd-Verhältnis über mehr als fünf Jahrzehnte einigermaßen friedlich
und stabil gehalten, und ich sehe darin den Erfolg der Organisation
schlechthin. Von ihm haben gerade die Industriestaaten erheblich
profitiert, insbesondere durch die ungestörten und immer offener
werdenden internationalen Handelswege. Im Vergleich dazu müssen
die Ausgaben der industrialisierten Welt für die Finanzierung der
UN als lächerlich gering erscheinen, und ich habe mich oft gefragt,

warum diese so einfache Schlußfolgerung vielen Politikern nicht
einsichtig ist.
Ich glaube, daß die Zukunft der Weltorganisation im 21. Jahrhundert
weiterhin vorwiegend von Nord-Süd-Themen bestimmt sein wird,
schon deshalb, weil die Zahl und das Gewicht globaler Herausforde-
rungen weiter wachsen wird und die meisten davon eine Nord-Süd-
Dimension haben. Und während es innerhalb der industrialisierten
Welt einige mehr oder weniger funktionierende Abstimmungsme-
chanismen für kooperative Problembewältigung gibt (wie etwa 
G-7/G-8, EU, NATO etc.), stehen als globales Forum nur die UN be-
reit; die Weltorganisation ist ohne Alternative und muß deswegen
gestärkt werden.
Das UN-Sekretariat hat durch signifikante Veränderungen von innen
heraus in den letzten Jahren bewiesen, daß es kein hoffnungsloser
Fall ist, sondern aufgeschlossen für den Wandel, verbesserungsbe-
reit und in der Lage, mit einer Fülle der unterschiedlichsten Aufga-
ben fertig zu werden. Generalsekretär Kofi Annan hat durch die Ein-
führung moderner Managementprinzipien die Kohäsion, Transpa-
renz und Reaktionsfähigkeit dieser internationalen Bürokratie ent-
scheidend verbessert. Er ist außerdem aktiv darum bemüht, die Ko-
ordination und Zusammenarbeit innerhalb des UN-Systems, also
zwischen dem Sekretariat und den Sonderorganisationen einschließ-
lich der Bretton-Woods-Institutionen, zu intensivieren.
Nach wie vor wäre es allerdings falsch, die Vereinten Nationen mit
dem Maßstab eines privatwirtschaftlichen Unternehmens zu beurtei-
len. Eine internationale Organisation, in der mittlerweile 188 Mit-
gliedstaaten sich auf die unterschiedlichste Weise wiederzufinden
wünschen, eine multikulturelle und vielfältigen politischen Einfluß-
nahmen ausgesetzte Bürokratie kann nicht so funktionieren wie ein
Industriekonzern, der Generalsekretär kann nicht so führen wie ein
Unternehmensboss – und der UN-Inspekteur braucht bei seinen
Bemühungen, die Managementkultur zu verändern und zu verbes-
sern, einen langen Atem.
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Schauplatz eines internationalen Großereignisses war die Bundesstadt Bonn im Herbst 1999, als die Vertragsstaaten des Rahmenübereinkommens über 
Klimaänderungen (UNFCCC) zu ihrer fünften Konferenz zusammentraten. Bundeskanzler Gerhard Schröder hielt am 25. Oktober 1999 die Eröffnungsrede.



Mit der Information des UN-Generalsekretärs Kofi Annan über die
Hauptergebnisse ihres Abschlußberichts ging die Arbeit der Kom-
mission zur Aufklärung der Vergangenheit (Comisión para el Escla-
recimiento Histórico, CEH), die in Guatemala zwei Jahre lang die
Aufgaben einer Wahrheitskommission wahrgenommen hatte, am 
1. März 1999 zu Ende. Die Vereinten Nationen hatten bei den Be-
mühungen um die Beendigung des Bürgerkriegs in dem Lande seit
Jahren eine entscheidende Rolle gespielt. Der durch Erklärungen der
zentralamerikanischen Präsidenten vom 25. Mai 1986 und 7. August
1987 eingeleitete Friedensprozeß von Esquipulas wurde von der Ge-
neralversammlung der Weltorganisation ausdrücklich begrüßt1. Ihre
Unterstützung erfuhren vor allem auch die Friedensgespräche, wel-
che die Regierung Guatemalas seit dem Jahre 1990 mit der 1982 ge-
gründeten Guerilla-Organisation ›Unidad Revolucionaria Nacional
Guatemalteca‹ (URNG) führte2. Eine Vermittlerrolle spielte bei die-
sen Gesprächen von Anfang ein Beauftragter des Generalsekretärs,
in der Schlußphase der Franzose Jean Arnault. Es ist im wesentlichen
der Geduld des Vermittlers zuzuschreiben, daß ab dem Jahre 1991
stückweise einzelne Teilregelungen über die künftige Ordnung des
Landes vereinbart werden konnten. Das erste inhaltliche Überein-
kommen hatte die Menschenrechte zum Gegenstand3, und zu den er-
sten konkreten Ergebnissen der Verhandlungen zählte auch das im
Juni 1994 in Oslo abgeschlossene Übereinkommen über die Einset-
zung der Kommission zur Aufklärung der Vergangenheit4. Nach
weiteren zweieinhalb Jahren kam schließlich im Dezember 1996 un-
ter der Präsidentschaft von Alvaro Arzú Irigoyen ein umfassendes
Friedensabkommen über einen »tragfähigen und dauerhaften Frie-
den« zusammen5. Es war eine der letzten Amtshandlungen des schei-
denden UN-Generalsekretärs Boutros Boutros-Ghali, dieses Ab-
kommen durch seine Unterschrift zu bestätigen. Damit hatte die be-
waffnete Auseinandersetzung, die in den Jahren 1961/62 begonnen
hatte, ihren förmlichen Abschluß gefunden. Die URNG ordnete sich
in das zivile Leben ein. Sie betätigt sich heute als politische Partei
und hat sich erstmals an den Präsidentschaftswahlen vom 7. Novem-
ber 1999 mit einem Kandidaten beteiligt.

I. Stellung und Aufgabe der Kommission

Rechtliche Grundlagen
Die Grundlage der Arbeit der Kommission bildete das Abkommen
von Oslo. Dieses war ebenso wie die anderen Friedensabkommen
nie der gesetzgebenden Körperschaft des Landes, dem Kongreß, vor-
gelegt worden. Vordergründig waren es Erfordernisse raschen Han-
delns, die das Versäumnis begründeten. Hinter der Übergehung des
Kongresses stand aber wohl vor allem die Befürchtung, dort könne
das ganze Unternehmen am Widerstand rechtsgerichteter Kreise
scheitern. Demzufolge ist der rechtliche Status des gesamten Pakets
der Friedensverträge bis heute unklar. Überwiegend werden sie als
rein politische Abmachungen angesehen, die nicht Bestandteil des
positiven Rechts des Landes sind; lediglich isolierte Stimmen spre-
chen ihnen quasi-verfassungsrechtliche Wirkung zu6. Aber eine sol-
che Marginalisierung macht es sich jedenfalls hinsichtlich des Ab-
kommens von Oslo zu einfach. Denn immerhin nahm die Kommissi-
on auf der Grundlage des Abkommens ihre Arbeit auf, stellte offizi-
elle Beziehungen zu den Regierungsstellen her, führte ihre Ermitt-
lungen durch und nahm so für die Dauer von zwei Jahren am öffent-
lichen Leben des Landes teil. Eine spezifische rechtliche Ermächti-
gung im nationalen Recht für diese Tätigkeit gab es lediglich in der

Form eines kurzen Satzes im Gesetz über die Nationale Aussöhnung,
das am 18. Dezember 1996, elf Tage vor dem abschließenden Frie-
densabkommen, verabschiedet worden war7. Dort wurde im wesent-
lichen auf das Abkommen von Oslo verwiesen, so daß dieses jeden-
falls indirekt eine förmliche Sanktionierung erfahren hatte.

Zusammensetzung
Für die Zusammensetzung der Kommission sah das Abkommen von
Oslo eine sehr einfache Regelung vor. Von den drei Kommissions-
mitgliedern sollte das erste der von den Vereinten Nationen bestellte
Moderator der Friedensgespräche, der Franzose Jean Arnault, sein,
dessen Ernennung durch den Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen die beiden Vertragsparteien in Aussicht nahmen. Arnault wurde
aber zum Leiter der MINUGUA, der Menschenrechtsfeldmission
der Vereinten Nationen in Guatemala, bestimmt, deren Aufgabe es
bis zum heutigen Tage ist, über die Erfüllung der Gesamtheit der
Friedensverträge zu wachen8. Offensichtlich kann eine Person, die
zur aktiven Politikgestaltung berufen ist, nicht gleichzeitig eine qua-
si-richterliche Aufgabe wahrnehmen, die vor allem eine gewisse Di-
stanz zu den politischen Kreisen des Landes erforderte. So wurde
schließlich der Verfasser dieser Zeilen vom Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gebeten, das Amt zu übernehmen. Dieser Akt voll-
zog sich am 7. Februar 1997 in New York. Der Koordinator, wie die
später gefundene Amtsbezeichnung lautete, hatte dann seinerseits im
Einvernehmen mit den beiden Vertragsparteien die beiden guatemal-
tekischen Mitglieder der Kommission zu ernennen. Für eines der
beiden nationalen Mitglieder galt, daß es aus einer von den Rektoren
der Universitäten des Landes aufgestellten Dreierliste auszuwählen
war. Die Entscheidung unter den Kandidaten fiel zugunsten eines
hochangesehenen Juristen, des Rechtsanwalts Alfredo Balsells Tojo.
Hinsichtlich des dritten Mitgliedes hieß es lediglich, daß es sich um
einen unbescholtenen Bürger handeln müsse. Insoweit waren mehre-
re Frauen vorgeschlagen worden, die der Volksgruppe der Maya an-
gehörten. Es lag in der Tat auf der Hand, daß das dritte Mitglied ein
Maya sein mußte, hatte doch dieser Bevölkerungsteil während der
bewaffneten Auseinandersetzungen die stärksten Verluste erlitten.
Im Zeitalter der Gleichberechtigung war es überdies geboten, die
Kommission durch ein weibliches Mitglied zu ergänzen. Otilia Lux
de Cotí, eine Pädagogin, deren besondere Interessen Fragen der bi-
lingualen Erziehung gelten, erwies sich als die am besten geeignete
Kandidatin und war schließlich auch bereit, das ihr angetragene Amt
anzunehmen. Am 22. Februar 1997 war die Konstituierung der Kom-
mission abgeschlossen.

Mandat
Das Mandat der Kommission war ebenfalls im Abkommen von Oslo
niedergelegt. An erster Stelle stand die Aufgabe, die Menschen-
rechtsverletzungen und Gewalttaten aufzuklären, die im Zusammen-
hang mit der bewaffneten Auseinandersetzung begangen worden
waren (»esclarecer ... las violaciones a los derechos humanos y los
hechos de violencia que han causado sufrimiento a la población gua-
temalteca, vinculados con el enfrentamiento armado«). Auf der
Grundlage der Ermittlungen sollte sodann ein Bericht erstellt wer-
den, in dem alle prägenden Faktoren, sowohl die internen wie auch
die externen, darzustellen waren. Schließlich gehörte es zu den Auf-
gaben der Kommission, Empfehlungen zur Sicherung des Friedens
und der nationalen Eintracht auszusprechen. Diese Empfehlungen
sollten insbesondere Maßnahmen zur Bewahrung des Andenkens an
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die Opfer, zur Förderung einer Kultur gegenseitiger Toleranz und
Achtung der Menschenrechte sowie zur Stärkung des demokrati-
schen Prozesses umfassen und sich ferner über die Art und Weise der
Wiedergutmachung zugunsten der Opfer äußern. All dies stand unter
zwei generellen Vorzeichen, die in der Präambel des Abkommens
ausdrücklich erwähnt werden. Zum einen wurde dort das Recht des
Volkes von Guatemala auf uneingeschränkte Kenntnis der Wahrheit
über die Vorgänge der Vergangenheit unterstrichen; zum anderen
wurde die Erwartung ausgesprochen, die Aufklärung werde dazu
dienen, daß sich diese »traurigen und schmerzhaften« Seiten der Ge-
schichte nicht wiederholen würden.

Methoden und Arbeitsweise
Über die Methoden und die Arbeitsweise der Kommission sprach
sich das Abkommen nur in sehr genereller Form aus. Aber die An-
forderungen waren hochgesteckt. Die in Frage stehenden Menschen-
rechtsverletzungen sollten in vollem Umfang und bis in die Einzel-
heiten erforscht werden (»plenamente y en detalle«), ein von vorn-
herein schier aussichtsloses Unterfangen angesichts des zu erwarten-
den Arbeitsumfangs. Jeder sollte das Recht haben, sich an die Kom-
mission zu wenden, um ihr Informationen zu liefern. Zu bewältigen
war ein Zeitabschnitt von fast 35 Jahren, und allgemein lautete die
Arbeitshypothese, daß die bewaffnete Auseinandersetzung etwa 
150 000 bis 200 000 Tote gefordert habe – ganz abgesehen von den
sonstigen Menschenrechtsverletzungen und Gewalttaten ohne To-
desopfer. Wenn man weiß, daß sich selbst in einem gut organisierten
Rechtsstaat unter günstigen Umständen ein Gerichtsverfahren in ei-
ner politisch gefärbten Strafsache über Jahre hinziehen kann, mußte
man eigentlich davon ausgehen, daß man die Kommission auf eine
von vornherein zum Scheitern verurteilte Reise geschickt habe.

II. Rechtliche Einordnung der Kommission

Es darf nicht weiter verwundern, daß das Abkommen von Oslo selbst
sich nicht näher über den Charakter der Kommission geäußert hat9.
Es ist nicht Sache der handelnden Personen, sich über solche akade-
mischen Streitfragen zu äußern, die allerdings gerade in praktischen
Fragen plötzlich eine ungeahnte Bedeutung erlangen können.

Grundlagen im nationalen Recht wie auch im Völkerrecht
Was das Abkommen selbst angeht, so wurde bereits hervorgehoben,
daß es als Abmachung zwischen der Regierung und der Guerilla
nicht in das Rechtsquellensystem Guatemalas hineinpaßt, anderer-
seits aber durch das Gesetz über die Nationale Aussöhnung bestätigt
wurde. Während all dies auf eine rein innerstaatliche Dimension hin-
deutet, mag diese politischer oder rechtlicher Natur sein, so verläßt
das Abkommen doch andererseits auch diese bloße nationale Zuord-
nung angesichts der Unterschrift des Moderators Jean Arnault sowie
der Unterschrift von UN-Generalsekretär Boutros-Ghali unter dem
Schlußabkommen vom 29. Dezember 1996. Man mag diese Unter-
schriften lediglich als Beweiszeichen für die Anwesenheit promi-
nenter Zeugen werten, würde damit aber ihrer Bedeutung nicht ge-
recht werden. Denn die Vereinten Nationen übernahmen durch das
Abkommen von Oslo zumindest zwei klar definierte Verpflichtun-
gen. Einerseits erklärten sie sich, wie schon hervorgehoben wurde,
bereit, den Koordinator der Kommission zu ernennen, andererseits
bestimmte das Abkommen auch, daß der Schlußbericht nicht nur den
Parteien, sondern auch dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
zu übergeben sei, der ihn veröffentlichen werde. Aus diesen beiden
Vorschriften läßt sich dann überdies noch eine Art von Garantie-
funktion der Vereinten Nationen entnehmen, die ja von Anfang an in
die Friedensverhandlungen eingebunden waren und ihren Willen be-
kundet hatten, durch Anwesenheit in dem Lande während einer
Übergangszeit die Einhaltung des Gesamtpakets der Friedensverein-

barungen zu überwachen. Damit steht fest, daß das Abkommen von
Oslo als Rechtsgrundlage für die Konstituierung und die Arbeit der
Kommission seine Wurzeln nicht nur im nationalen Raum hatte, son-
dern gleichzeitig eine internationale Verankerung besaß.

Finanzierung
Besonders deutlich wurde diese Zwitterstellung auch im Lichte der
Finanzierungsmodalitäten. Hätte es sich bei der Kommission um ei-
ne rein innerstaatliche Einrichtung Guatemalas gehandelt, so hätte es
selbstverständlich dem Staate Guatemala oblegen, die anfallenden
Kosten zu tragen. Die Regierung des Landes sah dies aber keines-
wegs als ihre Verpflichtung an. In den ersten Wochen wurde die
Kommission von der MINUGUA durch die Zurverfügungstellung
eines internationalen Bediensteten des höheren Dienstes, einer Se-
kretärin, eines Kraftfahrzeugs mit Chauffeur sowie von drei kleinen
Büroräumen unterstützt. Sowohl die Vereinten Nationen wie auch
die Regierung Guatemalas waren aber im übrigen der Ansicht, daß es
der Kommission selbst zufalle, für ihre Finanzierung zu sorgen. So
mußten die Kommissionsmitglieder Bittgänge zu den in Guatemala
vorhandenen diplomatischen Missionen antreten (fund raising) und
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später sogar nach New York reisen, um überhaupt die Grundlagen
für die Aufnahme ihrer Tätigkeit zu schaffen. Besonders die skan-
dinavischen Staaten Norwegen und Schweden erwiesen sich dabei
vom ersten Tage an als bereitwillige Helfer, und auch die Vereinig-
ten Staaten machten gleich zu Anfang die Zusage, daß sie sich mit ei-
nem Betrag von einer Million US-Dollar an den Kosten beteiligen
würden. Die meisten Spendengelder erhielt die Kommission in der
Folgezeit tatsächlich aus der Nordhälfte Europas – so von der Bun-
desrepublik Deutschland – und aus Nordamerika, während sich von
den Ländern lateinischer Tradition lediglich Italien zu einer finanzi-
ellen Förderung durchringen konnte. Nach einem gewissen Zögern
reihte sich auch Guatemala mit einem Betrag von rund 800 000
Dollar in die Gruppe der Förderer sein. So geriet die Finanzierung
der Kommission, deren Gesamtausgaben sich schließlich auf etwa
9,8 Mill Dollar beliefen10, in der Praxis zu einer echten internationa-
len Gemeinschaftsaufgabe.

Immunität
Unabdingbar erschien den Kommissionsmitgliedern die Gewährung
einer angemessenen Immunität von der Gerichtsbarkeit des Landes.
Immerhin mußten sie mit Sachverhalten umgehen, in die unzählige
Menschen verstrickt waren. Bei der Ermittlungstätigkeit konnten de-
ren Interessen beeinträchtigt werden, selbst wenn nach den Vorga-
ben des Abkommens von Oslo Namen in dem Bericht grundsätzlich
nicht erscheinen sollten. So erschien es nicht ausgeschlossen, daß
sich in ihren Rechten verletzt fühlende Personen versuchen könnten,
die Gerichte in Anspruch zu nehmen, um die Arbeit der Kommission
zu behindern. Andererseits war zu bedenken, daß nach dem Abkom-
men Zeugenaussagen vertraulich behandelt werden sollten. Hätten
die Archive der Kommission nicht unter einem besonderen rechtli-
chen Schutz gestanden, so hätten Gerichte des Landes Anordnungen
erlassen können, um sich vor allem in Strafsachen Zugang zu den
dort befindlichen Unterlagen zu verschaffen. Nach dem Überein-
kommen über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Natio-
nen aus dem Jahre 194611 genießen Sachverständige, die im Auftrag
der Vereinten Nationen tätig sind, nicht nur Immunität hinsichtlich
ihrer Person, sondern auch hinsichtlich ihrer Arbeitsmaterialien. Da
der Koordinator vom Generalsekretär der Vereinten Nationen er-
nannt worden war und da dieser die beiden nationalen Mitglieder 
ernannt hatte, konnte argumentiert werden, daß sich die Immunität
aus einer direkten Anwendung des Übereinkommens von 1946 er-
gebe.
Die Rechtsabteilung der UN hielt sich in dieser Frage indes außeror-
dentlich bedeckt und gab zu keinem Zeitpunkt eine eindeutige Er-
klärung über die Anwendbarkeit des Übereinkommens ab. Mögli-
cherweise vertrat man die Rechtsauffassung, daß nicht jede von den
Vereinten Nationen geförderte Tätigkeit der Erledigung einer Auf-
gabe der Vereinten Nationen gleichzusetzen sei. So versuchte die
Kommission, durch einen Akt des nationalen Gesetzgebers die not-
wendige Immunitätsregelung zu erreichen. Dies gelang schließlich
auch zu einem relativ späten Zeitpunkt, als die Kommission schon
fast ein Jahr ihrer Tätigkeit hinter sich hatte. Zwischen den UN und
der Regierung Guatemalas wurde durch Briefwechsel vom 12./
17. Dezember 1997 ein Abkommen abgeschlossen12, das die Er-
streckung des einschlägigen Art. VI, Abschnitt 22, des Übereinkom-
mens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen
auf die Kommission und ihren Arbeitsstab vorsah. Dieses Abkom-
mens in Form eines Briefwechsels wurde vom Kongreß des Landes
am 25. März 1998 durch Dekret Nr. 21-98 gebilligt13. In der Tat
reicht bei einer Regelung, die persönliche Immunitäten – also Aus-
nahmen von der Gerichtsbarkeit und sonstiger staatlicher Hoheitsge-
walt – vorsieht, ein einfaches Verwaltungsabkommen nicht aus, das
lediglich von der Exekutive gezeichnet wird. Offen blieb indes, ob
die Geltungserstreckung konstitutive Wirkung haben oder lediglich

klarstellen sollte, daß in der Tat das Übereinkommen von 1946 der
richtige rechtliche Maßstab für die Beurteilung des Status der Kom-
mission selbst, ihrer Mitglieder und ihres Arbeitsstabes war. Glück-
licherweise erwies es sich zu keiner Zeit vor oder nach der Billigung
des Briefwechsels durch den Kongreß als notwendig, auf die Einhal-
tung der gewünschten beziehungsweise gewährten Immunität zu po-
chen. Ohne jeden Vorbehalt respektierten die guatemaltekischen
Behörden die Unabhängigkeit der Kommission.

III. Die Arbeit der Kommission

Organisationsstruktur
Da jedermann die effektive Möglichkeit erhalten sollte, mit der
Kommission Kontakt aufzunehmen und ihr seine Erfahrungen vor-
zutragen, konnte sich die Kommission nicht darauf beschränken, in
der Hauptstadt des Landes ein Zentralbüro einzurichten, sondern
mußte von sich aus die Nähe zu der leidgeprüften Bevölkerung su-
chen. So wurden im ganzen Land insgesamt 14 Regionalbüros ein-
gerichtet, nach Möglichkeit jeweils im engen Verbund mit dem ört-
lichen MINUGUA-Büro. Alle diese Büros mußten sodann mit dem
für eine effektive Arbeit erforderlichen Personal ausgestattet wer-
den; selbstverständlich oblag es den Kommissionsmitgliedern, inso-
weit die richtige Auswahl unter den zahlreichen Bewerbungen zu
treffen. Zur Zeit seiner größten Ausdehnung umfaßte der Arbeitsstab
unter Einrechnung aller Hilfskräfte (Chauffeure, Sekretärinnen, Rei-
nigungspersonal und so fort) etwa 270 Personen. Auch hier verfolg-
te man das Prinzip, das schon bei der Regelung über die Zusammen-
setzung der Kommission Pate gestanden hatte, daß nämlich die er-
folgreichste Arbeit von einem gemischt-nationalen Team zu erwar-
ten sein würde. So wurde auch ein erheblicher Anteil von Guatemal-
teken in den Arbeitsstab aufgenommen. Die Verwaltungsfunktio-
nen wurden dem Büro der Vereinten Nationen für Projektdienste
(UNOPS) anvertraut, das der Kommission mit einer für internationa-
le Bürokratien ungewöhnlichen Effizienz und Leistungsbereitschaft
den Rücken für die eigentliche Sacharbeit freihielt.

Beweisaufnahme
Hauptsächlich ging es in der ersten Zeit (ab September 1997) darum,
das Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen und Aussagen von den-
jenigen zu erhalten, die aus eigener Anschauung die Schrecken der
Gewaltanarchie erlebt hatten. Die Registrierung dieser Aussagen
vollzog sich unter sehr viel weniger dramatischen Umständen als in
Südafrika, wo bewußt beabsichtigt worden war, durch die Öffent-
lichkeit der Verhandlungen eine kathartische Wirkung zu erzielen.
Nach dem Abkommen von Oslo waren die Verhandlungen der Kom-
mission nicht öffentlich, vor allem der Sicherheit der Zeugen und
sonstigen Informanten wegen. Die Aussagen wurden deshalb stets
vertraulich aufgenommen und sodann an die Zentrale in der Haupt-
stadt übermittelt, wo sie sogleich systematisiert und in der Schluß-
phase für die Zwecke der Berichterstattung ausgewertet wurden.
Stets hatten die Mitarbeiter der Kommission in einer ersten Anlauf-
phase Schwierigkeiten, die natürliche Scheu der Betroffenen zu
überwinden und sie zu ermutigen, ihr Zeugnis abzugeben. Die Kom-
mission führte in den Anfangsmonaten wiederholt Aufklärungsak-
tionen durch Plakate, Zeitungsinserate und kurze Werbebotschaften
in den zahlreichen Radiosendern des Landes durch, nicht nur in spa-
nischer Sprache, sondern auch in den am meisten verbreiteten Maya-
Sprachen. Sowohl die Opfer wie auch die Täter sollten zum Reden
gebracht werden. Gelegentlich vermischten sich beide Gruppen, so
in der Person derjenigen, welche von Militärbefehlshabern durch
Todesdrohungen ihrerseits zum Töten gezwungen worden waren.
Es liegt auf der Hand, daß die Opfer größere Neigung hatten, sich der
Kommission zu stellen, als die Angehörigen der Tätergruppen. Aber
auch sie waren vielfach nicht ohne weiteres bereit, über ihre Lebens-
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erfahrungen zu berichten, herrschte doch noch ein verbreitetes Miß-
trauen gegenüber der Festigkeit des neu gewonnenen Friedens. All-
zu lange hatten Gewalt und Unterdrückung geherrscht, als daß man
unbesehen geglaubt hätte, daß nun das goldene Zeitalter angebro-
chen sei. In der Tat manifestierten sich in einzelnen Landesteilen
auch noch sehr deutliche Überreste ehemaliger militärischer Macht-
strukturen. Manche örtlichen Machthaber der Bürgerkriegszeit ver-
suchten, ihre frühere Privilegierung in die Zeit der Normalität hin-
überzuretten und jedwede Untersuchung ihrer früheren Verbrechen
zu verhindern. Es gelang ihnen indes nur sehr selten, die Bevölke-
rung zum Schweigen zu zwingen. Immer wieder wies die Kommis-
sion darauf hin, daß eine Aufdeckung der Wahrheit vor der Kom-
mission gleichzeitig einen Akt der Befreiung darstelle, da Gesagtes
auch durch einen Racheakt nicht wieder in das Dunkel des Unent-
deckten zurückbefördert werden könne; je mehr Menschen von ihrer
Redefreiheit Gebrauch machten, um so weniger nütze es den Tätern,
gewaltsam zu reagieren. In der Tat kann jemand, der seine Aussage
gemacht hat, nicht mehr unter Druck gesetzt werden, nicht auszusa-
gen. So wandelte sich gleichzeitig das Erscheinen vor der Kommis-
sion zu einem Akt demokratischer Selbstbefreiung. Vor allem in
Quiché, dem am stärksten betroffenen Departement im Nordwesten
des Landes, erkannten die Menschen die langfristige Schutzwirkung
einer Strategie vorbehaltloser Offenlegung des Geschehenen und be-
teiligten sich mit besonderem Eifer an der gemeinsamen Wahrheits-
suche.
Hinsichtlich der Maya-Bevölkerung stellte sich in diesem Zusam-
menhang nicht nur ein einfaches Sprach- und Übersetzungsproblem.
Viele Menschen in den ländlichen Bezirken, die der spanischen
Sprache nicht mächtig waren, hatten in ihrem ganzen bisherigen Le-
ben noch niemals vor der Herausforderung gestanden, das ihnen Wi-
derfahrene in knappen und präzisen Worten so zu schildern, wie ein
westlicher Jurist dies bei einer Zeugenaussage für selbstverständlich
halten mag. Regelmäßig bewegte sich der Dialog nur spiralförmig
voran, wobei immer wieder der Anfangspunkt aufgesucht wurde.
Nur mit großer Geduld von seiten des Fragestellers ging nach einer
erneuten Runde die Schilderung ein paar Schritte weiter. Diese be-
sondere Gesprächsstruktur läßt sich auch als Ausdruck einer Strate-
gie des Selbstschutzes deuten. Über Jahrhunderte waren die An-
gehörigen der Maya-Bevölkerung in der Rolle des Unterlegenen ge-
wesen, und auch die bewaffnete Auseinandersetzung hatte diese
Machtverteilung bestärkt. Stets hatten die Schwächeren dabei ge-
lernt, daß es für sie selbst am günstigsten sei, einfach zu schweigen
und vorzugeben, daß sie selbst ein zweifelhaftes Geschehen gar nicht
wahrgenommen hätten. Nun sollten sie vor der Kommission eine ge-
nau entgegengesetzte Tugend praktizieren, nämlich diejenige des of-
fenen Wortes.
Bei den Tätern bestand grundsätzlich kein Interesse an einer Aussa-
ge vor der Kommission. Das Abkommen von Oslo hatte keine An-
reize zur Verfügung gestellt. Eine Amnestie sieht es nicht vor. Die
einzige Schutzvorkehrung zugunsten der Täter war die Bestimmung,
daß der Bericht keine Namen angeben solle. Dennoch kam es in ver-
einzelten Fällen zu Schilderungen von Gewalt- und Greueltaten
durch die Beteiligten selbst. Zwei Motive waren hier durchweg im
Spiel. Ganz selten handelte es sich um Personen, die sich durch ein
reuevolles Bekenntnis selbst reinigen wollten, weil sie die Last der
Schuld, die sie auf sich geladen hatten, nicht mehr ertragen konnten.
Meist wollten Täter deshalb vor der Kommission aussagen, weil sie
den – nicht unzutreffenden – Eindruck hatten, daß sie von den 
Machteliten als Werkzeug mißbraucht worden seien und für die von
ihnen begangenen Taten nicht die gebührende Anerkennung erfah-
ren hätten. Insgesamt handelte es sich um eine relativ kleine Grup-
pe. Gerade die Aussagen dieser Personen waren aber deswegen auf-
schlußreich, weil sie einen Einblick in die Arbeitsweise des staatli-
chen Repressionsapparats erlaubten. Während aus den Erklärungen

der Opfer selten etwas über die Hintergründe zu entnehmen war,
sondern im Grunde sich stets das gleiche Bild von menschenverach-
tender Grausamkeit herausschälte, war aus den Täteraussagen vieles
über Zurechnung und Schuld zu erfahren.
Mehr als 8 000 Personen erschienen vor der Kommission, um eine
Aussage zu machen. Trotz dieser beeindruckenden Zahl wurde da-
mit doch nur ein Bruchteil dessen erfaßt, was während der Jahre
1962 bis 1996 an Menschenrechtsverletzungen und Gewalttaten be-
gangen worden war. Immerhin hat es die massive Beteiligung der
Bevölkerung erlaubt, Schlüsse zu ziehen, die datenmäßig so gut ab-
gesichert sind, daß bis zum heutigen Tage kein Versuch unternom-
men worden ist, die Verläßlichkeit der gewonnenen Ergebnisse in
Zweifel zu ziehen. Allerdings muß angemerkt werden, daß nicht alle
Kreise der Bevölkerung in gleicher Weise bereit waren, über ihre
Leidensgeschichte zu berichten. Im konservativen Lager gab es in-
soweit eine deutliche Zurückhaltung, weil dort den Betroffenen ein-
geredet worden war, die Kommission verfolge eine ›linke‹ Program-
matik.

Öffentlichkeitskontakte
Trotz der Vertraulichkeit der erhobenen Beweise verstand sich die
Kommission niemals als eine Institution, die ihre Arbeit völlig abge-
schieden von der Öffentlichkeit verrichten sollte. Ganz anders hatte
sich die Wahrheitskommission in El Salvador verhalten. Wohl auch
wegen des noch herrschenden Klimas der Gewaltsamkeit hatte sich
die dortige Kommission weitgehend in die Isolation zurückgezogen.
Von der guatemaltekischen Kommission hingegen wurde das gebo-
tene Schweigen zum Inhalt der erlangten Erkenntnisse nicht als all-
gemeines Schweigegebot begriffen. Ihre Mitglieder waren deswegen
bereit, Anfragen aus Presse, Rundfunk und Fernsehen zu Arbeits-
weise, Methodik, Zeitplan und Sinnhaftigkeit des ganzen Vorhabens
zu beantworten. Am 27. Mai 1998 veranstaltete sie ein nationales Fo-
rum mit dem Ziel, die Meinung aller interessierten Organisationen
zu dem gewünschten Inhalt der von ihr zu formulierenden Empfeh-
lungen einzuholen. Die Kommission äußerte sich auch freimütig zur
Mitwirkung der guatemaltekischen Behörden bei ihren Untersu-
chungen. Als Anfang Januar 1998 ein Interview mit dem Koordina-
tor veröffentlicht wurde, in dem dieser den mangelnden Einsatz der
Regierung bei der Suche nach Archivunterlagen kritisierte, kam es
zu einem Eklat. Der Außenminister des Landes forderte den gerade
zu einem Besuch in Guatemala weilenden Generalsekretär der Ver-
einten Nationen auf, den Koordinator zurechtzuweisen. Recht deut-
lich wurde auch darauf gepocht, daß es ein Fremdenrecht gebe – of-
fenbar um anzudeuten, daß man sich gegebenenfalls genötigt sehen
könnte, eine unerwünschte Person auszuweisen. Der Generalse-
kretär ignorierte dieses plumpe Manöver. Schon nach wenigen Ta-
gen setzte sich auch auf seiten der Regierung die Überzeugung
durch, daß man sich in unhaltbare Positionen verrannt hatte. Der wei-
tere Verlauf der Beziehungen blieb von solchen groben atmosphäri-
schen Störungen frei.

Rechtliche Maßstäbe
Der Kommission blieb es nicht erspart, nähere Überlegungen über
den Inhalt der beiden Zentralbegriffe ›Menschenrechtsverletzungen‹
und ›Gewalttaten‹ und deren geforderte Verbindung mit der bewaff-
neten Auseinandersetzung anzustellen14. Im Hinblick auf die Regie-
rungsseite warfen diese Begriffe keine allzu großen Schwierigkeiten
auf. Was den Standard der Menschenrechte angeht, so konnte die
Kommission von der gesicherten Erkenntnis ausgehen, daß jeden-
falls die menschlichen Kernrechte – Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit, Freiheit von Folter, Freiheit von willkürlicher
Verhaftung – schon seit dem Anfang der sechziger Jahre den Status
von geltendem völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht erlangt hatten.
Gerade diese völkerrechtliche Objektivierung war von besonderer
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Bedeutung, da die interne Rechtsordnung des Landes während der
35 Jahre der bewaffneten Auseinandersetzung jedenfalls in der Pra-
xis eine tiefgreifende Pervertierung erfahren hatte, auch wenn die
Rechtstexte als solche durchaus den Anschein einer funktionieren-
den Rechtsordnung vorspiegelten.
Unter den Begriff ›Menschenrechtsverletzungen‹ lassen sich auch
die Verletzungen der Regeln des humanitären Kriegsrechts rubrizie-
ren, da dieses ja dazu dient, selbst in der schlimmen Lage eines be-
waffneten Konflikts ein Minimum an zivilisatorischer Mäßigung
aufrechtzuerhalten. Es konnte keinem Zweifel unterliegen, daß die
Regierungsseite ganz schlicht die geltenden Menschenrechte zu be-
achten hatte, solange noch nicht von einem bewaffneten Konflikt ge-
sprochen werden konnte. Im Verlaufe eines bewaffneten Konflikts
tritt der allgemeine Menschenrechtsschutz zurück; in jedem Fall sind
dann aber zumindest die Regeln zu beachten, die im gemeinsamen
Art. 3 der vier Genfer Rotkreuz-Konventionen aus dem Jahre 1949
für interne Konflikte niedergelegt sind15. Die Regierung war zwar
niemals bereit gewesen, die Existenz eines solchen Konflikts anzu-
erkennen. Aus diesem Grunde wurde terminologisch stets von einem
›enfrentamiento armado‹ und nicht von einem ›conflicto armado‹ ge-
sprochen. Aber auf die Anerkennung der objektiven Rechtslage
durch die Beteiligten kommt es nicht an. Die Regeln des huma-
nitären Rechts verlangen nach Beachtung ganz unabhängig von der
subjektiven Meinung der Konfliktparteien. Guatemala hatte die vier
Genfer Abkommen bereits im Jahre 1952 ratifiziert. Im übrigen stellt
der gemeinsame Art. 3 dieser Übereinkommen nach der Rechtsauf-
fassung des Internationalen Gerichtshofs bindendes völkerrechtli-
ches Gewohnheitsrecht dar16.

Hinsichtlich der Guerilla-Verbände war die Rechtslage nicht so ein-
fach zu beurteilen. Mit dem Zeitpunkt, wo die Auseinandersetzung
die Intensität eines bewaffneten Konflikts erreichte, waren auch sie
an den gemeinsamen Art. 3 der vier Genfer Abkommen gebunden.
Die Frage stellte sich aber, was unterhalb dieser Schwelle gelten soll-
te, vor allem zu einer Zeit, wo sich die Auseinandersetzungen im we-
sentlichen auf terroristische Handlungen von beiden Seiten be-
schränkten. Zwar sollen angesichts der humanitären Zielsetzungen
des Genfer Rechts an die Existenz eines bewaffneten Konflikts kei-
ne hohen Anforderungen zu stellen sein17. Die Frage muß aber ge-
stellt werden, ob bloße Entführungen, Mordanschläge und sonstige
Gewaltaktionen, bei denen es nicht um Kampfhandlungen geordne-
ter militärischer Verbände geht, das ›Gütesiegel‹ des bewaffneten
Konflikts erhalten dürfen. Wie dem auch sei: es gab sicherlich ein-
zelne Perioden in der wechselvollen Geschichte der Auseinanderset-
zung zwischen Regierung und den sie bekämpfenden linken Kräften,
wo von einem bewaffneten Konflikt im Sinne des Genfer Rechts
nicht die Rede sein konnte. Man hätte insoweit die Handlungen der
Guerilla unter dem Stichwort ›Gewalttaten‹ behandeln können. Da-
mit aber wäre einerseits die Frage aufgetaucht, was unter einer ›Ge-
walttat‹ zu verstehen ist, und andererseits hätte man unvermeidlich
eine Differenzierung in der rechtlichen Bewertung des Verhaltens
der Regierungsseite einerseits, der Guerilla andererseits eingeführt.
Dies hätte ersichtlich nicht den Zielsetzungen des Osloer Abkom-
mens entsprochen, das von einer Parität zwischen den beiden Streit-
parteien ausgeht.
Die Kommission entschloß sich in dieser Lage, einen Mittelweg zu
beschreiten, der vielleicht nicht nötig gewesen wäre. Anstatt davon
auszugehen, daß auch die Verbände der Guerilla in jedem Falle die
anerkannten internationalen Menschenrechte zu beachten hatten,
stellte sie fest, daß jedenfalls die gemeinsamen Prinzipien der Men-
schenrechte und des humanitären Kriegsrechts zu respektieren wa-
ren18. Es ist richtig, daß nach klassischem Verständnis Menschen-
rechtsverletzungen nur von seiten des Staates begangen werden kön-
nen. In einer mittlerweile lange gefestigten Praxis haben aber Gene-
ralversammlung wie Sicherheitsrat in Bürgerkriegssituationen stets
beide Parteien aufgefordert, menschenrechtliche Verpflichtungen
einzuhalten. Auch das ›Institut de droit international‹ hat bei seiner
Berliner Tagung im August 1999 festgestellt, daß in bewaffneten
Konflikten, an denen nichtstaatliche Gebilde (entities) beteiligt sind,
auch »die Grundsätze und Regeln des internationalen Rechts, die die
grundlegenden Menschenrechte gewährleisten« verbindlich seien19.
Die Kommission befand sich also auf gesichertem Rechtsboden,
wenn sie den gemeinsamen Inhalt von Menschenrechten und huma-
nitärem Recht zur Meßlatte für die Handlungen der Guerilla erhob.
Im wesentlichen ging es auch um den Schutz von Rechtsgütern, de-
ren Schutzwürdigkeit keinerlei Zweifel unterliegt, nämlich vor allem
Leben und körperliche Unversehrtheit sowie persönliche Freiheit. 

Mitwirkung der Parteien an der Sachaufklärung
Nach dem Gesetz über die Nationale Aussöhnung waren, wie bereits
hervorgehoben, alle staatlichen Stellen gehalten, der Kommission je-
de Unterstützung zu gewähren. Dies bedeutete in erster Linie, daß
Auskünfte zu erteilen und Archivmaterialien zur Verfügung zu stel-
len waren. Wie aus der Korrespondenz mit der Regierung hervor-
geht, welche die Kommission in Band XII ihres Berichts veröffent-
licht hat20, hatten schon sehr früh Bemühungen eingesetzt, von der
Regierung Aufklärung über einige der gravierendsten Terroraktio-
nen des staatlichen Sicherheitsapparats zu erfahren. In einem Brief
vom 9. September 1997 an den Präsidenten21 wurde um Auskunft
über fünf der schockierendsten Massenentführungsfälle des Landes
– Entführung und Ermordung von mindestens 33 Führungspersön-
lichkeiten der kommunistischen Partei zwischen dem 2. und 5. März
196622, Entführung und Ermordung von weiteren sechs Mitgliedern
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der Partei am 26. September 1972, Entführung und Ermordung von
zunächst 25 Gewerkschaftsführern am 21. Juni 1980 und weiteren 17
am 24. August 198023, Entführung und Ermordung von elf studenti-
schen Führern in der Zeit vom 21. August bis zum 10. September
198924 – gebeten. Dieser Brief wurde von Instanz zu Instanz wei-
tergereicht. Zu keinem Zeitpunkt gab es ein ernsthaftes Bemühen,
dem Begehren der Kommission nachzukommen. Die Regierung be-
schränkte sich auf die Behauptung, es gebe zu diesen Fällen keiner-
lei Unterlagen.
Auch von seiten der Streitkräfte wurde die Kommission durchweg
mit belanglosen Auskünften abgespeist. Die einzigen gehaltvollen
Dokumente, in die sie Einsicht nehmen konnte, waren die jährlich im
voraus erstellten Operationspläne, die zum Teil aufschlußreiche Ein-
blicke in das Innenleben des Heeres gestatteten, aber doch nicht die
Frage beantworten konnten, welche Kenntnis das Oberkommando
von dem Kampfgeschehen hatte. Insofern wäre es notwendig gewe-
sen, Einsicht in die von den verantwortlichen Truppenführern
nachträglich erstellten Berichte zu nehmen. Kein einziger solcher
Bericht ist der Kommission übermittelt worden. Konstant wurde be-
hauptet, solche Unterlagen existierten nicht. Dennoch hatten An-
gehörige des Arbeitsstabes bei einem Besuch in einer Regionalkom-
mandantur feststellen können, daß es Dokumente gab, welche ex
post die durchgeführten Kampfaktionen bewerteten. Durch Anwei-
sungen an die örtlichen Militärdienststellen wurden unmittelbar da-
nach vom Oberkommando solche direkten Kontakte unterbunden.
Die Kommission konnte demgemäß nicht die Überzeugung gewin-
nen, daß die mangelnde Information schlicht auf das Fehlen der er-
betenen Unterlagen zurückzuführen sei.
Die Zusammenarbeit mit den Guerilleros gestaltete sich sehr viel er-
tragreicher. Die Mitglieder der Kommission konnten sich mehrfach
mit den ›Comandantes‹ selbst an einem Arbeitstisch zusammenset-
zen und mit ihnen die wichtigsten Geschehnisse durchdiskutieren.
Auch erhielten sie von der URNG eine ganze Reihe schriftlicher Un-
terlagen. Insbesondere gestand die Guerilla ein, daß sie für das Mas-
saker von Aguacate verantwortlich sei, bei dem im November 1988
22 Bauern umgebracht worden waren25. Bekanntlich geht auf ihr
Konto auch die Ermordung des deutschen Botschafters Graf Spreti
im April 197026. Dennoch blieben auch im Hinblick auf die Guerilla
viele Fragen offen. Ein detaillierter Brief, in dem um Auskünfte hin-
sichtlich zahlreicher ihr angelasteter schwerer Gewalttaten gebeten
worden war, erfuhr bis zum Abschluß der Arbeiten der Kommission
keine Antwort.

Mitwirkung des Auslands
Aus dem Ausland wurde die Arbeit der Kommission mit Quellenma-
terial lediglich von den Vereinigten Staaten unterstützt. Zwar wur-
den in keinem Falle vollständige Aktensätze übergeben, und vieles
in den Dokumenten war geschwärzt. Immerhin aber lieferten diese
Dokumente vielfach wertvolle Hinweise. Insbesondere ergab sich
daraus, daß die USA die guatemaltekische Regierung bei der
Bekämpfung der Stadtguerilla – was in jedem Fall sofortige Tötung
der aufgespürten Personen bedeutete – aktiv unterstützte. Schreiben
mit Auskunftsersuchen an die kubanische und die argentinische Re-
gierung blieben unbeantwortet. Israel leugnete in einem Antwort-
schreiben jede Zusammenarbeit offizieller Art mit den Militärregi-
men der Konfliktperiode.

IV. Die Hauptergebnisse des Berichts

Der Bericht
Der Bericht vom 25. Februar 1999 besteht im wesentlichen aus zwei
Teilen, einem Bericht über den Verlauf des Bürgerkriegs mit seinen
Menschenrechtsverletzungen und Gewalttaten sowie die Vorge-
schichte und einem Abschnitt, in dem die Empfehlungen zusammen-
gefaßt sind. Der Bericht wird durch zahlreiche Anlagen ergänzt. Ins-
besondere hat sich die Kommission die Mühe gemacht, alle ihr vor-
getragenen Einzelfälle, in denen es um schwerwiegende Rechtsver-
letzungen ging, jeweils mit wenigen erklärenden Worten zu schil-
dern. Überdies gibt es eine Anlage mit der genauen Schilderung von
86 Fällen, die als besonders symptomatisch für die Typologie der
seinerzeit begangenen Verbrechen gelten können. Hier hat die Kom-
mission jeweils durch Verwertung von Zeugenaussagen, dokumen-
tarischen Quellen und sonstigen Beweisstücken ein genaues Bild der
Tat mit ihren Hintergründen und Folgen entworfen. Durch diese
Fallgeschichten vermag der Bericht eine lebendige Anschauung von
Leiden und Tod zu vermitteln, die sich nicht auf die bloße Aufzäh-
lung von statistischen Daten beschränkt. Bisher liegt der Bericht nur
in spanischer Sprache in einer Druckfassung vor. Eine englische Fas-
sung sowie eine Fassung zumindest in einer der Maya-Sprachen des
Landes sind geplant; allerdings ist die Finanzierung insoweit noch
ungeklärt.
Eine Ausgabe mit einer Zusammenfassung der Hauptergebnisse so-
wie dem ungekürzten Wortlaut der Empfehlungen wurde noch am
Tage der Übergabe des Berichts in Tausenden von Exemplaren so-
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wohl in spanischer wie auch in englischer Sprache an alle Interes-
sierten verteilt. Dieser Text ist auch als Dokument der Vereinten Na-
tionen erschienen27.

Die Feststellungen

l Zahl der Opfer
Da die Kommission auf Grund ihrer beschränkten Befugnisse nicht
in der Lage war, den ihr zur Prüfung zugewiesenen Zeitabschnitt um-
fassend aufzuklären, sondern im wesentlichen auf freiwillige Mitar-
beit angewiesen war, können die Zahlenangaben im Bericht kein Ge-
samtbild der Jahre von 1962 bis 1996 vermitteln. Sie spiegeln in ih-
rer Aufschlüsselung immer nur die Charakteristika derjenigen Fälle
wieder, die der Kommission vorgetragen worden sind. Immerhin hat
die Kommission den Versuch gewagt, auf Grund des von ihr gewon-
nenen Datenmaterials eine Hochrechnung28 vorzunehmen, um je-
denfalls die Zahl der Getöteten zu ermitteln. Bei dieser Rechnung er-
gab sich für die Zeit von 1978 bis 1996 eine Zahl von rund 132 000
Opfern29, die sich für die gesamte Dauer der bewaffneten Auseinan-
dersetzung auf etwa 200 000 Personen erhöht. Die zuvor überall im
Lande ohne genauere wissenschaftliche Absicherung verwandte Ar-
beitshypothese (150 000 bis 200 000 Tote) hat sich damit also be-
stätigt.

l Verantwortlichkeit des Staates
Zu den Hauptergebnissen des Berichts gehört die Schlußfolgerung,
daß der Staatsapparat von Guatemala über Jahrzehnte hinweg nicht
etwa nur terroristische Umtriebe bekämpft, sondern daß er selbst mit
terroristischen Methoden die politische Freiheit seiner Bürger unter-
drückt hat. Jede Kritik an dem herrschenden Gewaltsystem konnte
für den Betroffenen zu einem selbst gesprochenen Todesurteil wer-
den. Als subversiv und damit als todeswürdig galt es nicht nur, Ziele
der kommunistischen Ideologie zu vertreten, sondern soziale Ge-
rechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit zu fordern. Eine perverse anti-
kommunistische Ideologie betrachtete einen jeden als Feind des
Staates, der für Reformbestrebungen in Staat und Gesellschaft ein-
trat30. Mit dem Makel des inneren Feindes wurde vor allem in der
Endphase der bewaffneten Auseinandersetzung die gesamte Maya-
Bevölkerung belegt.

l Völkermord
Das brutale Vorgehen gegen die Maya-Bevölkerung steht in direk-
tem Zusammenhang mit dieser allgemeinen Brandmarkung als inne-
rer Feind31. Nach den Feststellungen der Kommission sind jedenfalls
in vier Gebieten des Landes zu bestimmten Zeiten zwischen 1981
und 1983 Operationen gegen die Zivilbevölkerung durchgeführt
worden, deren Ziel die vollständige Vernichtung bestimmter örtli-
cher Gemeinschaften war32. Nach den übereinstimmenden Schilde-
rungen der überlebenden Zeugen wurden völlig wahllos auch Greise,
Frauen und Kinder umgebracht. Mit besonderem Haß wurden
schwangere Frauen verfolgt. Die bestialischen Umstände der Ernied-
rigung und Ermordung dieser Opfer lassen sich kaum auf Papier ban-
nen. Angesichts solcher Tötungsorgien, die nichts mehr mit einer mi-
litärischen Logik zu tun hatten, mußte die Kommission zu dem Er-
gebnis gelangen, daß hier die Absicht der Ausrottung der betroffenen
Menschengruppe wegen ihrer ethnischen Eigenart das bestimmende
Motiv gewesen sei und daß damit Völkermord im Sinne der Kon-
vention der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1948 begangen wor-
den sei.

l Das Versagen der Justiz
Die Kommission stellte ferner fest, daß der einzelne während der ge-
samten Dauer der bewaffneten Auseinandersetzung keinen Schutz
durch die Justiz des Landes erhalten habe33. Die Gerichtsbarkeit
stand völlig im Schatten der politischen Macht. Durchweg wurden

eingelegte Rechtsmittel verschleppt oder verworfen. Wenn aber ein-
mal ein mutiger Richter einen Durchsuchungsbefehl erließ, auf des-
sen Grundlage nach dem Aufenthaltsort eines Entführten geforscht
werden sollte, wurde die Vollstreckung der richterlichen Entschei-
dung von den Sicherheitskräften stets vereitelt. Vor allem auf dem
Lande war die bäuerliche Bevölkerung den Gewaltaktionen der
Streitkräfte und der regierungsnahen Milizen in Gestalt der ›Zivil-
patrouillen‹ auf der einen Seite, der Guerilla auf der anderen Seite
wehrlos ausgeliefert. Es gab keinerlei neutrale staatliche Instanz, an
die sich der Bürger mit einem Schutzbegehren hätte wenden können.
So hat sich der Staat als Einrichtung, von der nur Unterdrückung und
Willkür zu erwarten war, über Jahrzehnte hinweg selbst diskreditiert.
Der einzige politisch gefärbte Mordfall, in dem es bisher zu einer
Verurteilung des Täters gekommen ist, ist der Fall Myrna Mack34, 
in dem eine Soziologin allein wegen der von ihr betriebenen Studien
über die durch die Auseinandersetzung ausgelösten Binnenwande-
rungen als regimefeindlich eingestuft und demgemäß umgebracht
worden war. Während allerdings der Mörder, der sein Opfer mit ei-
gener Hand durch eine Vielzahl von Messerstichen getötet hatte, im
Gefängnis sitzt, schleppt sich der Versuch der Einleitung eines Straf-
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verfahrens gegen die für den Mordbefehl verantwortlichen Offiziere
bis zum heutigen Tage mit unzähligen Unregelmäßigkeiten ohne
Aussicht auf Erfolg dahin.

l Eine bewußte verbrecherische Politik
Besondere Erwähnung verdient schließlich die Feststellung, daß es
sich in aller Regel nicht lediglich um einzelne Übergriffe oder Fehler
gehandelt habe, sondern daß die jahrzehntelange Terror- und Ge-
waltpolitik einer bewußten Entscheidung der verschiedenen Staats-
führungen entsprochen habe, die in weitem Umfang über die Ge-
schehnisse mit allen ihren verbrecherischen Implikationen infor-
miert gewesen seien. Immer wieder war behauptet worden, es habe
zwar einzelne Exzesse und Fehlleistungen gegeben, niemals hätten
indes Staats- oder Armeeführung sich bewußt gegen das Recht ge-
stellt. Angesichts der erdrückenden Last des von der Kommission
zusammengetragenen Beweismaterials muß diese Schutzbehaup-
tung als widerlegt gelten35.

l Menschenrechtsverletzungen durch die Guerilla
Auch die Guerilla hat sich nach den Feststellungen der Kommission
schwerer Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht. Sogar ei-
nige Massaker sind ihr zuzurechnen. Rein quantitativ gesehen bleibt
der Umfang der von ihr zu verantwortenden Taten weit hinter denen
der staatlichen Organe zurück. Dennoch wäre es falsch, die Kampf-
einheiten der Aufständischen durchweg als Lichtgestalten den fin-
steren Umtrieben der herrschenden Machtelite entgegenzustellen.
Auch von ihrer Seite aus wurden Machtinteressen notfalls mit tödli-
cher Gewalt durchgesetzt. Vielfach befand sich die ländliche Bevöl-
kerung in einer ausweglosen Lage zwischen den Kampfparteien, von
beiden Seiten durch Repressalien brutal unter Druck gesetzt.

Die Empfehlungen
Vorsichtig waren die Empfehlungen der Kommission gefaßt. Zu den
wichtigsten Forderungen gehörte, daß der Präsident eine öffentliche
Entschuldigung für das begangene Unrecht abgeben und im Namen
des Staates die Verantwortung dafür übernehmen solle, daß die
Streitkräfte von Personen gesäubert werden müßten, die sich an ver-
brecherischen Taten beteiligt hatten, und daß insgesamt die Erfül-
lung der Empfehlungen durch eine in der Folgezeit zu errichtende
Überwachungsinstanz gesichert werden sollte.
Nichts von alledem ist verwirklicht worden. Die Regierung verwies
auf eine schon zuvor am 29. Dezember 1998 anläßlich des zwei-
ten Jahrestages des Friedensschlusses abgegebene Erklärung 
des Präsidenten, die – noch vor der Veröffentlichung des Berichts –
eine knappe Bitte um Verzeihung enthalten hatte. Im übrigen, so 
ließ man in einer Zeitungsanzeige verlauten, bestehe kein Hand-
lungsbedarf.

V. Die Zukunft Guatemalas

Guatemala wird seiner Vergangenheit nicht entrinnen können. Der
Bericht der Kommission und der ein Jahr zuvor veröffentlichte Be-
richt einer kirchlichen Wahrheitskommission haben die Schleier von
einer Vergangenheit gerissen, in der sich das Land, getrieben von ei-
ner von Machtinteressen durchtränkten Ideologie des Antikommu-
nismus, bewußt von allen Grundsätzen von Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie entfernt hatte. Was nottut, ist eine Aussöhnung zwi-
schen den beiden Volksgruppen des Landes, die nicht mit ein paar
beliebigen Worten zu haben ist, sondern Opfer und Anstrengungen
voraussetzt. Es sieht leider gegenwärtig nicht so aus, als ob das Land
auf diesem Wege große Fortschritte machen würde.
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Tadschikistan, einst Bestandteil Sowjetisch-Mittelasiens, ist nicht nur
am Rande des von der europäisch-nordamerikanischen ›regionalen
Abmachung‹ nach Kapitel VIII der UN-Charta – der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) – abgedeckten
Gebiets gelegen, sondern befindet sich auch in einer Wetterecke der
Weltpolitik. Die Grenze zu Afghanistan verläuft entlang des Amu
Darja und des Pjandsch; im Pamirgebirge grenzt das Land an die chi-
nesische autonome Region Sinkiang. Im Südosten ist die pakistani-
sche Grenze, sind Jammu und Kaschmir nicht weit. War das Khanat
von Kokand schon vor über hundert Jahren dem Zarenreich einver-
leibt worden, so gehörte der Süden noch zum wenigstens nominell
unabhängigen Emirat von Buchara. Der Norden kam 1918 zur Auto-
nomen Sowjetrepublik Turkestan innerhalb der Russischen Sowjetre-
publik, während der Süden 1924 eine Autonome Republik innerhalb
der Unionsrepublik Usbekistan bildete. Eigenständige Unionsrepu-
blik in den heutigen Grenzen wurde Tadschikistan 1929. Die Mehr-
heit der Einwohner sind Tadschiken, die einen ostiranischen Dialekt
sprechen. Die stärkste nationale Minderheit stellen die Usbeken, mit
einigem Abstand gefolgt von den Russen. Unter den Angehörigen
weiterer Minderheiten findet sich auch eine Anzahl von Rußland-
deutschen. Vorherrschende Religion ist der sunnitische Islam.
Obgleich in unserer Öffentlichkeit nur marginal wahrgenommen,
gehört der tadschikische Konflikt zu den schärfsten im OSZE-Raum.

Er enthält fast alles, was ein ›moderner‹ Konflikt zu bieten hat: poli-
tische Machtkämpfe, ideologisch-weltanschauliche Kontroversen,
Streit um die ordnungspolitische Orientierung, Rivalitäten um wirt-
schaftliche Ressourcen, regionale Auseinandersetzungen, Ansprü-
che nationaler Minderheiten, Auftreten von islamistischen Funda-
mentalisten, Einmischung von Regionalmächten. Obwohl ihm zwi-
schen 1992 und 1997 bis zu 200 000 Menschen zum Opfer gefallen
sind, obwohl er eine halbe Million Menschen zur Flucht (zumeist in
die armen Nachbarländer) zwang, und obwohl er Menschenrechts-
verletzungen erheblichen Ausmaßes mit sich brachte, dachte keine
äußere Macht an eine militärische Intervention. Dank solcher Um-
sicht konnten die Vereinten Nationen und die anderen in der Kon-
fliktlösung engagierten Akteure – nicht zuletzt zahlreiche nichtstaat-
liche Organisationen (NGOs) – ausschließlich auf friedliche politi-
sche Mittel setzen, was ihre Erfahrungen für die zivile Konfliktbear-
beitung relevant macht.

Evolution des innertadschikischen Konflikts

Die UN sind in Tadschikistan mit einer eigenen Friedensmission,
zahlreichen Sonderorganisationen und Spezialorganen – darunter
FAO, WHO, UNICEF, UNHCR, WFP und UNDP – sowie Vertre-
tern der für humanitäre Angelegenheiten zuständigen Abteilung des
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Sekretariats präsent. Die Beobachtermission der Vereinten Nationen
in Tadschikistan (UNMOT) wurde vor fünf Jahren vom Sicherheits-
rat »für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten« eingerichtet1 mit
der Aufgabe, die Umsetzung der im September 1994 in Teheran ge-
schlossenen Vereinbarung zwischen Regierung und Opposition
»über eine vorläufige Waffenruhe und die Einstellung anderer feind-
seliger Handlungen an der tadschikisch-afghanischen Grenze und im
Innern des Landes« zu überwachen und zu unterstützen. Ihr Mandat
wurde mehrfach verlängert, zuletzt am 12. November 1999 durch
Resolution 1274 des Rates2.
Insgesamt unterstützen internationale und regionale Organisationen
sowie NGOs den Friedensprozeß mit einem beträchtlichen Potential,
wozu rund 45 Feldmissionen vor Ort gehören. Gut die Hälfte von 
ihnen widmet sich der humanitären Hilfe und der Entwicklungszu-
sammenarbeit. Der politisch-diplomatische Regelungsprozeß zwi-
schen den beiden kriegführenden Seiten wird im wesentlichen von
den Vereinten Nationen in Gestalt der UNMOT sowie, wenn auch in
bescheidenerem Maße, von der OSZE mit ihrer Langzeitmission in
der Hauptstadt Duschanbe bearbeitet. Freilich hat die ausländische
Präsenz noch eine andere Seite in Gestalt der ›Gemeinsamen Friedens-
truppe der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten‹ (kurz: GUS-Frie-
denstruppe)3, die einen gewichtigen militärischen Faktor darstellt.
Seinen Ausgang hat der Konflikt in der Endphase der Sowjetzeit ge-
nommen. Im Zusammenhang mit der Perestroika und dem Zerfall
der UdSSR entbrannte im 1991 unabhängig gewordenen Tadschiki-
stan ein scharfer innenpolitischer Konflikt über die weitere ord-
nungspolitische Orientierung sowie über die Transformation der po-
litischen, wirtschaftlichen und sozialen Systeme, den die beteiligten
Seiten bis zum Bürgerkrieg (1992/93) trieben. In dessen Verlauf for-
mierten sich als Hauptparteien zwei Gruppierungen: die ›Volks-
front‹ mit dem heutigen Präsidenten Emomali Rachmonow und eine
Koalition oppositioneller Parteienvertreter, die ›Vereinigte Tadschi-
kische Opposition‹ (VTO). Dominierende Kraft der VTO war die
›Partei der Islamischen Wiedergeburt‹ (PIW), die für die Umwand-
lung Tadschikistans in einen islamischen Staat eintritt.
Seine Wucht bezog der Zusammenprall jedoch nicht originär aus
ideologischen und politischen Gegensätzen, sondern aus den Interes-
senkollisionen der tadschikischen regionalen Eliten. Bei einer tradi-
tionell stark ausgeprägten Fragmentierung der Gesellschaft nach re-
gionalen (ethnischen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen)
Gruppen verloren die alten sowjetisch-zentralstaatlichen Strukturen
schnell ihre nationale Gesichtslosigkeit. Die regionalen Eliten be-
gannen mit der staatlichen Unabhängigkeit augenblicklich, dem
Staat ein neues Antlitz zu geben, und konkurrierten darum, welche
von ihnen dieses prägen würde: die aus Leninabad (Chodschent), die
aus Karategin oder die aus Kuljab. Jene in einen Bürgerkrieg ausar-

tende Konkurrenz reflektierte den Grunddefekt des politischen Sy-
stems Tadschikistans: die Nichtübereinstimmung zwischen den
überkommenen Strukturen der Staatsmacht und den traditionellen
regionalen Identitäten der Tadschiken.
Ende 1992 ging die Volksfront aus dem Bürgerkrieg zunächst als mi-
litärischer Sieger hervor. Die Führungen der PIW und teilweise auch
anderer Parteien der Opposition flohen ins Exil. Von Afghanistan
aus führte die VTO seit 1994 Krieg gegen die Regierung; ihre ›Mud-
schaheddin‹ infiltrierten das Land. Die Konfliktevolution hatte in
dieser ersten Phase mit einer relativ klar umrissenen militärischen
Gegnerkonstellation Regierung – VTO eine Art ›horizontale Kon-
fliktkonstante‹ hervorgebracht. Sie zu bearbeiten war wichtig und
zugleich schwierig genug, sie war aber bei aller Komplexität poli-
tisch-diplomatisch überschaubar. Dafür entwickelten die UN, Regie-
rung und VTO mit den seit 1994 laufenden ›innertadschikischen Ge-
sprächen‹ ein adäquates Instrument, mit dem es schließlich den UN
gelang, zwischen den beiden kriegführenden Seiten Vereinbarungen
zu vermitteln, die man als einen Machtteilungskompromiß auf Zeit4

bezeichnen könnte.

Nicht mehr nur zwei Konfliktparteien

Als viel komplizierter erwies sich die Regelung der eigentlichen
Konfliktursachen, nämlich des beschriebenen Grunddefekts des po-
litischen Systems und der Konkurrenz der regionalen Eliten. Aus ih-
nen erwuchs das sozusagen Unübersichtliche, die ›vertikale Kon-
fliktvariable‹, die in die gesellschaftliche Ursachentiefe der Kon-
fliktdynamik führt und für deren Bearbeitung die internationalen Or-
ganisationen schließlich kein adäquates Instrumentarium zu ent-
wickeln vermochten. Das lag primär daran, daß der Konflikt von sei-
ner punktuell zugespitzten politischen Konfrontation zweier Grup-
pierungen in seiner weiteren Evolution schnell gesellschaftlich in die
Breite wucherte. Denn nach ihrem ursprünglichen militärischen Sieg
etablierte sich eine der regionalen Clan-Eliten, die aus Kuljab, zur
staatsleitenden. Der an die Staatsspitze gelangte Personenkreis ging
daran, seine Macht im Interesse der Gewährleistung seiner Partiku-
larinteressen zu sichern. Er begann, Tadschikistan als ›seinen‹ Staat
zu gestalten.
Spätestens von diesem Moment an beginnt die Konfliktproblematik
in Tadschikistan inhaltlich aber über den Rahmen eines Machtkon-
flikts zweier Akteure hinauszuwachsen, weil nunmehr eine für den
gesamten Transformations- und Staatsformungsprozeß fundamenta-
le Weichenstellung erfolgt war: Die inhaltliche Orientierung des ge-
sellschaftlichen Transformationsprozesses wird von einem regiona-
len Gesellschaftssegment prioritär nicht auf repräsentative Demo-
kratie, sondern auf eine Art Clan-Oligarchie ausgerichtet.
Das hatte weitgehende Auswirkungen. Erstens für die Wahrneh-
mung des jeweiligen Konfliktgegners und zweitens für die Aktivie-
rung des regionalen Faktors. Die Wahrnehmung entsprach einem
Nullsummenspiel: der Gewinn des einen kann nur so hoch sein wie
der Verlust des anderen. Die kuljabische De-facto-Monopolisierung
der Kontrolle über die politischen und wirtschaftlichen Machthebel
provozierte die Eliten der anderen regionalen Clans und Großfamili-
en, aber auch die der nationalen Minderheiten. Sie gingen gleichfalls
dazu über, die eigenen Interessen robust durchzusetzen. Ihre Motiv-
lage wurde durch Auseinandersetzungen um die Aufteilung des
Staatseigentums und die Privatisierung verstärkt, deren Beschleuni-
gung IMF und Weltbank zur Verbesserung der makro-ökonomi-
schen Rahmenbedingungen für die Marktwirtschaft nachdrücklich
forderten. Sie begannen darum zu ringen, in ihren jeweiligen Ein-
flußgebieten den Zugang zu wirtschaftlichen Ressourcen und Ge-
winnquellen für sich selbst zu monopolisieren. Derartige Rivalitäts-
kämpfe wurden zum Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen un-
ter Feldkommandanten sowie zwischen zentralen, regionalen, kom-
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munalen und örtlichen Verantwortungsträgern. Dabei wurden wohl
kaum weniger Waffen und Gewalt angewendet als im ›offiziellen‹
Krieg selbst. Hier, auf der gesellschaftlichen Graswurzelebene, zer-
störte der Konflikt die sozialen Beziehungen, verlor die Gesellschaft
ihre Fähigkeit zur Selbstregulierung.
Im Verlaufe seiner Evolution gewann der Konflikt also an Dynamik
und Intensität. UN und OSZE hatten es mit einer wachsenden Kom-
plexität des Konfliktguts zu tun, die Anzahl der Subkonflikte und der
in sie verwickelten Akteure war gleichfalls größer als zu Beginn ih-
rer Tätigkeit. Hatten sie es damals mit zwei Gruppierungen zu tun, so
ließen sich 1996/97 etwa fünf identifizieren, denen alle Kräfte und
Formationen, die Gewalt anwendeten, zuzurechnen waren.

Der Umgang mit dem Konflikt

Unter diesen Bedingungen standen UN, OSZE und andere Organisa-
tionen vor zwei hauptsächlichen Aufgaben: erstens, den Bürgerkrieg
zu beenden und die beiden kriegführenden Parteien zum friedlichen
Streitaustrag zu bewegen; zweitens, Wege zur Beseitigung der struk-
turellen Ursachen des gesellschaftlichen Konflikts zu öffnen.
Für die erste Aufgabe wurden im Zuge des diplomatischen Verhand-
lungsprozesses, der hier in seinen Einzelheiten nicht nachgezeichnet
werden soll, die innertadschikischen Gespräche unter der Ägide der
UN und unter Beobachtung einer Reihe von Staaten und regionalen
Organisationen, darunter der OSZE, sowie die Gemeinsame Kom-
mission der beiden kriegführenden Seiten zur Überwachung der Ein-
haltung des Waffenstillstandsabkommens geschaffen, das diese am
17. September 1994 in Teheran miteinander geschlossen hatten (und
danach permanent brachen). Die Gemeinsame Kommission galt als
der förmliche Mechanismus für die Erfüllung des Abkommens. Ein
Vierteljahr nach der Vereinbarung von Teheran wurde, wie bereits
erwähnt, die UNMOT ins Leben gerufen5, um unter anderem die Ge-
meinsame Kommission zu unterstützen, Waffenstillstandsverletzun-
gen aufzuklären und enge Kontakte zu »den« Konfliktparteien zu un-
terhalten. Im Herbst 1997 wurde der damalige Sonderbeauftragte des
Generalsekretärs für Tadschikistan und Chef der UNMOT, der deut-
sche Diplomat Gerd D. Merrem, auch mit der Koordinierung der Tä-
tigkeit aller UN-Einrichtungen für die Übergangsperiode in Tadschi-
kistan beauftragt. Dieses koordinierte Zusammenführen der UN-Po-
tenzen erwies sich als eine effektive Maßnahme. Insgesamt läßt sich
sagen, daß es die Vereinten Nationen in einem schwierigen Ver-
handlungsprozeß mit Unterstützung der wichtigsten Regionalmäch-
te Rußland und Iran vermochten, die erste Aufgabe zu lösen. Inwie-
weit die 1997 getroffenen Vereinbarungen von Moskau sich als dau-
erhaft tragfähig erweisen werden, hängt weitgehend von der Bereit-
schaft der tadschikischen regionalen Eliten ab, die Chance zu ergrei-
fen und sich über die Beseitigung des beschriebenen Grunddefekts
ihres politischen Systems friedlich zu verständigen und darüber zu
einem Konsens zu kommen. Die hierin bestehende zweite Aufgabe
bleibt weitgehend ungelöst. Hier liegen die Defizite der bisherigen
zivilen Konfliktbearbeitung in Tadschikistan. Diese (und einige ihrer
Gründe) sollen im folgenden beleuchtet werden, weil die Methoden
der Umsetzung eines Zustands des ›Nichtschießens‹ in einen kon-
sensualen Prozeß der innerstaatlichen Konfliktursachenbehandlung
die Perspektiven konstruktiver Regelung eines innergesellschaftli-
chen Konflikts weitgehend bestimmen.
Die UN und die OSZE standen seit etwa Mitte 1996 in Tadschikistan
vor einer Situation, in der die innenpolitische Isolierung der Bürger-
kriegsparteien unübersehbar war. Merrem charakterisierte jene als po-
litische Minderheiten:
»Sollten sich die beiden Blöcke einer fairen Wahl stellen, kämen sie ... nicht
einmal auf 10 Prozent der Stimmen. Weder Präsident Rahmonov noch die Op-
position stehen für eine nationale Idee, mit der sich die Bevölkerung identifi-
zieren könnte.«6

Für die internationalen Organisationen tat sich folglich eine Diskre-

panz zwischen dem hohen Grad der Vergesellschaftung auf, den der
Konflikt inzwischen erreicht hatte, und der Enge der gesellschaftli-
chen Basis jener Konfliktakteure, mit denen und durch welche der
Konflikt geregelt werden sollte.
Diese Konstellation machte deutlich, daß eine Kluft zwischen Ziel
und Mitteln der Konfliktbearbeitung bestand. Daraus ergaben sich
Fragen: Sollte die Bearbeitung des Tadschikistankonflikts sich auch
weiterhin auf die zwei kriegführenden Akteure als die zentralen Be-
zugsparteien konzentrieren und diese im Zentrum der nationalen wie
internationalen Konfliktbearbeitung belassen? Oder sollte man ver-
suchen, die benannte Diskrepanz zu überbrücken und Kurs auf sol-
che inhaltliche Regelungen und einen gesellschaftlich wirklich re-
präsentativen Teilnehmerkreis nehmen, die Wege für einen Interes-
senausgleich (Konsens) der regionalen Eliten erschlossen? Welches
Ergebnis sollte oder konnte internationale Konfliktbearbeitung über-
haupt erreichen, Deeskalation zwischen zwei kriegführenden Kon-
fliktakteuren oder inhaltliche Konfliktursachenbearbeitung? War ein
›Oder‹ zulässig? Ließen sich für den konzeptionellen Ansatz einer
weiteren Konfliktbearbeitung Deeskalation und inhaltliche Kon-
fliktursachenbearbeitung überhaupt trennen oder bedingten sie sich
nicht vielmehr gegenseitig?
Bei UN und OSZE wurde die Notwendigkeit eines Interessenaus-
gleichs, einer ›nationalen Aussöhnung‹, zwischen den politischen
und regionalistischen Akteuren Tadschikistans als Erfordernis der
Konfliktregelung durchaus erkannt. Beide verstanden darunter die
Einbeziehung eines möglichst umfassenden Kreises tadschikischer
politischer Kräfte in den Regelungsprozeß. Schon am 23. August
1993 hatte die damalige Präsidentin des Sicherheitsrats die Regie-
rung und alle Oppositionsgruppen aufgefordert,
»sich an einem Verhandlungsprozeß zur baldigen Herbeiführung einer Waf-
fenruhe und der schließlichen nationalen Aussöhnung unter möglichst umfas-
sender Beteiligung aller politischen Gruppen und aller Regionen des Landes
zu beteiligen«7.
Sie verlangte von den angesprochenen Seiten, die grundlegenden po-
litischen Rechte »aller« Gruppen in Tadschikistan zu achten, um ei-
ne auf Dauer angelegte Aussöhnung herbeizuführen.
Der KSZE-Emissär Olivier Roy, ein ausgewiesener französischer
Mittel- und Westasienwissenschaftler, empfahl 1993 – nach einer La-
gesondierung in Tadschikistan – als strategische Handlungsorientie-
rung zwei politische Konfliktbearbeitungslinien aufzubauen: eine, die
sich auf diplomatische Verhandlungen mit der bewaffneten Oppositi-
on und den Staaten der Region richtet, und eine andere, die auf die po-
litische Stabilisierung innerhalb des Landes abzielt. Obgleich beide
Linien einander ergänzen, unterstrich Roy das Erfordernis, sie unab-
hängig voneinander zu verfolgen, weil sonst die »Konfliktseiten auf
ihren jeweiligen Positionen eingefroren und das Tadschikistanpro-
blem auf eine Angelegenheit zwischen zwei ideologischen Gruppen
reduziert würde, während dem es doch unendlich komplexer ist«.8

Ziel-Mittel-Diskrepanz

Die Diskrepanz zwischen dem Ziel – Erreichen einer gesellschaftlich
möglichst breit fundierten nationalen Aussöhnung, wie es die Ver-
einten Nationen selbst formuliert hatten – und dem dafür schließlich
eingesetzten Instrumentarium ist offensichtlich. Somit fand im Zuge
der externen Konfliktbearbeitung nicht nur eine Einengung jenes
Partnerkreises statt, den UN und OSZE auf tadschikischer Seite ur-
sprünglich als unentbehrlich für die nationale Aussöhnung identifi-
ziert hatten. Das Resultat war, daß die im Ursprung (1993) relativ
kleine Gruppe von militanten Politikern der PIW, die aus dem Exil
heraus in erster Linie auf Gewaltanwendung zur Erreichung ihrer po-
litischen Ziele setzte, es vermocht hat, mittels Krieg ihre internatio-
nale Anerkennung herbeizuführen.
Die Ziel-Mittel-Diskrepanz wurde auch in der Folge nicht aufgebro-
chen. Sie resultierte schließlich darin, daß die beiden Konfliktakteu-
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re Clan-Oligarchie und VTO mit den Ergebnissen der innertadschi-
kischen Gespräche auch für die Entscheidungen in den Fragen der
Nachkriegsperiode, darunter der hochwichtigen Frage der weiteren
Transformation der politischen Ordnung, den Schlüssel in die Hand
bekamen. Sie aber halten die für eine nationale Aussöhnung unver-
zichtbaren Teile der anderen regionalen Eliten, vor allem der wirt-
schaftlich entscheidenden Nordregion Leninabad, im Interesse der
eigenen Machtsicherung draußen. Ob diese beiden Konfliktseiten ei-
nen regionalen Elitenkonsens überhaupt wollen, ist und bleibt im
Friedensprozeß bis heute die zentrale Frage. Doch selbst wenn sie
ihn anstrebten, bedürfte es der äußeren politischen Anschubhilfe,
darunter von OSZE und UN, um die vom Bürgerkrieg gerissenen
Wunden und Kommunikationsgrenzen zwischen den regionalen Eli-
ten zu überbrücken.
Ob der internationalen Konfliktbearbeitung gerade dies – eine Mehr-
heit der in den gesellschaftlichen Hauptfragen relevanten Kräfte ei-
nem Konsens näherzubringen – gelang, zumindest in der Frage des
Friedens, bleibt bis heute offen. Selbst der UN-Generalsekretär 
schien seine Bedenken zu haben, konstatierte er doch in seiner Be-
wertung der Ergebnisse der innertadschikischen Gespräche, daß ein-
flußreiche Kräfte in Tadschikistan dem Friedensprozeß gegenüber
skeptisch bleiben. Einige beunruhigten die Auswirkungen, so der
UN-Generalsekretär, welche die durchzuführende Transformation
des politischen Lebens für sie mit sich bringt. Andere befürchteten,
daß der Prozeß gar nicht bis zu einer solchen Transformation vor-
stoßen werde, sondern sich in einer Machtumverteilung zwischen
den vertragschließenden Parteien auf Kosten anderer erschöpfe9.
Die Einengung der Regelungsbemühungen auf die zwei kriegführen-
den Konfliktparteien brachten die UNMOT und die OSZE-Mission
selbst in eine widersprüchliche Lage. In beiden Missionen war
1996/97 das Erfordernis, Kurs auf solche Regelungen und einen
Teilnehmerkreis zu nehmen, der Wege für einen Interessenausgleich
der regionalen Eliten erschließen würde, durchaus erkannt worden.
Die Schwierigkeit bestand jedoch darin, einen solchen Kurs so anzu-
steuern, daß die von den Vereinten Nationen geleiteten innertadschi-
kischen Gespräche nicht erschwert würden. Denn einerseits banden
die UN mit ihren Gesprächen jene Konfliktakteure, welche tatsäch-
lich (gegeneinander und zu Lasten der Bevölkerung) den Krieg führ-
ten, in einen internationalen diplomatischen Prozeß ein und setzten
diese damit dem Druck des Sicherheitsrats aus, was ein wichtiger
Regelungsfaktor war. Doch andererseits waren sich die kriegführen-
den Konfliktseiten ihrer internationalen Monopolstellung bei den
UN genau bewußt. Sie eröffnete ihnen Spielräume. Ohne die Rück-
kopplung über die innertadschikischen Gespräche wären sie wahr-
scheinlich unter normalen (friedlichen) Umständen niemals so inten-
siv in die politische, wirtschaftliche und finanzielle Nähe von
Großmächten, IMF und Weltbank gekommen. Diese Monopolstel-
lung gab den Konfliktseiten ihr Selbstbewußtsein und die Kraft, je-
den Versuch einer zweiten oder dritten internationalen Organisation
abzuwehren, eine Erweiterung der inneren gesellschaftlichen Basis
der Konfliktbearbeitung auch nur ins Gespräch zu bringen und damit
eventuell die Ausschließlichkeit ihrer internationalen Legitimierung
in Frage zu stellen.
Das hatte zur Folge, daß bei jenem einmal eingespielten externen In-
strumentarienansatz und der von ihm entwickelten Eigenlogik der
diplomatische Spielraum für die Einführung einer weiteren Bearbei-
tungslinie mit Kurs auf einen Konsens der Eliten außerordentlich ge-
ring geworden war und entsprechende Versuche beispielsweise der
OSZE-Mission scheiterten. Es gelang nicht, jene Ziel-Mittel-Diskre-
panz zu schließen.
Im Grunde genommen hatten sich die beiden führenden politischen
internationalen Organisationen dadurch wider Willen selbst gegen-
seitig blockiert. Das Ziel-Mittel-Dilemma erwies sich als Handicap
nicht nur für die OSZE, deren »Beitrag zur praktischen Zusammen-

arbeit« nach Einschätzung von Merrem »abgesehen von den exzel-
lenten persönlichen Beziehungen zwischen beiden Organisationen,
leider gering blieb«10, sondern für die internationale Konfliktbear-
beitung in Tadschikistan insgesamt.
UN, OSZE und andere Organisationen sowie NGOs unternehmen
große Anstrengungen, Regierung und VTO bei einer erfolgreichen
Ausgestaltung der Übergangsperiode zu unterstützen. Das erweist
sich als sehr komplizierter und zähfließender Prozeß. Nicht nur, daß
die Übergangszeit zu freien Parlamentswahlen bereits um viele Mo-
nate überschritten ist. Trotz Fortschritten bei der Erfüllung einiger
Aspekte der Protokolle (besonders militärische und Flüchtlingsfra-
gen) blieben andere zurück (besonders die politischen und rechtli-
chen), kam es immer wieder zu scharfen Vertrauensbrüchen, wurden
Politiker beider Seiten ermordet. Auch die vom Bürgerkrieg aufge-
rissenen Wunden und Kommunikationsgrenzen zwischen den regio-
nalen Eliten sind nicht überbrückt, wie nicht nur die sich fortsetzen-
den Auseinandersetzungen mit bewaffneten Gruppen zeigen. Auch
sich neu formierende Parteien und Bewegungen werden in ihren de-
mokratischen Rechten geschmälert und behindert. Insgesamt wird 
in allen tadschikischen politischen Kreisen intern die Einschätzung
vertreten, daß der Friedensprozeß noch nicht den Punkt erreicht hat,
an dem er als unumkehrbar gelten kann. Wichtig ist indes, daß der
Bürgerkrieg zum Stillstand gebracht werden konnte und die Ausein-
andersetzungen auf eine mehr oder weniger friedliche Ebene verla-
gert wurden.
So erklärte die VTO Anfang August förmlich die Auflösung ihrer be-
waffneten Einheiten; Ende September fand ein Verfassungsreferen-
dum statt, in dessen Folge verbotene Parteien legalisiert wurden so-
wie die Amtszeit des Präsidenten von fünf auf sieben Jahre verlän-
gert wurde. Anfang November folgte die Präsidentenwahl, bei der
Staatschef Rachmonow einen allerdings umstrittenen Wahlsieg er-
rang. Wie schon bei der Präsidentenwahl von 1994 kritisierte die 
OSZE die Umstände des Urnengangs als undemokratisch. Gleich-
wohl erklärte die durch den UN-Sicherheitsrat vertretene internatio-
nale Staatengemeinschaft die Abhaltung der Wahl für »einen not-
wendigen und wichtigen Schritt auf dem Weg zu einem dauerhaften
Frieden in Tadschikistan«11, wies aber zugleich auf die »freien, 
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1 Mit Resolution 968 v. 16.12.1994; Text: VN 2/1995 S. 86f.
2 Text: S. 221f. dieser Ausgabe.
3 Die Problematik der sogenannten GUS-Friedenstruppen kann an dieser Stelle nicht

vertieft werden. Siehe aber Andrei V. Zagorski, Machtpolitik oder kooperative Frie-
denserhaltung? Rußlands militärische Einsätze in der früheren Sowjetunion, VN
2/1996 S. 56ff.

4 »Auf Zeit«, weil sich beide Seiten für einen Übergangszeitraum zu freien Wahlen für
ein neues Parlament auf eine Art Doppelherrschaft einigten. Das 1997 in Moskau ab-
geschlossene ›Allgemeine Abkommen über die Herbeiführung des Friedens und der
nationalen Eintracht in Tadschikistan‹ (Text: UN Doc. S/1997/510 v. 2.7.1997) ist im
wesentlichen eine Zusammenfassung von Vereinbarungen, welche die beiden tad-
schikischen Seiten im Verlaufe ihrer Verhandlungen unter Ägide der UN abschlos-
sen. Seine wichtigsten Bestandteile sind separate Protokolle, in denen Grundprinzi-
pien der Herstellung des Friedens und der nationalen Eintracht, politische Aspekte
einer auf 12 bis 18 Monate angesetzten Übergangsperiode bis zu Neuwahlen zum
Parlament, die Aufgaben und Vollmachten einer ›Kommission für nationale Aussöh-
nung‹, militärische Fragen, die Rückführung der Flüchtlinge und Garantien für die
Einhaltung des Abkommens geregelt sind.

5 Siehe Anm. 1.
6 Neue Zürcher Zeitung v. 7./8.12.1996.
7 UN-Dok. S/26341; Text: VN 2/1994 S. 83f.
8 Olivier Roy, Report on Tajikistan, Vienna 1993, CSCE Doc. F089EW5, S.14. Auch

in einer Studie für das ›United States Institute of Peace‹ hatte Barnett Rubin im Mai
1993 auf negative politische Effekte hingewiesen, die eine Polarisierung des interna-
tionalen politischen Konfliktbearbeitungsrahmens auf einen nur kleinen Kreis tad-
schikischer Akteure bewirken würde. In reduziertem Rahmen eingeengte »Verhand-
lungen kommen der Verfestigung von zwei oder drei sich bekämpfenden Parteien zu-
gute«, warnte Rubin in seinem Aufsatz Tajikistan: From Soviet Republic to Russian-
Uzbek Protectorate, in: Central Asia and the World, New York (Council of Foreign
Relations Press) 1993,  S.23.

9 S/1997/686 v. 4.9.1997, Ziff. 39.
10 Gerd D. Merrem, What Peace is there to Keep? Challenges for UN Peacekeeping in

Tajikistan, in: Susanne Baier-Allen (ed.), Synergy in Conflict Management, Baden-
Baden 1998, S. 57.

11 Resolution 1274 (siehe Anm. 2).
12 Siehe dazu auch Arne Clemens Seifert, Wider die neuen Kriege. Probleme einer

Transformationsgesellschaft am Beispiel Tadschikistans, in: AFB-Texte 2/99, Bonn
(Arbeitsstelle Friedensforschung Bonn) 1999.



fairen und demokratischen Parlamentswahlen unter internationaler
Überwachung« hin, deren Abhaltung im Februar 2000 noch aussteht. 

Lehren für die zivile Konfliktbearbeitung

Der tadschikische Bürgerkrieg wurde in erster Linie als Krieg
zwischen zwei Akteuren verstanden und bearbeitet. Innere Kon-

fliktdynamik und externe Bearbeitung gleichen gegeneinander ver-
kehrten Pyramiden: Während der Konflikt von einer punktuell zuge-
spitzten politischen Konfrontation zweier Lager ausging und dann
nach ›unten‹ schnell an gesellschaftlicher Breite gewann, schlug die
Konfliktbearbeitung mit hauptsächlich einem (singulären) Bearbei-
tungsinstrument, den innertadschikischen Gesprächen der UN, die
entgegengesetzte Richtung ein. Sie engte sich von der bei UN und
OSZE vorliegenden Ausgangserkenntnis, daß die Regelung des
Konflikts eines breiten gesellschaftlichen Ansatzes bedarf, auf das
punktuelle Bearbeiten der beiden kriegführenden Konfliktakteure
ein. Der hohe Grad an Vergesellschaftung, die der Konflikt jedoch
im Verlaufe seiner Evolution erfuhr, veränderte nicht nur die Kon-
fliktsituation, sondern auch die Anforderungen an Lösungsinhalte,
Bearbeitungskriterien12und die dafür erforderlichen Partner. Sie hat-
ten sich zwischen Konfliktbeginn (1992) und dem Abschluß des
›Allgemeinen Abkommens‹ (1997) grundlegend gewandelt.

Nicht jeder Konfliktakteur, der sich die Verhandlungsexklusi-
vität gegenüber internationalen Organisationen ›erbombt‹, ist

auch der alleinig richtige und wichtige bei der Ursachenbehebung
gesellschaftlichen Konfliktguts. Es kommt vielmehr darauf an, jene
politischen Akteure einzubeziehen, über die gesellschaftlich trag-
fähige Regelungen erreicht werden können. Dadurch kann sich der
Teilnehmerkreis freilich erweitern, was sowohl für die unmittelbaren
militärischen Konfliktakteure als auch für die externe Vermittlungs-
seite unbequem, für die Haltbarkeit von Kompromissen jedoch
zwingend erforderlich ist. Das Argument, daß sich internationale Or-
ganisationen die Konfliktakteure zumeist gar nicht aussuchen kön-
nen, ist zwar insofern richtig, als jene die schießenden (und somit zu
befriedenden) Beteiligten sind. Vom Standpunkt einer tragfähigen
konstruktiven Konfliktbearbeitung kann es jedoch von entscheiden-
der Bedeutung sein zu unterscheiden, welche Partner für die De-
eskalation militärischen Konfliktaustrags und für eine inhaltliche
Regelung des Konfliktguts die jeweils geeigneteren sind. Nur im
Idealfall stimmen sie überein.

Bei der Bearbeitung innergesellschaftlicher Konflikte wie des
tadschikischen erscheint die Suche und Wegeöffnung für Kräfte

essentiell, die als politisches Gegengewicht im Sinne eines demokra-
tischen Korrektivs zu den kriegführenden Gruppen taugen. Das gilt
besonders dann, wenn diese politische Minderheiten sind. Eine Ein-
engung der Vermittlung auf letztere ist nur bedingt tauglich, selbst
wenn sie die Waffen führen. Die Gesellschaft bleibt dadurch gerade
jenen alternativlos ausgeliefert, welche bereit und fähig sind, partiku-
lare Interessen gewaltsam durchzusetzen. Auf diese Weise wird ihr
machtpolitischer Ansatz konserviert und anderen Kräften, die sich
aus ihrer spezifischen Motivationslage zum Korrektiv eignen, der
Zugang zur Konfliktbewältigung verwehrt oder doch zumindest er-
schwert. Bei der Konfliktbearbeitung auf die Förderung und Einbe-
ziehung demokratischer Korrektivkräfte zu verzichten, weil der zu
befriedende Konfliktakteur sie nicht will, erscheint eher kurzsichtig.
Selbst seine Verpflichtung, sich nach Bürgerkriegsende an demokra-
tische Spielregeln zu halten, ist keine Garantie, daß er demokratische
Korrektive, die ja auch immer ein Korrektiv zu ihm selbst wären,
auch wirklich zulassen wird, behauptet er erst einmal die Macht.
Daher erscheint ein dualer Konfliktbearbeitungsansatz zweckmäßig,
der (im Unterschied zum in Tadschikistan angewendeten singulären)
parallel zum Vermittlungsprozeß zwischen kriegführenden Kon-
fliktakteuren die Suche und Wegeöffnung für Kräfte betreibt, die als
politisches Gegengewicht im Sinne eines demokratischen Korrek-
tivs taugen. Ein solcher dualer Konfliktbearbeitungsansatz zwischen
UN, OSZE und NGOs hätte mit ›Doppelarbeit‹ nichts zu tun. Ein
Rollen- und Arbeitsteilungsverständnis, wie es zwischen den UN
und der OSZE im tadschikischen Konflikt bestand – »einer führt, der
andere sekundiert« –, hat sich angesichts dieses Erfordernisses nicht
bewährt.

Mit der im Tadschikistankonflikt zu Tage getretenen Gemenge-
lage von gesellschaftlichen Konfliktgütern hat die Konfliktbear-

beitung größte Schwierigkeiten. Diese stellt jedoch kein tadschiki-
sches Spezifikum dar, sondern findet sich mehr oder weniger ausge-
prägt in nahezu allen Transformationsländern des GUS-Raumes.
Das macht auf einen direkten kausalen Zusammenhang aufmerksam,
in dem der hohe Grad an Evolutionsintensität von Konflikten zur Sy-
stemtransformation und den für sie eingeschlagenen politischen und
wirtschaftspolitischen Ansätzen steht. Er verkompliziert die sozialen
Rahmenbedingungen der zivilen Konfliktbearbeitung.
Den schwierigen Bedingungen, die die Systemtransformation für die
zivile Konfliktbearbeitung schafft, mit Strategieanpassungen seitens
der internationalen Organisationen und NGOs Rechnung zu tragen,
ist ein Erfordernis, das nunmehr deutlich geworden ist und dessen
Lösung dringend ansteht.
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Nach dem Christentum die größte Glaubensge-
meinschaft stellt der Islam dar, der heute fast eine
Milliarde Anhänger hat. Im 7. und 8. Jahrhundert
breitete er sich zunächst durch die arabischen Er-
oberungen unter den ersten Kalifen im Vorderen
Orient und in Nordafrika aus. Im Gefolge von Er-
oberungen kam er auch nach Zentral- und Süd-
asien sowie auf den Balkan. Die weitere Ausbrei-
tung nach Südostasien, Mittel- und Ostafrika folg-
te dann überwiegend dem Handel und dem kultu-
rellen Kontakt. Durch die Zuwanderung von Ar-
beitsmigranten und Armutsflüchtlingen aus der
Türkei, Nordafrika und Ländern des Common-
wealth haben sich in den letzten Jahrzehnten isla-
mische Minderheiten auch in Westeuropa gebildet.
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Kultur der Vorbeugung

FRIEDERIKE BAUER

Generalsekretär: Bericht für die 54. Gene-
ralversammlung – Naturkatastrophen nicht
gekannten Ausmaßes – Menschenrechte und
Souveränität – UN-Präsenz im Internet –
Enttäuschung über Mitgliedstaaten

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1998
S. 172f. fort.)

Eine »Kultur der Prävention« fordert der UN-
Generalsekretär in seinem jüngsten Jahresbe-
richt. Die Vereinten Nationen verträten schon
lange die Ansicht, daß Vorbeugen besser sei als
Heilen, daß man die Übel an der Wurzel packen
solle, statt nur ihre Symptome zu bekämpfen.
Die Erkenntnis sei nicht neu, aber die interna-
tionale Gemeinschaft, schließt Kofi Annan im
Bericht des Generalsekretärs über die Tätig-
keit der Vereinten Nationen (UN-Dok. A/54/1
v. 31.8.1999) gleich eine Mahnung an, habe die-
sem Leitziel bisher keine wirksamen Taten fol-
gen lassen.
Annans Bericht ist im Gegensatz zu früheren
Dokumenten zu einem guten Teil durchkonstru-
iert. Er baut eine Argumentationskette auf, die
er zwar irgendwann brechen muß, um wie üb-
lich alle relevanten Arbeitsfelder in seinem
Tätigkeitsbericht unterzubringen, aber zunächst
folgt er einer logischen Linie: er beginnt mit der
Notwendigkeit vorzubeugen, geht dann zu Aus-
führungen dazu über, was passieren müßte,
wenn selbst die beste Prävention versagt, und
widmet sich schließlich den Fragen von huma-
nitärer Hilfe und Entwicklung, die den Verlauf
von Konflikten entscheidend beeinflussen kön-
nen. Gegen Ende zerfasert der Bericht dann,
weil Annan Kapitel über die Globalisierung, die
internen Fortschritte bei der Einführung neuer
Techniken und die Frage der internationalen
Gerichtsbarkeit noch irgendwo unterbringen
muß. Aber gut die Hälfte des Jahresberichts
folgt einer logischen Gedankenlinie – was we-
der bei diesem noch bei früheren Generalse-
kretären eine Selbstverständlichkeit ist. Im
schlechtesten Fall listet jede größere Abteilung
einfach ihre Jahresaktivitäten auf.

I. Geschickt verknüpft Annan gleich zu Beginn
gewaltsame Konflikte mit Naturkatastrophen;
er beginnt mit letzteren, weil er wohl erwartet,
daß die Menschen darauf emotionaler und des-
halb mitfühlender reagieren. Im vergangenen
Jahr habe die Natur mehr denn je Flüsse über-
quellen, Stürme hereinbrechen und die Erde 
beben lassen. »Die wetterbedingten Naturkata-
strophen des Jahres 1998 waren die schlimm-
sten seit Menschengedenken.« Etwa 50 000
Menschen hätten, so rechnet Annan vor, da-

durch im vergangenen Jahr ihr Leben verloren.
Schlimmer noch: in den neunziger Jahren sei
die Zahl der Naturkatastrophen auf das Dreifa-
che der Quote der sechziger Jahre gestiegen. Al-
lein die Hurrikane ›George‹ und ›Mitch‹ hätten
mehr als 13 000 Todesopfer gefordert.
Gleichzeitig sei die allmähliche, aber hoff-
nungsvolle Entwicklung zu einer Welt mit we-
niger Kriegen und weniger Kriegsopfern in letz-
ter Zeit zum Stillstand gekommen. Annan 
nennt Angola, Guinea-Bissau, Kaschmir, Koso-
vo und die Demokratische Republik Kongo.
Die Menschheit steht deshalb seiner Ansicht
nach vor einer doppelten Herausforderung: sie
muß die Ursachen für die Katastrophen erken-
nen und klug vorbauen, um künftige zu vermei-
den. Bei Naturphänomenen, meint Annan, sei
ein Gutteil selbstverschuldet. Der Mensch ver-
säume es zuweilen, rechtzeitig vorzubeugen 
– etwa durch stabiler gebaute Häuser oder durch
einen schonenderen Umgang mit den Wäldern.
»Das Wort ›Naturkatastrophe‹ wird immer
mehr zu einer anachronistischen Fehlbezeich-
nung. In Wirklichkeit werden die von der Natur
ausgehenden Gefahren erst durch menschliches
Verhalten zu dem, was man eigentlich als ›un-
natürliche‹ Katastrophen bezeichnen sollte.«
Schließlich steige der Tribut, den solche Ge-
fahren forderten, durch Armut und Bevölke-
rungsdruck. Deshalb sei es wohl kein Zufall,
daß mehr als neun Zehntel aller Opfer von Na-
turkatastrophen in den Entwicklungsländern
lebten.
Bei Kriegen sei die Ursachenforschung schwie-
riger, weil Sozialverhalten nicht physikalischen
Gesetzen unterliege. Allerdings gebe es auch da
einige Faktoren, die das Ausbrechen von ge-
waltsamen Konflikten wahrscheinlicher wer-
den ließen: »Eine von der Universität der Ver-
einten Nationen unlängst erstellte Studie zeigt,
daß Länder, in denen Krieg herrscht, in der Re-
gel auch von mangelnder Gleichberechtigung
der gesellschaftlichen Gruppen im Lande ge-
prägt werden.« Wirtschaftlicher Niedergang
spielt dabei ebenfalls eine Rolle.
Präventionsstrategien sind nach Annans Über-
zeugung jedoch nicht einfach anzuwenden. Er-
stens, weil die Kosten dafür in der Gegenwart
anfallen, der Nutzen aber in einer vagen Zu-
kunft liegt. Zweitens, weil sie häufig im Stillen
ohne den motivierenden Schub des öffentlichen
Erfolges geschehen müssen; und drittens, weil
es selten monokausale Zusammenhänge für
Konflikte gibt, deshalb eine Vielzahl von Ein-
richtungen und Organisationen kooperieren
müßten (was Annan zufolge weder auf nationa-
ler noch auf internationaler Ebene hinreichend
der Fall ist). Dennoch meint der Generalse-
kretär, daß es sich lohne, von den einschlägigen
Präventionsmitteln noch intensiver Gebrauch
zu machen: vorbeugende Diplomatie (auch
wenn sie im Verborgenen zu geschehen hat),
die Entsendung von Sonderbeauftragten, ein
besseres Frühwarnsystem im Verbund mit den
Regionalorganisationen und vorbeugende Ein-

sätze von Friedenstruppen oder präventive Ab-
rüstung etwa von Kleinwaffen. »Jede Waffe,
die heute vernichtet wird, kann morgen nicht
mehr im Krieg eingesetzt werden.« Schließlich
führt Annan noch die Friedenskonsolidierung 
in der Konfliktfolgezeit an, die schon wieder
vorbeugende Wirkung entfalten kann. Das kann
Wahlhilfe beinhalten, aber auch Minenräumung,
Umweltschutz oder den Aufbau eines unpartei-
lichen Polizeiapparats und vor allem eine ›gute
Staatsführung‹, also eine auf Rechtsstaatlich-
keit, gleichberechtigte Beteiligung und Trans-
parenz bedachte Regierungsweise. »Eine Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit ist
nicht zuletzt deswegen wichtig, weil es heute
weit mehr Friedensabkommen umzusetzen gilt
als in der Vergangenheit, ist doch während der
neunziger Jahre eine dreimal so hohe Zahl von
Abkommen unterzeichnet worden als während
der vorangegangenen drei Jahrzehnte.«

II. So wichtig und nützlich Prävention auch sein
mag, man darf sie, wie Annan schreibt, nicht als
Allheilmittel betrachten. Denn selbst die res-
sourcenstärksten Präventionsmaßnahmen seien
keine Garantie für Frieden. Deshalb brauche die
internationale Gemeinschaft ein »besser funk-
tionierendes kollektives Sicherheitssystem, als
es heute besteht. Vor allem aber erfordert es ei-
ne größere Bereitschaft zum Eingreifen, um
schwere Verletzungen der Menschenrechte zu
verhindern.« Damit hat Annan, ähnlich wie
schon in seiner ›Genfer Rede‹ vor der Men-
schenrechtskommission (vgl. S. 211 dieser Aus-
gabe), eine Diskussion angestoßen, die noch
lange nicht beendet ist, ihren sichtbaren Aus-
druck aber schon bald in der Generaldebatte 
der 54. Tagung der Generalversammlung finden
sollte. Dort wiederholte Annan seine Forde-
rung, Menschenrechtsverletzungen konsequen-
ter zu verfolgen und – wie im Kosovo – dort ein-
zugreifen, zur Not auch in innere Angelegen-
heiten, wo sie massiv mißachtet werden. Mit
seiner Ansicht fand er Unterstützung zum Bei-
spiel beim deutschen Außenminister Joschka
Fischer, erfuhr aber auch erbitterte Ablehnung
etwa aus China.
Um solch ein funktionierendes System aufzu-
bauen, bedarf es einiger Voraussetzungen, die
auf Lehren der Vergangenheit beruhen. Das Pri-
mat des Sicherheitsrats für die Wahrung des
Weltfriedens muß nach Ansicht Annans zwei-
felsfrei akzeptiert werden, weil andernfalls die
Grundlagen des Völkerrechts in Frage gestellt
würden: »Nur die Charta liefert eine universell
akzeptierte Rechtsgrundlage für die Anwen-
dung von Gewalt.« Zweitens darf es bei Kon-
fliktverhütung, Friedenssicherung und Frie-
densschaffung keine Rivalität zwischen den
Vereinten Nationen und regionalen Organisa-
tionen geben. Auf die Rolle der NATO im Ko-
sovo anspielend, schreibt Annan: »Wir arbeiten
dann am besten zusammen, wenn wir die Vor-
rechte und Empfindlichkeiten des anderen ach-
ten.« Drittens bedürfe die Prävention des soli-
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den Engagements der UN-Mitglieder und der
»Bereitstellung ausreichender Ressourcen«.
Nachweisliche Handlungsbereitschaft der inter-
nationalen Gemeinschaft in Fällen massiver
Menschenrechtsverletzungen werde, so schließt
Annan den inneren Kreis seiner Argumentation,
wiederum dem Ziel der Prävention dienen, weil
sie die Abschreckung erhöhe. »Der Übergang
von einer Kultur der Reaktion zu einer Kultur
der Prävention wird ... nicht leichtfallen, doch
macht die Schwierigkeit unserer Aufgabe sie
nicht weniger unumgänglich. Kriege und Natur-
katastrophen sind nach wie vor die größte Be-

drohung für die Sicherheit des einzelnen ... auf
der ganzen Welt.« Entwicklung, die viele Teile
der Welt dringlich bräuchten, könne sich ohne
ein Mindestmaß an Sicherheit nicht einstellen,
schreibt Annan.

III. Dem restlichen Bericht schließen sich viele
Einzelaspekte an, die zum Teil bekannt sind und
überdies fast beliebig aneinandergekettet schei-
nen. Bemerkenswert bleiben zwei Komplexe,
denen Annan neben Fragen der Globalisierung
(wie im vergangenen Jahr) einige Bedeutung
beimißt: die Lage in Afrika und der technologi-
sche Fortschritt bei den Vereinten Nationen.
Die Zahlen des Elends sprechen ihre eigene
Sprache; in Annans Bericht bleiben sie nicht un-
erwähnt: 1,5 Milliarden Menschen müssen mit
weniger als einem Dollar pro Tag auskommen.
Fast eine Milliarde Menschen kann weder lesen
noch schreiben. 830 Millionen Menschen sind
unterernährt, 750 Millionen haben keinen Zu-
gang zu angemessenem Wohnraum oder zurei-
chender Gesundheitsversorgung. Diese unan-
nehmbaren Lebensumstände treffen die Afrika-
ner in den Staaten südlich der Sahara am häu-
figsten und am härtesten. Zugleich sind diese
Länder mit der Aids-Pandemie geschlagen, 
und ihre Schuldenlast ist mittlerweile dreimal
so hoch wie der Wert der von dort ausgeführten
Güter und Dienstleistungen. Annan appelliert
daher an die westlichen Geberländer, den be-
gonnenen Schuldenerlaß voranzutreiben und die
staatliche Entwicklungshilfe, die weiter gesun-
ken sei, wieder zu erhöhen, um nicht immer
wieder humanitäre Nothilfe leisten zu müssen,
wenn die Katastrophe – welcher Natur auch 
immer – eingetreten ist, sondern um tatsäch-
liche Fortschritte gerade auch in Afrika zu er-
zielen.

IV. Dem Thema Reform der Vereinten Natio-
nen widmet sich Annan diesmal praktisch gar
nicht, zumindest nicht in bekannter Manier.
Statt dessen befaßt er sich intensiv mit den tech-
nischen Neuerungen in den Vereinten Nationen.
Die Weltorganisation sei im Begriff, sich mehr
und mehr zu vernetzen und Vorteile aus der
weltumspannenden Technik zu ziehen. Auf 
die Leitseite der UN im Internet (http://www.
un.org) werde inzwischen aus 133 Ländern drei
Millionen Mal pro Woche zugegriffen. Außer-
dem beabsichtigten die UN, Neuigkeiten aus
dem Bereich der Vereinten Nationen durch 
die Schaffung eines internetgestützten Informa-
tionsdienstes zu verbreiten und Journalisten
durch gezielte E-Mails auf besondere Ereignis-
se bei den Vereinten Nationen aufmerksam zu
machen. Auch werde ein neues Computersy-
stem für den Personalsektor derzeit eingeführt;
acht Dienstorte arbeiteten bereits damit.
Mehr als einige Sätze zur prekären Finanzlage
verliert Annan nicht zum Thema Reform. Keine
Rede von einem neuen, tragfähigen Finanz-
schlüssel, den die Generalversammlung seit
Jahren immer wieder vergeblich anstrebt. Und
auch keine Erwähnung der seit Jahren avisierten
Erweiterung des Sicherheitsrats. Annan, so ist
aus seiner Umgebung zu hören, ist enttäuscht
über den mangelnden Reformwillen der Mit-
gliedstaaten, obwohl die UN-Verwaltung selbst
sich seit Jahren dauernder Veränderung unter-
zogen hat. r

Millennium der Raumfahrt

KAI-UWE SCHROGL

Weltraum: UNISPACE III – Erklärung von
Wien zu Weltraumnutzung und menschli-
cher Entwicklung – Neue Raumfahrtmächte
im Süden – Reform der Arbeitsweise des
Ausschusses

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1998
S. 173f. fort.)

Die Bearbeitung globaler Probleme durch den
Einsatz von Raumfahrtanwendungen stand im
Mittelpunkt der Dritten Konferenz der Verein-
ten Nationen für die Erforschung und friedliche
Nutzung des Weltraums (UNISPACE III). Mehr
als 2000 Teilnehmer aus fast 100 Staaten berie-
ten vom 19. bis 30. Juli 1999 in Wien über den
Stand der Satellitennutzung für Arbeitsfelder
wie den Umweltschutz, das Ressourcenmanage-
ment oder die Telekommunikation. Den erfolg-
reichen Schlußpunkt dieser Beratungen setzte
die Verabschiedung von ›Erklärung und Akti-
onsplan von Wien‹ unter dem Titel »Das Jahr-
tausend der Raumfahrt: Raumfahrt und mensch-
liche Entwicklung«. Das Dokument (UN Doc. 
A/CONF.184/6) enthält einen Zielkatalog für
den künftigen Einsatz der Raumfahrttechnolo-
gien.
Vorbereitet worden war die Konferenz im Aus-
schuß für die friedliche Nutzung des Weltraums
(kurz: Weltraumausschuß), dessen Sitzungspe-
riode 1999 entsprechend verkürzt worden war,
um die UNISPACE III im Rahmen des für den
Ausschuß vorgesehenen Budgets stattfinden
lassen zu können. Das gestraffte Programm des
Gremiums bestand aus den sonst zeitlich ge-
trennten und jeweils zwei Wochen dauernden
Tagungen der beiden Unterausschüsse für Wis-
senschaft und Technik sowie Recht, die diesmal
nur jeweils eine Woche tagten (22.-26.2. bezie-
hungsweise 1.-5.3.1999) und unmittelbar auf-
einander folgten. Der Hauptausschuß trat vor
der Konferenz statt wie üblich für zwei Wochen
für nur drei Tage (14.-16.7.) zusammen; es war
seine 42. Tagung. Alle Zusammenkünfte fan-
den in Wien statt. Obwohl dieses Arrangement
sehr gut funktionierte und einen effizienten Ab-
lauf praktisch erzwang, wird es auf Wunsch
zahlreicher Entwicklungsländer auch in Zu-
kunft bei drei zeitlich getrennten, jeweils zwei
Wochen dauernden Tagungen des Weltraum-
ausschusses und seiner Unterausschüsse blei-
ben.

I. Die Dritte Weltraumkonferenz der Vereinten
Nationen fand anders als ihre (ebenfalls in Wien
abgehaltenen) Vorläufer 1968 und 1982 (vgl.
VN 5/1982 S. 174f.) in einem politisch eher
freundlichen Klima statt. Ohne von Konfliktli-
nien zwischen Ost und West oder Nord und Süd
durchdrungen zu sein oder vom Thema Militari-
sierung des Weltraums zerrissen zu werden,
konnte im Rahmen der UNISPACE III ein sach-
licher Dialog über alle Aspekte der Weltraum-
nutzung geführt werden. Selbstverständlich gibt
es weiterhin Interessengegensätze bei der Welt-
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Am Dienstag, dem 14. September 1999, wurde
gemäß der in Resolution 53/224 der Generalver-
sammlung vom 7. April 1999 getroffenen Festle-
gung die 54. Ordentliche Tagung dieses Gremiums
eröffnet. Der Termin liegt zwischen dem in Ent-
schließung 51/241 (›Stärkung des Systems der
Vereinten Nationen‹) angestrebten »ersten Diens-
tag nach dem 1. September« und dem »dritten
Dienstag im September« der Geschäftsordnung
der Generalversammlung. Präsident der am 5.
September 2000 endenden Sitzungsperiode ist der
Außenminister Namibias, Theo-Ben Gurirab, der
von der afrikanischen Regionalgruppe vorgeschla-
gen wurde. Im Jahr zuvor hatte das Vorschlags-
recht bei der Gruppe der lateinamerikanischen
und karibischen Staaten gelegen, die sich auf 
Didier Opertti Badan aus Uruguay geeinigt hatte.
– Theo-Ben Gurirab wurde am 23. Januar 1939 in
Usakos geboren und schloß 1960 seine Ausbildung
in Okahandja mit einem Lehrerdiplom ab. 1962
ging er ins Exil nach Tansania, 1963 kam er zum
Studium in die Vereinigten Staaten, wo er 1971 an
der Temple-Universität in Pennsylvania im Fach
Internationale Beziehungen den Magistergrad er-
warb. Während seines gesamten Studiums war er
Stipendiat der Vereinten Nationen. Von 1972 bis
1986 vertrat er die namibische Befreiungsbewe-
gung SWAPO bei den UN. Danach nahm er als 
Sekretär für Auswärtige Angelegenheiten der
SWAPO an den Verhandlungen, die schließlich
zur Unabhängigkeit seines Landes führten, teil.
Seit der Unabhängigkeit im März 1990 ist er
Außenminister Namibias. Gurirab ist verheiratet
und hat zwei Söhne.



raumnutzung sowie den dringenden Wunsch
der Entwicklungsländer, Mittel von den Indu-
striestaaten zu erhalten, um entsprechende eige-
ne Programme auflegen zu können. Aber diese
Interessengegensätze konnten im Rahmen der
UNISPACE III bearbeitet werden, ohne sich 
zu unlösbaren Verteilungskonflikten auszuwei-
ten.
Einen wesentlichen Beitrag zur Versachlichung
der Debatten leistete der Aufbau der Konferenz,
die in geschlossene Beratungen der Regierungs-
vertreter und ein offenes ›Technisches Forum‹
sowie ein ›Jugendforum‹ (Space Generation
Forum) und eine Ausstellung unterteilt war.
Das Technische Forum bestand aus knapp 40
Einzelveranstaltungen, die als halbtägige Werk-
stattseminare angelegt waren. Diese wurden
von Raumfahrtagenturen oder internationalen
Organisationen auf freiwilliger Basis ohne Auf-
lagen oder Vorgaben gestaltet. Sie griffen nahe-
zu sämtliche wichtigen Themen der Raumfahrt
auf, von der Klima- und Wetterbeobachtung
über das Katastrophenmanagement, die Tele-
medizin, die Navigation, die Rolle der Tele-
kommunikation im Bildungswesen (Teleedu-
cation), das satellitengestützte Ressourcenma-
nagement, die Planetenforschung, die Ausbil-
dung sowie die Forschung unter Bedingungen
der Schwerelosigkeit bis hin zum Weltraum-
recht. Ihr Ziel war, einen objektiven wissen-
schaftlich-technischen Input für die Beratungen
der Regierungskonferenz zu erarbeiten. Sie hat-
ten demnach – auch auf Grund der Tatsache,
daß es zumeist staatliche Einrichtungen waren,
die die Organisation in die Hand genommen
hatten – einen eher offiziellen Status als die in-
zwischen üblichen Begleitveranstaltungen von
Nichtregierungsorganisationen bei UN-Konfe-
renzen. Ergänzt und teilweise auch integriert in
diese Werkstattveranstaltungen waren die Prä-
sentationen der internationalen Raumfahrtin-
dustrie. Der Privatsektor war im Rahmen der
UNISPACE III von Nord wie Süd als eigen-
ständiger und dabei wichtiger und konstruktiver
Partner bei der Entwicklung von Raumfahrt-
technologien und der Nutzung des Weltraums
akzeptiert.
Die Ergebnisse des Technischen Forums wur-
den der Regierungskonferenz zur Beratung des
jeweiligen Teils des Abschlußberichts vorge-
legt, um eine angemessene Berücksichtigung zu
finden. Dieser Bericht der Konferenz war im
Weltraumausschuß über mehrere Sitzungsperi-
oden hin vorbereitet worden und zu einem Um-
fang von über 150 Seiten angewachsen. Neben
allgemeinen Aussagen zur Rolle der Raum-
fahrtnutzung behandelt er Status und Aktions-
bedarf in den Bereichen Umweltschutz, Tele-
kommunikation, Ausbildung, Informationssy-
steme, Nebeneffekte und kommerzieller Nutzen
sowie die internationale Zusammenarbeit vor-
nehmlich im UN-Rahmen.

II. Eine Art Zusammenfassung und politische
Pointierung des Berichts und damit der Konfe-
renzergebnisse stellt die Erklärung von Wien
dar. Sie ist in sechs Kapitel unterteilt und führt 
– für die Staaten allerdings unverbindliche – Ak-
tionslinien aus. Im ersten Kapitel zum Schutz
der Umwelt und zum Management der natürli-
chen Ressourcen wird die Einrichtung weltum-
spannender Systeme für die satellitengestützte

Beobachtung der Umwelt (unter anderem auch
im Zusammenhang mit der Verifikation der Kli-
makonvention) und das Katastrophenmanage-
ment vorgeschlagen. Das zweite Kapitel behan-
delt Raumfahrtnutzungen im Dienst der Sicher-
heit und Wohlfahrt des Menschen und weist auf
Anwendungen wie Telemedizin, ›Teleeducati-
on‹ und den Einsatz satellitengestützter Naviga-
tion hin. Im dritten Kapitel wird der weitere
Ausbau der internationalen Zusammenarbeit
bei der Grundlagenforschung in Astronomie,
Planetenkunde, der Beobachtung von der Erde
nahekommenden Asteroiden und der Vermei-
dung von Weltraummüll gefordert. Das vierte
Kapitel betont den Bedarf, das Ausbildungswe-
sen für Raumfahrtanwendungen zu verbessern
und Entscheidungsträger sowie Öffentlichkeit
für die vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten der
Raumfahrt zu sensibilisieren. Das fünfte Kapi-
tel spricht das UN-System an und fordert von
ihm den breit gespannten Einsatz von Raum-
fahrtanwendungen zur Erzielung der jeweiligen
Entwicklungsziele, wo immer dies möglich und
sinnvoll ist. Im abschließenden sechsten Kapitel
werden die Staaten zur Intensivierung der inter-
nationalen Zusammenarbeit zum Vorteil aller
Beteiligten aufgerufen. Dazu wird ein Fonds 
bei der Weltraumabteilung des UN-Sekretariats
eingerichtet, der aus freiwilligen Beiträgen ge-
speist werden und zur Umsetzung einzelner, be-
sonders auf die Ausbildung ausgerichteter Kon-
ferenzergebnisse dienen soll.
Der Erklärung von Wien sind Empfehlungen
von regionalen Vorbereitungskonferenzen, die
seit Mitte 1998 in Malaysia, Chile, Marokko
und Rumänien stattgefunden hatten, beigege-
ben. Diese größtenteils auf regionale Belange
ausgerichteten Vorschläge wurden von der
UNISPACE III jedoch nur zur Kenntnis genom-
men. Sie sind kein formeller Bestandteil der im
Rahmen der Konferenz erzielten Einigungen.
Die ebenso wie der gesamte Bericht im Konsens
verabschiedete Erklärung von Wien ist ein Ak-
tionsprogramm mit Augenmaß. Auch wenn die-
ses nicht verbindlich ist, werden sich die Staa-
ten in Zukunft an seinen Kernelementen orien-
tieren. Vieles von dem, was in der Erklärung
aufgeführt ist, war bereits Bestandteil von Dis-
kussionen in anderen raumfahrtrelevanten in-
ternationalen Foren. Das große Verdienst der
UNISPACE III war es deshalb, diese zahlrei-
chen Fäden in ihren Abschlußdokumenten zu
bündeln. Auch wenn die Ergebnisse der Konfe-
renz aus Sicht aller Beteiligten als zufrieden-
stellend bewertet werden, so muß dennoch auf
ein Defizit hingewiesen werden. Die Dritte
Weltraumkonferenz der Vereinten Nationen war
so angelegt, daß gerade den Nichtmitgliedern
des 61 Staaten umfassenden Weltraumaus-
schusses die Gelegenheit geboten werden sollte,
sich mit dem Stand der Weltraumnutzung ver-
traut zu machen. Bei einer Beteiligung von
knapp 100 Staaten hat UNISPACE III dieses
Ziel klar verfehlt.
Es wird demnach für die Weltraumabteilung
des UN-Sekretariats in nächster Zeit darauf an-
kommen, die Ergebnisse der UNISPACE III
auch an die Staaten zu kommunizieren, die von
der Weltraumnutzung ebenfalls profitieren kön-
nen, sich im Rahmen der Wiener Konferenz je-
doch nicht informieren konnten oder wollten.
Der Schaffung eines breiteren Bewußtseins für

den Nutzen der Raumfahrt soll auch der Vor-
schlag der Konferenz an die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen dienen, jährlich
vom 4. bis 10. Oktober eine ›Weltraumwoche‹
in den Kalender internationaler Gedenkanlässe
einzufügen. Verdeutlicht werden soll damit,
daß die Raumfahrt schon eine Geschichte hat:
am 4. Oktober 1957 wurde der erste künstliche
Erdsatellit, der ›Sputnik I‹, ins All geschickt,
während am 10. Oktober 1967 der nach wie vor
grundlegende Weltraumvertrag in Kraft trat.
Mit der Evaluierung der Konferenzergebnisse
wird sich, dem mittlerweile üblichen Turnus
folgend, die Generalversammlung in fünf Jah-
ren befassen.
Einen kritische Augenblick erlebte die Konfe-
renz, als das Thema Militarisierung des Welt-
raums – trotz vorherigem Einverständnis, dies
nicht zum Beratungsgegenstand zu machen –
aufgebracht wurde. Bemerkenswerterweise wa-
ren es jedoch diesmal nicht die Vereinigten
Staaten, die im Kreuzfeuer der Kritik standen.
Die von Pakistan vorgetragenen Befürchtungen
richteten sich eindeutig gegen ein anderes Ent-
wicklungsland, nämlich Indien. Dieser durch
den Kaschmirkonflikt begründete Nadelstich
zeigt deutlich, daß die Abrüstungskonferenz in
Genf, die das hauptsächliche Forum für die
Bemühungen um die Vermeidung eines Wettrü-
stens im Weltraum darstellt, ihre Arbeit wach-
sam fortführen und ihr Augenmerk besonders
auf die neuen Raumfahrtmächte aus dem Süden
lenken muß.

III. Deutschland hatte sich langfristig auf die
UNISPACE III vorbereitet und das Schwerge-
wicht seiner Eigendarstellung auf die Präsen-
tation von Raumfahrtanwendungen für die 
Entwicklungszusammenarbeit gelegt. Die vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt
(DLR) geleitete fachliche Vorbereitung besaß
als Kernstück ein Informationssystem für Erd-
beobachtungsprojekte und -daten, das ganz auf
die Bedürfnisse von Nutzern in den Entwick-
lungsländern zugeschnitten ist. Dieses System
wurde als deutscher Beitrag für das UN-System
vorgestellt und an das UNEP zur operativen
Nutzung übergeben.
Eine besondere politische Initiative hatte Deutsch-
land in der Sitzungsperiode des Weltraumaus-
schusses gestartet und erfolgreich abgeschlos-
sen. Dies betraf die Reform der Arbeitsweise
der beiden Unterausschüsse. Bislang war insbe-
sondere der Prozeß der Aufnahme neuer Tages-
ordnungspunkte ausgesprochen schwerfällig.
Nunmehr gibt es in den Unterausschüssen Ta-
gesordnungspunkte, die nur einmal diskutiert
werden und den Mitgliedstaaten so die Gele-
genheit geben, ohne hohen Erwartungsdruck
auszuloten, ob weitere Beratungen nötig sind.
Ist dies der Fall, müssen Mehrjahresarbeitsplä-
ne mit klar definiertem Verhandlungsablauf
und Ziel aufgelegt werden. Durch diese Reform
ist der Weg gebahnt, neue Themen, die im Rah-
men der UNISPACE III identifiziert worden
sind, flexibel in die Tagesordnungen der Unter-
ausschüsse aufzunehmen. Zudem konnte Eini-
gung darüber erzielt werden, daß das weltraum-
rechtliche Konzept des ›Startstaats‹ im Rahmen
eines solchen Dreijahresarbeitsplans im Unter-
ausschuß Recht untersucht wird. Ziel soll dabei
die Klärung der Frage sein, ob privatwirtschaft-
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lich organisierter Satellitentransport in speziel-
len Fällen, wie beispielsweise dem Start auf 
Hoher See, nicht durch die unbegrenzte Haf-
tung eines Staates (dem Startstaat, der die Ver-
antwortung für Raumfahrtaktivitäten seiner
Rechtspersonen besitzt) abgedeckt sind.

IV. Die UNISPACE III und die vorangegange-
nen diesjährigen Tagungen des Weltraumaus-
schusses und seiner beiden Unterausschüsse ha-
ben nicht nur zur weiteren Klimaverbesserung
der an der Raumfahrt und ihrer Nutzung interes-
sierten Staaten beigetragen. Sie haben zahlrei-
che Aktionsfelder identifiziert, die eine Bear-
beitung im internationalen Rahmen wünschens-
wert und realistisch zugleich erscheinen lassen.
Dort, wo sich die Vereinten Nationen selbst ein-
schalten müssen, wie durch ihr Weltrauman-
wendungsprogramm, durch die Aktivitäten der
Sonderorganisationen FAO, ITU, WHO oder
WMO sowie durch die Koordinierung der Staa-
ten im Weltraumausschuß, haben die Ergebnis-
se des Jahres 1999 gute Voraussetzungen für
weitere Fortschritte geschaffen.
Entscheidend kommt es nunmehr aber auf die
raumfahrtbetreibenden Länder an, ihr Engage-
ment bei der Ausbildung von Technikern und
Nutzern in den Entwicklungsländern und die In-
tegration von Satellitenanwendungen in ihre
Entwicklungspolitik voranzutreiben, um daraus
größtmöglichen Nutzen für die Bearbeitung
globaler Probleme zu ziehen. r

Reproduktive Gesundheit

DORISHERTRAMPF

Bevölkerung und Entwicklung: Sonderta-
gung der Generalversammlung – ›Kairo + 5‹
– Hindernisse bei der Umsetzung des Ak-
tionsprogramms – Feminisierung der Armut
– Schlußdokument mit neuen Zielen – Kon-
sens von Kairo unter Mühen bewahrt

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1994
S. 180f. fort.)

In dem Jahr, in dem die Weltgemeinschaft den
sechsmilliardsten Erdenbürger begrüßen sollte,
wandten sich die UN einmal mehr mit besonde-
rer Intensität den Entwicklungsperspektiven der
Weltbevölkerung zu. Im Anschluß an die 1994
in Kairo abgehaltene ›Internationale Konferenz
über Bevölkerung und Entwicklung‹ (ICPD)
der Vereinten Nationen fand vom 30. Juni bis
zum 2. Juli 1999 in New York die Sondertagung
der Generalversammlung zur Überprüfung und
Bewertung der Umsetzung des Aktionspro-
gramms der Internationalen Konferenz über Be-
völkerung und Entwicklung statt. Es war die 21.
Sondergeneralversammlung in der Geschichte
der Weltorganisation.

I. Die ICPD war insbesondere dadurch charak-
terisiert gewesen, daß auf ihr erstmals die Inter-
dependenzen von Bevölkerungswachstum, Ar-

mut, Analphabetismus, Unterdrückung der Frau-
en und Umweltzerstörung in ihrer ganzen Kom-
plexität offengelegt wurden. Erstmals waren der
Mensch als Träger der Entwicklung, seine Be-
dürfnisse und sein Recht, ohne Zwang über die
Größe seiner Familie zu entscheiden, Kern-
punkte einer Weltbevölkerungskonferenz. Die
Wahrung der Menschenrechte sowie die Siche-
rung der Lebensqualität der lebenden und künf-
tigen Generationen nahmen dabei eine heraus-
ragende Rolle ein.
Die zentrale Feststellung des Aktionsprogramms
von Kairo ist dementsprechend, daß die staatli-
che Bevölkerungspolitik nur so gestaltet wer-
den kann, daß sie die freie und verantwortliche
individuelle Entscheidung ihrer Bürger über die
Familienplanung einerseits durch Informatio-
nen aller Art fördert und sie andererseits durch
die Bereitstellung von umfassenden Gesund-
heits- und Familienplanungsdiensten im Be-
reich der reproduktiven Gesundheit unterstützt.
Statt einer Konzentration auf bevölkerungspoli-
tische Planzahlen gilt nunmehr die Sicherstel-
lung des freien und umfassenden Zugangs der
Menschen zu entsprechenden Diensten. Die
Bekämpfung von Armut, Analphabetismus und
Umweltzerstörung sowie die Förderung der
Frauen bilden dabei entscheidende Aspekte zur
Beeinflussung des individuellen reproduktiven
Verhaltens.
Neben diesen allgemeinen Aussagen enthält das
Aktionsprogramm eine Reihe von quantitativen
Zielen. Zu nennen ist insbesondere die Ver-
pflichtung aller Staaten, bis zum Jahre 2015
l die vollständige Versorgung ihrer Bevölke-

rung mit Basisgesundheitsdiensten im Be-
reich der reproduktiven Gesundheit zu er-
reichen,

l die Kinder- und Müttersterblichkeit um
mindestens die Hälfte zu senken und

l den Analphabetismus, insbesondere bei
Frauen und Mädchen, zu beseitigen.

Daneben enthält das Aktionsprogramm eine
Kostenschätzung für die Durchführung der be-

nannten Aktionen in den Entwicklungsländern
wie den im Übergang zur Marktwirtschaft be-
griffenen Ländern – den sogenannten Transfor-
mationsländern –, in den Bereichen reprodukti-
ver Gesundheit, Familienplanung, Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten, insbesondere HIV/
Aids, Datensammlung und Technologietrans-
fer. Danach wären bis 2015 insgesamt 21,7 Mrd
US-Dollar erforderlich, von denen zwei Drittel
auf nationaler Ebene und ein Drittel (oder 7,2
Mrd Dollar) von der internationalen Geberge-
meinschaft zu erbringen wären.

II. Die Abhaltung der 21. Sondergeneralver-
sammlung unter der Kurzbezeichnung ›Kairo 
+ 5‹ geht – im Anschluß an eine entsprechende
Vorschrift des Aktionsprogramms von 1994 –
auf die Resolution 52/188 der Generalver-
sammlung vom 18. Dezember 1997 zurück. Be-
schlossen wurde, die Umsetzung des Aktions-
programms von Kairo zu überprüfen, ohne 
dabei in Neuverhandlungen der bestehenden
Vereinbarungen einzutreten. Die Leitung der
Durchführung des Überprüfungsprozesses wur-
de dem UNFPA in Zusammenarbeit mit der Be-
völkerungsabteilung der Hauptabteilung Wirt-
schaftliche und Soziale Angelegenheiten des
UN-Sekretariats übertragen. Als allen UN-
Mitgliedern offenstehender Vorbereitungsaus-
schuß wurde die Kommission für Bevölkerung
und Entwicklung für Ende März 1999 einberu-
fen (allerdings mußte das Gremium dann noch
zwei weitere Tagungen abhalten). Die Resoluti-
on unterstrich die Notwendigkeit einer aktiven
Beteiligung der Zivilgesellschaft, insbesondere
der nichtstaatlichen Organisationen (NGOs), an
Vorbereitung und Durchführung der Sonderta-
gung.
In der Tat war der fast zweijährige weltwei-
te Vorbereitungsprozess unter der Leitung des
UNFPA durch eine umfassende Einbeziehung
des gesamten UN-Systems, der Staaten und der
Zivilgesellschaft gekennzeichnet. Dies trug in
erheblichem Maße dazu bei, Kenntnisse über
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das Aktionsprogramm der ICPD mit seinem
menschenrechtlichen Ansatz und dem Konzept
der reproduktiven Gesundheit sowie der repro-
duktiven Rechte auf nationaler Ebene weiter zu
verbreiten. Hervorzuheben sind aus der Viel-
zahl der Veranstaltungen des Jahres 1998 unter
anderem die drei ›Gespräche am runden Tisch‹
zu den Themen ›Reproduktive Gesundheit Ju-
gendlicher‹ (New York), ›Reproduktive Rechte
und Umsetzung von Programmen reprodukti-
ver Gesundheit, Stärkung der Rolle der Frauen,
Einbeziehung der Männer und Menschenrech-
te‹ (Kampala) und zur ›Partnerschaft mit der 
Zivilgesellschaft bei der Umsetzung des Ak-
tionsprogramms von Kairo‹ (Dhaka), die vier
technischen Symposien ›Internationale Wande-
rung und Entwicklung‹ (Den Haag), ›Alterung‹
(Brüssel), ›Dienste für reproduktive Gesundheit
in Krisensituationen‹ (Rennes) und ›Bevölke-
rungswandel und wirtschaftliche Entwicklung‹
(Bellagio) sowie Konsultationen aller regiona-
len Wirtschaftskommissionen der Vereinten Na-
tionen. Zu letzteren zählte das Europäische Be-
völkerungstreffen der ECE in Budapest (7.-9.12.
1998), das einen Bericht über künftige Prioritä-
ten der Region bei der Umsetzung des Aktions-
programms von Kairo sowie einen Plan für die
künftige Zusammenarbeit in der ECE-Regi-
on im Bereich der Bevölkerungspolitik verab-
schiedete. Kulminationspunkt aller Vorberei-
tungsaktivitäten war schließlich das ›Interna-
tionale Forum zur operativen Überprüfung und
Bewertung der Umsetzung des Aktionspro-
gramms der ICPD‹ im Haag (8.-12.2.1999), das
dazu diente, in einem umfassenden Meinungs-
austausch die Ergebnisse der Rundtischge-
spräche, Symposien und Regionaltreffen zu-
sammenzufassen und daraus operative Empfeh-
lungen für die weitere Umsetzung des Aktions-
programms zu entwickeln.
Zu den wesentlichen Erkenntnissen des Über-
prüfungsprozesses gehörte die Feststellung von
positiven wie negativen Entwicklungen. Positiv
zu vermerken war nicht zuletzt die Durch-
führung organisatorischer Veränderungen im
Gesundheitssektor auf Grundlage des Aktions-
programms in der Mehrzahl der Länder; dies
bedeutet, daß der Bereich der reproduktiven
Gesundheit in die allgemeinen Gesundheits-
dienste eingegliedert wurde. Verzeichnet wur-

den auch erhebliche Aufwendungen im Bereich
von reproduktiver Gesundheit und Familienpla-
nung; dies war allerdings beschränkt auf einige
wenige große Entwicklungsländer (so Ägypten,
China, Indien, Indonesien oder Malaysia),
während sich bei der Mehrzahl der Entwick-
lungsländer in den Jahren seit Kairo nur wenig
im Bereich der Mittelverwendung veränderte.
Die Mittel aus Geberländern, die im Bereich der
reproduktiven Gesundheit Verwendung fanden,
wurden gesteigert, allerdings mit derzeit abneh-
mender Tendenz. Schließlich läßt sich eine er-
kennbar verringerte Geschwindigkeit des Be-
völkerungswachstums weltweit konstatieren.
Diesen Erfolgen stand eine Anzahl von negati-
ven Entwicklungen gegenüber. So besteht wei-
terhin ein verstärkter Handlungsbedarf bei der
Umsetzung der Gleichstellung der Frau und ins-
besondere bei der Durchsetzung ihrer reproduk-
tiven Rechte. Bisher kaum erfolgt ist eine Um-
setzung des Aktionsprogramms im Bereich der
reproduktiven Gesundheit und der reprodukti-
ven Rechte Jugendlicher, was um so schwerer
wiegt, als von der zahlenmäßig größten Alters-
gruppe der 15- bis 24-jährigen, die jemals auf
der Welt lebte, die Entscheidungen über den
künftigen Verlauf des Bevölkerungswachstums
getroffen werden. Der unerwartet dramatische
Anstieg der HIV-Infektionen in einer Reihe von
Ländern (insbesondere im Südlichen Afrika)
macht dringend zusätzliche Maßnahmen erfor-
derlich. Schließlich schafft die unvermindert
hohe Müttersterblichkeit zusätzlichen Hand-
lungsbedarf zur Umsetzung des Aktionspro-
gramms.
Als eine der wichtigsten Ursachen für die un-
genügende Umsetzung des Aktionsprogramms
wurde vor allem das Fehlen ausreichender Fi-
nanzmittel identifiziert, wobei insbesondere das
Stagnieren der Mittel aus den Geberländern be-
klagt wurde. Hinzu kommt die unzureichende
Mobilisierung nationaler Ressourcen; in der
Hauptsache wurden hierfür internationale Fi-
nanzkrisen und andere Belastungen verantwort-
lich gemacht. Zudem behinderten ungeachtet
einiger Fortschritte sozio-kulturelle Faktoren
nach wie vor die vollständige Durchsetzung der
Gleichberechtigung der Geschlechter. Gewalt
gegen Frauen, die ›Feminisierung der Armut‹,
die Unterrepräsentation von Frauen in Ent-

scheidungsgremien aller Ebenen und ihre Be-
nachteiligung in praktisch allen Lebensberei-
chen wurden dabei als einige der Symptome ge-
nannt.

III. Auf der Grundlage all dieser Vorarbeiten
trat im März, im Mai und im Juni 1999 der Vor-
bereitungsausschuß für die 21. Sondergeneral-
versammlung mit der Hauptaufgabe zusammen,
aus den gesamten vorliegenden Erkenntnissen
über Erfolge und Defizite bei der bisherigen
Umsetzung des Aktionsprogramms auf Länder-
ebene vorrangige und operative ›Schlüsselak-
tionen für die Zukunft‹ (Key Future Actions) zu
erarbeiten. In intensiven und teilweise kontro-
versen Sitzungen, die fast durchgängig erst weit
nach Mitternacht endeten, wurde ein Schluß-
dokument verhandelt, das in 106 Ziffern unter
den Kapiteln ›Bevölkerung und Entwicklung‹,
›Gleichberechtigung und Gleichstellung der Ge-
schlechter und Stärkung der Stellung der Frau‹,
›Reproduktive Rechte und Reproduktive Ge-
sundheit‹, ›Partnerschaften und Zusammenar-
beit‹ sowie ›Mobilisierung von Ressourcen‹ 
eine Reihe von Schwerpunkten und Prioritä-
ten für die künftige Umsetzung des Aktionspro-
gramms festlegt. Das Dokument wurde am 
2. Juli 1999 von den 177 an der Sondertagung
teilnehmenden Staaten als Resolution S-21/5/
Add.1 der Generalversammlung verabschiedet.
Die Billigung erfolgte ohne förmliche Abstim-
mung, doch gaben 13 Delegationen Erklärun-
gen zur Stimmabgabe – mit mehr oder minder
deutlichen Vorbehalten – ab.
Als neues Element wird in dem Schlußdoku-
ment unter anderem auf die Bedeutung der Ver-
änderungen in der Altersstruktur der Bevölke-
rung (Stichwort: Alterung) hingewiesen; die
Regierungen werden aufgefordert, für Schutz,
Achtung und Förderung der Menschenrechte
der Frauen zu sorgen und in ihren Programmen
und Maßnahmen auf geschlechtsspezifische
Auswirkungen zu achten; es wird gefordert,
verstärkte Aktivitäten in den Bereichen der Re-
produktionsgesundheit und der Bekämpfung
der Müttersterblichkeit durchzuführen; die spe-
zifischen Bedürfnisse Jugendlicher im Bereich
der Reproduktionsgesundheit sollen verstärkt
berücksichtigt und dabei auch die Vertraulich-
keit bei Inanspruchnahme entsprechender Dien-
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Das Aktionsprogramm der Internationalen
Konferenz über Bevölkerung und Entwick-
lung (UN Doc. A/CONF. 171/13 v. 18.10.
1994; UN Publ. E.95.XIII.18) definiert in 
seinem Kapitel VII die Schlüsselbegriffe ›re-
produktive Gesundheit‹ und ›reproduktive
Rechte‹ folgendermaßen:

»Reproduktive Gesundheit ist ein Zustand
uneingeschränkten körperlichen, geistigen
und sozialen Wohlbefindens – und nicht nur
das Nichtvorhandensein von Krankheit oder
Gebrechen – in allen Aspekten, die mit den
Fortpflanzungsorganen und ihren Funktionen
und Prozessen verbunden sind. Reproduktive
Gesundheit bedeutet deshalb, daß die Men-
schen ein befriedigendes und ungefährliches
Sexualleben haben können und daß sie die
Fähigkeit zur Fortpflanzung und die freie
Entscheidung darüber haben, ob, wann und
wie oft sie hiervon Gebrauch machen wollen.

In diese letzte Bedingung eingeschlossen sind
das Recht der Männer und Frauen, informiert zu
werden und Zugang zu sicheren, wirksamen, er-
schwinglichen und akzeptablen Familienpla-
nungsmethoden ihrer Wahl sowie zu anderen
Methoden der Fertilitätsregulierung zu haben,
die nicht gegen die gesetzlichen Bestimmungen
verstoßen, und das Recht auf Zugang zu an-
gemessenen Gesundheitsdiensten, die es den
Frauen ermöglichen, Schwangerschaft und Ent-
bindung sicher zu überstehen, und die für Paare
die bestmöglichen Voraussetzungen schaffen,
daß sie ein gesundes Kind bekommen. ...« (Zif-
fer 7.2)

»Reproduktive Rechte umfassen unter Zu-
grundelegung der obigen Definitionen be-
stimmte Menschenrechte, die bereits in nationa-
len Rechtsvorschriften, völkerrechtlichen Men-
schenrechtsdokumenten und anderen Doku-
menten, in denen ein Konsens zum Ausdruck

kommt, anerkannt sind. Diese Rechte stützen
sich auf die Anerkennung des Grundrechtes
aller Paare und Individuen, frei und verant-
wortlich über die Anzahl, den Geburtenab-
stand und den Zeitpunkt der Geburt ihrer Kin-
der zu entscheiden und über die diesbezügli-
chen Informationen und Mittel zu verfügen,
sowie des Rechts, den höchsten Standard der
sexuellen und reproduktiven Gesundheit zu
erreichen. Dies umfaßt auch ihr Recht, frei
von Diskriminierung, Zwang oder Gewalt
Entscheidungen über die Fortpflanzung zu
treffen, wie es in Menschenrechtsdokumen-
ten niedergelegt ist. ... Die Förderung der 
verantwortungsbewußten Ausübung dieser
Rechte für alle Menschen sollte für vom Staat
und von der Gemeinschaft unterstützte
grundsatzpolitische Konzeptionen und Pro-
gramme der reproduktiven Gesundheit,
einschließlich der Familienplanung, die we-
sentliche Grundlage sein. ...« (Ziffer 7.3)



ste sichergestellt werden; die Zahl der Schwan-
gerschaftsabbrüche soll reduziert und das ge-
sundheitliche Risiko bei Schwangerschaftsab-
brüchen (unsafe abortion) durch entsprechende
Vorsorge und Ausbildung des Personals in den
Gesundheitsdiensten verringert werden; der
Prävention von HIV/Aids soll besondere Auf-
merksamkeit gewidmet und Fragen von Bil-
dung und Erziehung Priorität eingeräumt wer-
den. Nicht zuletzt werden die Regierungen auf-
gefordert, weiter verstärkt Mittel für die Umset-
zung des Aktionsprogramms zu mobilisieren,
wobei insbesondere an die Gebergemeinschaft
appelliert und auf die Notwendigkeit zusätzli-
cher Mittel für neue und erhöhte Anforderungen
(so bei der Bekämpfung und Prävention von
HIV/Aids) hingewiesen wird.
In einigen Schlüsselbereichen empfiehlt das Do-
kument neue Bezugsgrößen (benchmarks). So
soll die Analphabetenrate des Jahres 1990 bei
Frauen und Mädchen bis 2005 halbiert werden
und der Grundschulbesuch für 90 vH aller Kin-
der beiderlei Geschlechts bis zum Jahre 2010 si-
chergestellt sein. 2005 sollten 60 vH aller Zen-
tren für Basisgesundheitsdienste und Familien-
planungseinrichtungen ein umfassendes Ange-
bot vor allem an sicheren und effektiven Fami-
lienplanungsmethoden sowie an Schwangeren-
vorsorge anbieten können; im Jahre 2010 soll-
ten 80 vH aller Einrichtungen dazu in der Lage
sein, und 2015 alle ohne Ausnahme. Ebenfalls
bis 2005 sollten zumindest dort, wo die Mütter-
sterblichkeit sehr hoch ist, 40 vH aller Geburten
von geschultem Personal assistiert werden und
weltweit 80 vH aller Geburten; diese Zahlen
sollten bis 2010 auf 50 beziehungsweise 85 vH
und bis 2015 auf 60 respektive 90 vH gestei-
gert werden. Die Lücke zwischen Angebot und
Nachfrage beim Gebrauch von Kontrazeptiva
sollte bis 2005 um die Hälfte reduziert werden,
um 75 vH bis 2010 und vollständig bis zum Jah-
re 2015. Zum Schutz gegen HIV/Aids sollten
wenigstens 90 vH aller Jugendlichen in der Al-
tersgruppe zwischen 15 und 24 Jahren bis 2005
Zugang zu Präventivmethoden aller Art haben;
diese Zahl sollte bis 2010 auf wenigstens 95 vH
erhöht werden. Die HIV-Infektionsrate in dieser
Altersgruppe sollte in den besonders betroffe-
nen Ländern bis zum Jahre 2005 um 25 vH und
bis zum Jahre 2010 weltweit um ebenfalls 25
vH reduziert werden.

IV. Aus Sicht der Entwicklungsländer lag der
Schwerpunkt der Verhandlungen auf dem Zu-
sammenhang zwischen Bevölkerung und Ent-
wicklung, während von den Industriestaaten
und den Transformationsländern vor allem der
Aspekt der reproduktiven Gesundheit und der
reproduktiven Rechte im Aktionsprogramm in
den Vordergrund gestellt wurde. Eine kleine
Gruppe von Delegationen, zu der neben dem in
seiner Eigenschaft als Beobachter teilnehmen-
den Heiligen Stuhl Argentinien, Libyen, Nica-
ragua, Sudan und weitere arabische Staaten
gehörten, war erkennbar bemüht, jede über den
Konsens von Kairo hinausgehende Formulie-
rung zu verhindern oder gar hinter diesen Kon-
sens zurückzugehen. Bezeichnend war, daß am
Widerstand dieser Gruppe – und trotz Uneinig-
keit in der Gruppe der Entwicklungsländer 
(G-77) in dieser Frage – letztlich die Aufnahme
eines Passus aus dem Aktionsprogramm der

Weltfrauenkonferenz von Beijing scheiterte,
wonach die Staaten aufgefordert werden soll-
ten, ihre Strafbestimmungen gegen Frauen, die
abgetrieben haben, zu überprüfen.
Als schwierigste Verhandlungsgegenstände er-
wiesen sich dementsprechend die Passagen
über die Reproduktionsgesundheit Jugendlicher
und über alle Formulierungen im Hinblick auf
reproduktive Rechte von Frauen und Jugendli-
chen, ebenso alle Ziffern, die einen auch nur
näherungsweisen Zusammenhang mit dem The-
ma Schwangerschaftsabbruch enthielten. Dies
waren die Themen, in denen es innerhalb der 
G-77 keinen Konsens gab. Im offenen Aus-
tausch zeigte sich, wie nahe die Vorstellungen
der EU und anderer Industrieländer, der Staaten
Afrikas südlich der Sahara, der Lateinamerika-
ner (mit Ausnahme Nicaraguas und Argentini-
ens) und auch vieler asiatischer Länder beim
Thema ›gesundheitliche Sicherheit bei Abtrei-
bungen‹ beieinander lagen. Bei den auf die re-
produktiven Rechte und die reproduktive Ge-
sundheit Jugendlicher bezogenen Ziffern dage-
gen mußten sich die Industrieländer letztlich
dem Druck der G-77 beugen, die die vorge-
schlagenen Texte durch ständige Wiederho-
lung der elterlichen Rechte auszubalancieren
suchte.
Die EU – die unter deutscher Präsidentschaft
agierte – erwies sich im gesamten Verhand-
lungsprozeß als einer der wichtigsten An-
sprechpartner der G-77. Aus Sicht der EU ist
das Abschlußdokument trotz der sprachlichen
Kompromisse, die insbesondere im Kapitel
über die reproduktive Gesundheit und die repro-
duktiven Rechte Jugendlicher bezüglich der el-
terlichen Rechte sowie beim Thema Schwan-
gerschaftsabbruch eingegangen werden muß-
ten, und trotz einer gewissen Unausgewogen-
heit im Kapitel über die Ressourcen (die Geber-
länder werden an erster Stelle und wesentlich
häufiger als die Entwicklungsländer genannt),
insgesamt als Erfolg zu werten.
Es gelang der EU, zusätzliche quantitative Zie-
le (Milestones) in den Bereichen Familienpla-
nung, HIV/Aids-Bekämpfung und Senkung der
Müttersterblichkeit im Text zu verankern und
ihren Vorschlag über die verstärkte Führungs-
funktion bestimmter UN-Organisationen in 
diesen Bereichen (UNFPA, UNAIDS, WHO)
durchzusetzen. Weiterhin konnte das Doku-
ment insgesamt verstärkt auf die Bedürfnisse
der Armen und sozial Schwachen ausgerichtet
werden. Trotz der bereits erwähnten Kompro-
misse gelang es, im Kapitel über Jugendliche
den Grundsatz der Vertraulichkeit bei Inan-
spruchnahme entsprechender Dienste durchzu-
setzen und die Jugendlichen insgesamt als
wichtige künftige Zielgruppe der Bemühungen
im Bereich reproduktiver Gesundheit und re-
produktiver Rechte herauszustellen. Außerdem
glückte es, hinsichtlich des legalen Schwanger-
schaftsabbruchs – trotz erbitterten Widerstands
einiger weniger Delegationen, die auf der wört-
lichen Wiederholung der Aussage des Kairoer
Aktionsprogramms bestanden, Abtreibung sol-
le »keinesfalls« als Familienplanungsmethode
gefördert werden (Ziffer 8.25) – wenigstens die
Qualifizierung des medizinischen Personals und
den Zugang zu medizinisch sicherem Schwan-
gerschaftsabbruch durchzusetzen.
Bei der Gesamtbewertung des langen und um-

fassenden Überprüfungsprozesses sollte letzt-
lich auch nicht allein das papierene Resultat –
die ›Key Future Actions‹ – in die Waagschale
geworfen werden: Der Prozess selbst und die
Auswirkungen, die er auf Länderebene, bei den
Regierungen, den NGOs und letztlich auch als
Ansporn für eine kohärente, zielorientierte Zu-
sammenarbeit des gesamten UN-Systems zei-
tigte, sollten nicht unterschätzt werden. Es ist
fraglich, ob auf andere Weise eine gleichwerti-
ge Öffentlichkeitswirksamkeit über eine solche
Zeitdauer hinweg zu erreichen gewesen wäre.
Beiträge der Regierungsvertreter verwiesen je-
denfalls immer wieder darauf, daß das Aktions-
programm und der Überprüfungsprozeß zu
langsamen, aber stetigen Veränderungen von
Verhaltensweisen und Wertmaßstäben führen
kann. Und dies ist sicher eine der wichtigsten
Voraussetzungen für Erfolge im Bereich Bevöl-
kerung und Entwicklung. r

Inseln im Wind

PETERCHRISTMANN

Entwicklungsländer in Insellage: Sonder-
tagung der Generalversammlung – Von
Bridgetown nach New York – Gefahren
durch Anstieg des Meeresspiegels und Trans-
port radioaktiver Abfälle – Index der Ver-
letzlichkeit umstritten

Ein Vierteljahr nach der Behandlung des The-
mas Bevölkerung und Entwicklung durch die
21. Sondergeneralversammlung der Vereinten
Nationen waren Entwicklungsfragen erneut Ge-
genstand einer Sondertagung. Am 27. und 28.
September 1999 trat in New York die Sonder-
tagung der Generalversammlung zur Überprü-
fung und Bewertung der Umsetzung des Ak-
tionsprogramms der Weltkonferenz über die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern zusammen.
Sie knüpfte damit an das 1994 von der interna-
tionalen Staatengemeinschaft in Barbados ver-
abschiedete Dokument an; es ging nun darum,
Vereinbarungen über künftige Aktivitäten zu-
gunsten dieser Staatengruppe festzuschreiben.
Ergebnis der 22. Sondergeneralversammlung
war schließlich eine kurze Politische Erklärung
sowie ein längerer Text, in dem die Umsetzung
des Aktionsprogramms von 1994 kritisch be-
wertet wird. Dort werden sechs Bereiche ge-
nannt, in denen weiterhin dringender Hand-
lungsbedarf besteht: in der Klimapolitik, bei 
der Vorsorge gegen Naturkatastrophen, beim
Küsten- und Meeresschutz, der Trinkwasser-
und Energieversorgung sowie beim Versuch,
den Tourismus in umwelt- und sozialverträgli-
che Bahnen zu lenken.
Die bereits 1992 beim Erdgipfel von Rio aus
ökologischen und ökonomischen Gründen her-
ausgehobene Sonderstellung dieser Ländergrup-
pe und deren besondere Verletzbarkeit wurde
von der Staatengemeinschaft zwar bekräftigt.
Es gelang diesen Staaten aber nicht, eine Son-
derbehandlung ihrer Gruppe zum Beispiel beim
Zugang zu Entwicklungshilfe oder in Handels-
fragen verbindlich festzuschreiben.
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Ein Plan für kleine Inseln

Noch vor einem Jahrzehnt widmete die interna-
tionale Gemeinschaft der Gruppe der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern
(Small Island Developing States, SIDS) keine
besondere Aufmerksamkeit. Erst seit der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt
und Entwicklung 1992 in Rio und der beson-
deren Erwähnung der SIDS in Kapitel 17 des
dort von den Staats- und Regierungschefs ver-
abschiedeten Aktionsprogramms ›Agenda 21‹
sind die hauptsächlich pazifischen und karibi-
schen Kleinstaaten stärker ins Rampenlicht
gerückt. Es handelt sich bei ihnen um eine in-
formelle Untergruppe der Entwicklungsländer-
Interessengemeinschaft G-77, die sich vor al-
lem im Rahmen der Klimaschutzverhandlungen
Gehör zu verschaffen sucht. Verständlicherwei-
se, denn von der Gefahr des Anstiegs des Mee-
resspiegels als Folge einer verfehlten Klimapo-
litik sind vor allem sie in ihrer Existenz bedroht.
Um ihren Interessen international mehr Auf-
merksamkeit zu verschaffen, haben sie sich im
Bündnis der kleinen Inselstaaten (Alliance of
Small Island States, AOSIS) zusammengefun-
den. Seitdem haben sie auf dem internationalen
Parkett an Profil gewonnen. 41 kleine Inselstaa-
ten und abhängige Gebiete rechnen sich heute
den SIDS zu.
Dabei sind so unterschiedliche Kleinstaaten wie
Singapur mit 3,74 Millionen Einwohnern (1997)
oder die Malediven mit 270 000 sowie Territo-
rien wie Aruba (70 000 Einwohner) – eine der
›Inseln unter dem Winde‹ – oder Niue mit we-
niger als 3 000 Einwohnern. Aber auch Malta
und Zypern rechnen sich dazu. Bei aller Unter-
schiedlichkeit hinsichtlich Entwicklungsstand,
Einkommen und Größe ist den SIDS eine außer-
ordentliche ökologische Verletzlichkeit (ecolo-
gical vulnerability) gemein; den meisten von ih-
nen auch eine ökonomische Labilität, die sich
aus der räumlichen Begrenztheit ihrer oft wenig
robusten Volkswirtschaften, aus geringer Diver-
sifikation und Risikostreuung oder der Ferne
von den Märkten dieser Welt ergibt. Sie liegen
zudem häufig in Zonen, die immer wieder von
Naturkatastrophen heimgesucht werden. Gleich-
zeitig droht ihnen jetzt der Verlust von Sonder-
vergünstigungen, die ihnen Partner (wie die Eu-
ropäische Union) zum Beispiel beim Handel
eingeräumt hatten. Viele von ihnen sind deshalb
für die Herausforderungen, die sich aus der Glo-
balisierung der Märkte wie der Handels- und Fi-
nanzströme ergeben, wenig gerüstet. Anderer-
seits übernehmen kleine Inselstaaten mit ihren
langen Küsten aber auch große Verantwortung
für den Erhalt des Reichtums der Weltmeere,
beherbergen seltene Tiere und Pflanzen und tra-
gen zur biologischen Vielfalt der Erde bei. Die
Inseln stellen oft komplexe, fragile Ökosysteme
dar, die wegen ihrer Einmaligkeit und ihres 
Artenreichtums von globaler Bedeutung sind.
Natürlich sind sie in wachsendem Maße auch
Ziel internationaler Touristenströme – für die
SIDS Fluch und Segen zugleich, wie die Erfah-
rungen zeigen.
Die Einberufung der Weltkonferenz über die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern durch die
Vereinten Nationen nach Bridgetown reflek-
tierte noch stark die Aufbruchstimmung, die

nach dem Erdgipfel von Rio de Janeiro herrsch-
te. Die UN-Generalversammlung hatte 1992
mit ihrer Resolution 47/189 diese erste der Rio-
Folgekonferenzen beschlossen. Ein damals ver-
breiteter Slogan, mit dem für die Konferenz 
geworben wurde, lautete: ›Small Islands – big
problems‹. Aus Sicht vieler Teilnehmer sollte
das Treffen vom 25. April bis zum 6. Mai 1994
in der Hauptstadt von Barbados so etwas wie ein
erster Testfall sein für die in Rio beschworene
globale Partnerschaft zwischen Nord und Süd
zur Umsetzung des Ziels einer nachhaltigen
Entwicklung. Würden die in vieler Hinsicht so
fragilen kleinen Inselstaaten – so die Erwar-
tungshaltung bei vielen Protagonisten – nicht so
etwas wie einen Idealfall abgeben für den Ver-
such, eine neue Balance zu finden zwischen
wirtschaftlichem Wachstum, sozialer Entwick-
lung und dem Schutz der Umwelt?
Das Ergebnis der Konferenz in Barbados (UN
Doc. A/CONF. 167/9 mit Corr. 1 und 2; UN 
Publ. E.94.I.18) blieb freilich ein gutes Stück
hinter diesen Erwartungen zurück. Die dort ver-
abschiedete ›Erklärung von Barbados‹ und das
beschlossene ›Aktionsprogramm‹ erkennen zwar
– in Übereinstimmung mit der Agenda 21 – die
SIDS als ökologischen Sonderfall an und be-
stätigen die Notwendigkeit internationaler Hilfe
für deren nachhaltige Entwicklung. In 15 Ka-
piteln werden Probleme wie der Anstieg des
Meeresspiegels, Naturkatastrophen, Abfallbe-
seitigung, Trinkwasserversorgung, der Aufbau
nationaler Institutionen und Verwaltungskapa-
zitäten oder die Energieversorgung behandelt
und Lösungsansätze aufgezeigt. Doch die von
den Industriestaaten, den internationalen Finan-
zierungsinstitutionen oder multilateralen Orga-
nisationen abgegebenen finanziellen Verspre-
chungen oder Ankündigungen spezieller Hilfen
wurden nur zum Teil eingelöst. Auch die SIDS
blieben vom allgemeinen Rückgang der öffent-
lichen Entwicklungshilfe nicht verschont. Pri-
vate Investitionen konzentrierten sich auf weni-
ge Staaten der Gruppe. Die meisten von ihnen
fühlten sich deshalb mit ihren Problemen von
der internationalen Gemeinschaft alleingelas-
sen. Auch die Bemühungen, ihre besondere
ökologische Verletzlichkeit mittels eines Index
(Vulnerability Index) festzuschreiben und die-
sen in das Kriterienraster bi- und multilateraler
Entwicklungshilfegeber für die Bewertung der
Hilfebedürftigkeit einzelner Staaten aufnehmen
zu lassen, sind bislang nicht erfolgreich gewe-
sen.

Segeln gegen den Wind

Die Überprüfung der Umsetzung des Aktions-
programms von Barbados war mehrfach Thema
der jährlichen Tagungen der Kommission für
nachhaltige Entwicklung (CSD), einer Fach-
kommission des Wirtschafts- und Sozialrats,
die den sogenannten Rio-Folgeprozeß überwa-
chen soll. Auch die 19. UN-Sondergeneralver-
sammlung im Juni 1997, die fünf Jahre nach Rio
eine erste Bilanz zog, hatte darüber ausgiebig
debattiert. Dort war dann auch die Sonderta-
gung vereinbart worden, die im September die-
ses Jahres in New York stattfand – an sich schon
ein beachtlicher Erfolg für die Gruppe der klei-
nen Inselstaaten. Denn nicht nur die Industrie-
länder, auch die großen Entwicklungsländer
neigen gelegentlich dazu, des Drucks überdrüs-

sig zu werden, mit dem die gut organisierten
SIDS ihre Anliegen immer wieder auf die inter-
nationale Tagesordnung setzen.
Die diesjährige Tagung der CSD diente der
Vorbereitung auf die Konferenz im September.
Zudem hatte das UN-Sekretariat in Zusammen-
arbeit mit dem UNDP und den SIDS im Febru-
ar 1999 zu einem mehrtägigen Treffen mit po-
tentiellen Gebern eingeladen. Bei dieser Gele-
genheit wurden zahlreiche Projektvorschläge
auf den Tisch gelegt. Konkrete Finanzierungs-
zusagen der Entwicklunghilfe-Organisationen
blieben aber auch hier weitgehend aus.
Die Verhandlungen während der Tagung des
CSD über die beiden auf der Sondergeneralver-
sammlung zu verabschiedenden Papiere verlie-
fen zunächst sehr zäh. Hauptgesprächspartner
der SIDS in dieser Phase war die unter deut-
scher Präsidentschaft agierende EU. Dies ist
nicht verwunderlich, da sie, weltweit gesehen,
der bei weitem wichtigste Partner der SIDS ist.
Die EU setzte sich von Anfang an dafür ein,
deutlich aufzuzeigen, daß die primäre Verant-
wortung für die Entwicklung dieser Staaten bei
ihnen selbst liegen müsse; eine externe Unter-
stützung könne nur dann mit Aussicht auf Er-
folg einsetzen, wenn entsprechende Eigenan-
strengungen vorhanden seien. Zudem sei das
Potential der regionalen Kooperation zwischen
den Kleinstaaten selbst noch nicht ausge-
schöpft. Die EU betonte die Rolle des Handels
und privater Investitionen und wies auf die lau-
fenden Lomé-Folgeverhandlungen hin. Bereits
auf der Geberkonferenz im Februar hatte vor al-
lem die Bundesregierung zudem auf die von ihr
angestrebte konsequentere Arbeitsteilung in der
Entwicklungszusammenarbeit mit der Europäi-
schen Gemeinschaft hingewiesen und damit
auch den generellen Rückgang ihrer bilateralen
Kooperation mit kleinen Entwicklungsländern,
darunter auch den SIDS, erklärt.
Während der Tagung der CSD im April konnten
sich die Delegationen noch nicht abschließend
über den Text der beiden Papiere verständigen.
Die informellen Gespräche und Verhandlungen
mußten deshalb fortgesetzt werden. Sie führten

210 Vereinte Nationen 6/1999 

Kleine Entwicklungsländer in Insellage
(41 Staaten und Gebiete)

Afrika (5)
Kap Verde, Komoren, Mauritius, São Tomé
und Príncipe, Seychellen

Amerika (16)
Amerikanische Jungferninseln, Antigua 
und Barbuda, Aruba, Bahamas, Barbados,
Dominica, Dominikanische Republik, Gre-
nada, Haiti, Jamaika, Kuba, Niederländi-
sche Antillen, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Trinidad
und Tobago

Asien und Ozeanien (19)
Bahrain, Cookinseln, Fidschi, Kiribati, 
Malediven, Marshallinseln, Mikronesien,
Nauru, Niue, Palau, Papua-Neuguinea, Sa-
lomonen, Samoa, Singapur, Tokelau, Ton-
ga, Tuvalu, Vanuatu, Zypern

Europa (1)
Malta



erst Mitte September zur Einigung über den
Großteil der Vorlagen. Bis zuletzt umstritten
war eine Passage zum Seetransport gefährlicher
und radioaktiver Abfälle, durch den sich die
SIDS zunehmend bedroht fühlen. Erst am
Eröffnungstag der Sondergeneralversammlung
gelang es, diesen strittigen Punkt einvernehm-
lich zu klären.

Weit genug gesegelt?

Die zweitägige Konferenz selbst verlief dann
relativ harmonisch, in konstruktiver Atmosphä-
re und ohne besondere Kontroversen. 11 Staats-
und Regierungschefs und 59 Minister kamen zu
Wort. Die SIDS – unterstützt durch zahlreiche
Sprecher der G-77 – beklagten den Rückgang
der externen Finanzströme und das Ausbleiben
der versprochenen Hilfen. Aus eigener Kraft
könne man den erforderlichen Strukturwandel
nicht schaffen. Die Meere, Lebensgrundlage
vieler Inselstaaten, würden leergefischt. Sie er-
neuerten die Forderung nach einem Index der
Verletzlichkeit als Kriterium für den erleichter-
ten Zugang zu externer Finanzhilfe. Vertreter
der Industriestaaten dagegen forderten eine
noch deutlichere Ausrichtung der Politiken der
SIDS auf die Armutsbekämpfung, die Stärkung
ihrer personellen Eigenkapazität und eine ver-
besserte regionale Zusammenarbeit. Vereinzelt
wurden verstärkte Aktivitäten der Entwick-
lungszusammenarbeit zugunsten der SIDS – ins-
besondere der am wenigsten entwickelten unter
ihnen – angekündigt, so auch von einigen asiati-
schen Ländern wie Indien und Singapur. Finn-
land, das für die EU sprach, sagte ebenso wie
Deutschland – das durch die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Uschi Eid, vertreten wurde – zu, die besondere
Situation der SIDS bei den Lomé-Folgeverhand-
lungen und im Rahmen der WTO zur Handelsli-
beralisierung berücksichtigen und den Anpas-
sungsprozeß durch Maßnahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit unterstützen zu wollen.
Die beiden vorbereiteten Texte wurden schließ-
lich verabschiedet. In der Politischen Erklärung
werden die Aussagen der Agenda 21 sowie der
Erklärung und des Aktionsprogramms von Bar-
bados zur Situation der SIDS erneut bekräftigt
und alle Akteure zu entsprechendem Handeln
aufgerufen. Die Vorlage ›Fortschritte bei der
und Initiativen für die künftige Umsetzung des
Aktionsprogramms für die nachhaltige Ent-
wicklung der kleinen Inselstaaten‹ ist ebenfalls
in weiten Teilen eine Wiederholung bekannter
Formulierungen. Neu ist allenfalls, daß die Ge-
fahren und Chancen der rapiden Globalisierung
von Handels- und Finanzströmen auch für die
SIDS deutlicher angesprochen werden und daß
hier ein wichtiges Aktionsfeld der nächsten Jah-
re liegen wird. Die Textstelle zum Transport ge-
fährlicher und radioaktiver Abfälle spiegelt den
nur notdürftig übertünchten Gegensatz der Auf-
fassungen wider. Hauptkontrahenten der SIDS
waren in dieser Frage Großbritannien und
Frankreich.
Die 22. Sondertagung der Generalversamm-
lung war vor allem eine Gelegenheit für die
SIDS, ihre besondere Problemlage nochmals der
Weltöffentlichkeit präsentieren zu können. Das
ist gelungen. Wirklich weiterführende Beschlüs-
se blieben aus – diese werden jetzt in anderen

Foren wie WTO und UNCTAD, im Rahmen der
Lomé-Folgeverhandlungen oder im 2. Haupt-
ausschuß der Generalversammlung getroffen
werden müssen. Dorthin nämlich wurde ein
Vorschlag der G-77 verwiesen, die Karibik als
›Sondergebiet in Sachen nachhaltige Entwick-
lung‹ auszuweisen. Die kleinen Inselstaaten sind
weiterhin in schwierigen Gewässern. r

Die Gegner beim Namen nennen

CHRISTIAN RESCH

Menschenrechtskommission: 55. Tagung –
Islamisch-westliche Allianz zu Kosovo – Ex-
kommunisten gegen Kuba – Forum für Ur-
einwohner nimmt Gestalt an – Sondertagung
zu Osttimor

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/1998
S. 209ff. fort.)

Eine neue, stärker systematisch ausgerichtete
Tagesordnung hatte sich die 53 Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen umfassende Menschen-
rechtskommission zu ihrer 55. Tagung (22.3.-
30.4.1999 in Genf) gegeben. In seiner Ab-
schiedsansprache äußerte der Vorsitzende der
Vorjahrestagung, Jacob Selebi aus Südafrika,
daß die Mitarbeit der nichtstaatlichen Organisa-
tionen (NGOs) dadurch erleichtert werde. In der
Tat zeigte dann das Engagement der globalen
Zivilgesellschaft in Genf die ganze Bandbreite
der menschenrechtlichen Problematik auf –
auch die Facetten, die die Regierungen gerne
verschweigen. Besonders die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte rufen viele Or-
ganisationen auf den Plan, die mit Seminaren
und Diskussionsveranstaltungen in der Mittags-
pause die Tagung bereichern. Allerdings laufen
diese Vertreter der Zivilgesellschaft Gefahr, ih-
re eigene Arbeit durch mangelnde Abstimmung
untereinander zu entwerten. In einem Fall rede-
ten mehr als 100 NGOs zu einem Tagesord-
nungspunkt. Es ist nur eine Frage der Zeit, wann
sich unter den Staatenvertretern Widerstand
formieren wird.
Zur Kommissionsvorsitzenden wurde die iri-
sche Botschafterin Anne Anderson gewählt.
Deutschland hatte die Präsidentschaft der EU
inne; Bundesaußenminister Fischer wies in sei-
ner Rede auf die Bedeutung der Menschenrech-
te für die Wirtschaft hin: In der Asienkrise habe
sich gezeigt, wie anfällig nicht auf Partizipation
angelegte Systeme bei ökonomischen Belastun-
gen reagierten. Ansonsten wurde die deutsche
Delegation von Botschafter Wilhelm Höynck
geleitet; die Praxis, einen profilierten Vertreter
des politischen Lebens zum Leiter zu berufen –
von 1992 bis 1998 war dies der ehemalige Bun-
desinnenminister Gerhart Baum –, wurde von
der jetzigen Bundesregierung aufgegeben. Der
neue Beauftragte der Regierung für Menschen-
rechte und Humanitäre Hilfe, der frühere DDR-
Bürgerrechtler und ehemalige Abgeordnete von
Bündnis’90/Die Grünen, Gerd Poppe, kam
zweimal nach Genf, um die Beratungen zu 
verfolgen.

Die klassische Konfliktlinie zwischen der Grup-
pe der ›Gleichgesinnten‹ – den oft als Gegner
jeglichen Fortschritts auf dem Gebiet der Men-
schenrechte auftretenden Ländern (sie umfaßt
Kuba, Pakistan und einige andere) einerseits
und den westlichen Staaten sowie einigen ost-
europäischen und lateinamerikanischen Län-
dern andererseits trat 1999 stärker hervor als
sonst. Doch gab es auch eine überraschende Al-
lianz. Erfreulich ist aber, daß in der Menschen-
rechtskommission ein neues Zentrum zusam-
menwächst. Undogmatische, aber den Men-
schenrechten verpflichtete Staaten greifen ver-
mehrt aktiv in den Verhandlungsprozeß ein.
Dazu gehören Südafrika, die Republik Korea,
Argentinien und Chile sowie die neuen Demo-
kratien Osteuropas.

I. Unter dem Tagesordnungspunkt 3 (Arbeitsor-
ganisation) werden keineswegs nur konferenz-
technische Fragen behandelt. Die Arbeit des
Büros der Hohen Kommissarin für Menschen-
rechte in Bogotá und die Menschenrechtslage in
Kolumbienwerden traditionell unter diesem je-
weils bis zum Ende der Sitzungsperiode offen-
gehaltenen Punkt besprochen. Wie in den letz-
ten Jahren wurde in einer Stellungnahme des
Vorsitzes eine Verlängerung des Mandats die-
ses Büros beschlossen (16. April). In den For-
mulierungen fanden sich viele Forderungen der
sehr engagierten NGO-Gemeinschaft des Lan-
des wieder.
Zunächst aber war der Tagesordnungspunkt Auf-
fangbecken für ein aktuelles Thema geworden.
Denn zum Kosovo-Krieg, der am dritten Tag
der Tagung ausbrach, konnte man nicht schwei-
gen. Anfänglich war unklar, wie sich die Men-
schenrechtskommission verhalten würde. In der
Diskussion ließ nicht nur die russische Stellung-
nahme schlimmste Verstimmungen befürchten.
Zwei Faktoren ermöglichten schließlich die An-
nahme der Resolution 1999/2 am 13. April (un-
ter dem Tagesordnungspunkt, der Menschen-
rechtsverletzungen in allen Teilen der Welt zum
Gegenstand hatte), in der die serbischen Macht-
haber dazu aufgefordert wurden, die Vereinba-
rungen von Rambouillet sofort zu unterzeich-
nen und sich daran zu halten. Erstens war auf
Grund der religiösen Zugehörigkeit der meisten
Kosovo-Albaner eine sonst unübliche Allianz
der Organisation Islamischer Staaten unter Füh-
rung Pakistans mit dem Westen möglich, was
sogar Iran in ein Boot mit den Vereinigten Staa-
ten brachte. Und zweitens hinterließ die schon
als ›Genfer Rede‹ zitierte Erklärung des Gene-
ralsekretärs vor der Kommission am 7. April
1999 einen äußerst starken Eindruck bei allen
Anwesenden: »Es reicht nicht aus zu wissen,
gegen was wir sind. Die Weltgemeinschaft muß
ebenso wissen, gegen wen sie ist. ... Langsam,
aber sicher entsteht eine internationale Norm
gegen die gewaltsame Unterdrückung von 
Minderheiten, die Vorrang vor Souveränitäts-
ansprüchen erlangen wird und erlangen muß.«
Danach stimmte allein Rußland gegen die Reso-
lution; China, Kuba und vier weitere Länder 
übten lediglich Stimmenthaltung.
Einmal in der Woche gab Hochkommissarin
Mary Robinson von nun an einen Lagebericht
zu Jugoslawien ab, in dem auch die NATO we-
gen der Auswirkungen ihrer Luftangriffe der
Kritik unterlag.
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II. Beim Thema Selbstbestimmungsrecht der
Völker stimmten die Mitglieder der EU erst-
mals für die Resolution zum besetzten Palästi-
na, nachdem in einem langwierigen Verhand-
lungsprozeß ein ihnen angemessen erscheinen-
der Wortlaut gefunden worden war. Grund für
diese Wendung in der Haltung der EU war vor
allem die Politik der israelischen Regierung un-
ter dem damaligen Premierminister Netanjahu.
Der Entschließung 1999/55 stimmten am 27.
April 44 Staaten zu, während 8 Enthaltung üb-
ten. Die einzige Gegenstimme kam von den
Vereinigten Staaten; diese waren mit ihrem
Nein somit ebenso isoliert wie bei der wenige
Tage zuvor erfolgten Abstimmung über die Re-
solutionen 1999/5, 1999/6 und 1999/7, die zur
Frage der Menschenrechtsverletzungen in den
besetzten arabischen Gebiete einschließlich Pa-
lästinas ergingen.

III. Die für 2001 projektierte Weltkonferenz ge-
gen Rassismus, Fremdenhaß und Diskriminie-
rung wurde von einer während der Tagung täti-
gen Arbeitsgruppe weiter vorbereitet. In Reso-
lution 1999/78 werden Zeit und Ort für die
Weltkonferenz vorgeschlagen; die Vertreter der
Staaten, der zwischenstaatlichen Organisatio-
nen sowie der Zivilgesellschaft sollen sich zu
der Konferenz in Genf nach dem Ende der 57.
Tagung der Menschenrechtskommission und
vor Beginn der Jahrestagung der UN-General-
versammlung zusammenfinden. Durch ›Bot-
schafter‹ aus dem öffentlichen Leben soll welt-
weit um Unterstützung geworben werden.

IV. Erstmals wurde der Tagesordnungspunkt
Recht auf Entwicklung losgelöst von dem der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rech-
te verhandelt. Das bedeutete einen Zuwachs an
Redezeit für Regierungen und NGOs, um sich
zu diesem Problem zu äußern. Es war der Anlaß
für viele Organisationen, auf die strukturellen
Ungerechtigkeiten des Weltwirtschaftssystems
hinzuweisen. Die Bretton-Woods-Institutionen
und deren Entscheidungsmechanismen standen
im Mittelpunkt der Kritik. Die Übermacht der
reichen Staaten verhindere Initiativen, die zu
mehr Gerechtigkeit führen könnten. Südafrika,
das für die Gruppe der Blockfreien handelte,
hatte alle Mühe beim Zustandekommen der Ent-
schließung zum Recht auf Entwicklung. Denn
während in den letzten Jahren durchaus eine
Tendenz zur Kooperation bei allen Beteiligten
festzustellen gewesen war, wurden nun schon
vereinbarte Grundsätze in Frage gestellt: Die
Verantwortlichkeiten des Staates gegenüber sei-
nen Bürgern sollten herabgestuft und die nega-
tiven Wirkungen der internationalen Finanzar-
chitektur als alleiniges Entwicklungshindernis
dargestellt werden. Schließlich konnte man sich
darauf einigen, die Resolution des Vorjahres zu
wiederholen und die Probleme an die mit dem
Thema befaßte Arbeitsgruppe weiterzugeben
(Resolution 1999/79).

V. Das Interesse der Medien und der Öffentlich-
keit war auch 1999 besonders auf jene Tage der
Sitzungsperiode gerichtet, an denen unter der
Überschrift Menschenrechtsverletzungen in al-
len Teilen der Welt Staaten, die Menschen-
rechtsverletzungen begangen haben, nament-
lich genannt wurden. Allerdings wird es immer

schwieriger, dieses Instrument der Menschen-
rechtskommission zu nutzen. Obwohl die
›Gleichgesinnten‹ keine Allmacht in der Kom-
mission haben, gelang es ihnen bei einigen Län-
derresolutionen, viele Staaten einzuschüchtern,
die sonst durchaus Bereitschaft zum Engage-
ment zeigen. In der Regel müssen nur die rand-
ständigen Mitglieder der internationalen Ge-
meinschaft, die sogenannten Paria-Staaten, oder
für die Großmächte als unbedeutend geltende
Länder mit einer Anprangerung rechnen. Auf
der 55. Tagung waren es Afghanistan (Resoluti-
on 1999/9), Burundi (Resolution 1999/10), Iran
(Resolution 1999/13), Irak (Resolution 1999/
14), Sudan (Resolution 1999/15; die erstmalig
einstimmige Beschlußfassung läßt auf Ansätze
einer Wende in Khartoum hoffen),Myanmar
(Resolution 1999/17), Jugoslawien (Serbien
und Montenegro), Kroatien und Bosnien-Her-
zegowina (Resolution 1999/18), Äquatorial-
guinea (Resolution 1999/19), Rwanda (Reso-
lution 1999/20) und die Demokratische Repu-
blik Kongo (Resolution 1999/56). Die Befas-
sung mit Nigeria wurde eingestellt (Resolution
1999/11).
Den Resolutionsentwurf zu Kuba brachten nicht
die USA ein, sondern Polen und Tschechien,
zwei ehemals kommunistische Staaten. Deren
jetzige Regierungen besitzen bei dem Thema
zweifellos mehr Glaubwürdigkeit als die Verei-
nigten Staaten, die mit ihrem Handelsembargo
gegenüber Kuba die Mißbilligung vieler auf
sich gezogen haben. Das Ergebnis war knapp:
mit nur einer Stimme Mehrheit wurde Resoluti-
on 1999/8 angenommen. Sie hat jedoch rein ap-
pellativen Charakter und beschließt keine Maß-
nahmen der Kommission, wie zum Beispiel die
Beauftragung eines Sonderberichterstatters.
Zu Chinawurde erstmals seit mehreren Jahren
ein Entschließungsentwurf von den USA einge-
bracht. Dies war wohl hauptsächlich innenpoli-
tisch motiviert und nicht von Erfolg gekrönt;
China beantragte die Nichtbefassung mit die-
sem Entwurf und bekam dafür erwartungs-
gemäß eine Mehrheit. Da China sich als Sprach-
rohr des Südens darzustellen versteht, kann es
sich in einer solchen Situation einer Mehrheit in
der Kommission gewöhnlich sicher sein.
Die Beratenden Dienstestellen eine auf Koope-
ration angelegte Möglichkeit dar, in Problem-
fällen, bei denen sich aber die Regierungen
nicht völlig unzugänglich zeigen, tätig zu wer-
den. Im Konsens wurde beschlossen, die Akti-
vitäten in Somalia (Resolution 1999/75) ebenso
wie die Zusammenarbeit mit Kambodscha(Re-
solution 1999/76) und Haiti (Resolution 1999/
77) fortzusetzen und im Falle Tschaddamit zu
beginnen (Beschluß 1999/102).

VI. Wenn es um die Verwirklichung der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte
geht, drängt sich der Eindruck auf, daß die In-
dustrieländer sich hier ihrer Verantwortung
nicht immer stellen wollen. So konnte keine
Einstimmigkeit erreicht werden bei den Resolu-
tionen 1999/21 zu einseitigen Zwangsmaßnah-
men, 1999/22 zur Wirkung von Strukturanpas-
sungsprogrammen auf die Menschenrechte und
1999/23 zu den schädlichen Auswirkungen 
von Giftmüllexporten. Es wird argumentiert,
daß diese Themen aus systematischen Gründen
nicht auf die Agenda der Kommission gehörten.

Zum Recht auf Nahrung (Resolution 1999/24),
zu den speziellen Problemen der Entwicklungs-
länder bei der Verwirklichung der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschenrechte
(Resolution 1999/25) und zur extremen Armut
(Resolution 1999/26) waren keine Abstimmun-
gen nötig.
Die Resolution zur Globalisierung und ihrer
Wirkung auf Menschenrechte (Resolution 1999/
59) konnte ebensowenig wie die gegen eine
Straflosigkeit jener, die wirtschaftlich, soziale
und kulturelle Rechte verletzen (Resolution
1999/58), ungeteilte Zustimmung auf sich ver-
einigen. Tendenziell tun sich die westlichen
Staaten damit schwer, auf neue Probleme im
Menschenrechtsbereich einzugehen, die aus in-
ternationalen Veränderungen herrühren, oder
auf solche, die ihre Ursachen im Verhalten
transnationaler Konzerne haben. Hier wird in
den nächsten Jahren auch bei der EU ein Lern-
prozeß erforderlich sein. Denn mit der Grund-
rechtedogmatik, wie sie deutschen Juristen ver-
traut ist, kann man den aktuellen Problemen in
diesem Bereich nicht begegnen. Immerhin wäre
es denkbar, unter Hinzunahme weiterer Akteure
im internationalen Raum, etwa der transnatio-
nalen Unternehmen, diesen Aspekt positiv mit
ins Spiel zu bringen.

VII. Traditionell große Übereinstimmung gab
es bei den Entscheidungen zu den bürgerlichen
und politischen Rechten. Streitig war die im we-
sentlichen von der Türkei, einem sonst in der
Kommission sehr zurückhaltenden Staat, ausge-
handelte Resolution zum Terrorismus als Men-
schenrechtsverletzung (Resolution 1999/27).
Gerade weil die türkischen Diplomaten Entge-
genkommen zeigten, war die Entscheidungsfin-
dung für viele Staaten eine Gratwanderung: Ei-
nerseits ist nicht zu leugnen, daß Terroristen
dort, wo der Staat faktisch keine Macht mehr
hat, Menschenrechte verletzen können. Soll
man deshalb das Dogma aufgeben, daß nur
staatliche Gewalt die Menschenrechte verletzen
kann? Andererseits wollte man wohl der Tür-
kei, aber auch Algerien oder Kolumbien mit ei-
ner solchen Resolution keinen Vorwand liefern,
um die inneren Auseinandersetzungen weiter so
blutig zu führen wie bisher. Der Bericht (UN
Doc. E/CN.4/1999/61 v. 12.1.1999 mit Add. 1
v. 27.1.1999) des Sonderberichterstatters zur
Folter, Sir Nigel S. Rodley, hatte kein rosiges
Bild von der Lage Oppositioneller in der Türkei
gezeichnet. Schließlich kam es zu einer Einzel-
abstimmung, bei der zwar kein Staat mit Nein
stimmte, sich aber immerhin 26 Länder der
Stimme enthielten.
Wirklich bemerkenswert war eine Initiative der
USA: Resolution 1999/57 trägt die Überschrift
Förderung des Rechtes auf Demokratie, wobei
der Begriff in der Entschließung selbst nicht
mehr auftaucht. Dennoch wird damit ein an die-
sem Ort neuer Terminus eingeführt, der nach
Meinung vieler Diplomaten in den nächsten
Jahren zu einem Selbstläufer werden kann. Le-
diglich China und Kuba enthielten sich. Die an-
deren Staaten konnten im Laufe des Verhand-
lungsprozesses zu einer Zustimmung bewogen
werden.

VIII. Nachdem 1998 der Sonderdialog über die
Menschenrechte von Frauen sehr erfolgreich

212 Vereinte Nationen 6/1999 



verlaufen war, wollte man 1999 den Menschen-
rechten von Kindern die gleiche Öffentlichkeit
zuteil werden lassen. Über die beiden Tagesord-
nungspunkte Menschenrechte von Frauen und
Menschenrechte von Kindern wurde dann in ei-
nem Zusammenhang gesprochen. Leider gelang
es nicht ganz, die gewünschte öffentliche Reso-
nanz zu finden. Die Verabschiedung einer Ent-
schließung, in der alles und jedes irgendwie
zum Thema Gehörige – eine ›Omnibus‹-Reso-
lution im wahrsten Sinne des Wortes – unterge-
bracht wurde, kann nicht darüber hinwegtäu-
schen (Resolution 1999/80).

IX. Die übrigen Sachthemen müssen sich im
allgemeinen mit weniger Interesse der Öffent-
lichkeit begnügen. Das bedeutet jedoch nicht,
daß hier nicht auch einzelne bedeutende Ent-
scheidungen gefällt werden.
So haben die UreinwohnerChancen, bald in ei-
nem ständigen Forum im System der Vereinten
Nationen vertreten zu sein. Durch dieses Forum
könnte die Diskriminierung, der die autochtho-
nen Bevölkersgruppen auf der nationalen Ebene
unterliegen, umgangen werden. Zudem weist
die Resolution 1999/52 einmal mehr in die
Richtung einer größeren Beteiligung der Zivil-
gesellschaft an den Entscheidungsprozessen der
Weltorganisation. Allerdings haben sich die
Hoffnungen des Vorjahres, daß schon 1999 die-
ses Forum eingerichtet werden könnte, nicht er-
füllt.
Bei der Abstimmung zur Todesstrafe (Resolu-
tion 1999/61) wurde durch die Miteinbringer-
schaft von 71 Staaten deutlich, daß die Ableh-
nung dieser Strafform zum Konsens der meisten
freiheitlichen Gesellschaften gehört; für die
Entschließung stimmten 30 Staaten, mit Nein
11 (darunter China, Pakistan und die USA),
während sich 12 enthielten. Schon in seiner Er-
klärung namens der EU hatte Bundesaußenmi-
nister Fischer in außergewöhnlich deutlichen
Worten diese Frage angesprochen. Die Verei-
nigten Staaten allerdings zeigten sich nicht wil-
lens, ihre Haltung zu überdenken.
Nachdem am 9. Dezember 1998 in der General-
versammlung mit Resolution 53/144 (Text: VN
3/1999 S. 119ff.) die Erklärung zum Schutz der
Menschenrechtsverteidigerverabschiedet wor-
den war, begnügte sich die Kommission mit ei-
ner Bestätigung dieses Erfolges. Das enttäusch-
te insbesondere die NGOs, die auf die Einrich-
tung eines Sonderverfahrens, etwa die Berufung
eines Sonderberichterstatters, gehofft hatten.
Doch sowohl Norwegen, das über dreizehn Jah-
re lang die Verhandlungen, die zu dieser Er-
klärung geführt hatten, geleitet hatte, als auch
die EU erwähnten in ihren Erklärungen zu die-
sem Thema, daß sie den Vorschlag eines Son-
derberichterstatters auf der nächsten Tagung
unterstützen würden.
Nicht von der Tagesordnung verschwunden
sind die sogenannten Menschenpflichten. 2000
wird wieder ein Resolutionsvorschlag zu ver-
handeln sein. Eine Behandlung in diesem Jahr
konnte knapp verhindert werden (Beschluß
1999/111). Zusammen mit der Globalisierungs-
debatte wird dies eine große Herausforderung
auf der 56. Tagung darstellen.
Die Unterkommission zur Verhütung von Dis-
kriminierung und für Minderheitenschutz muß-
te ein weiteres Mal ihre Existenz rechtfertigen.

Die Diskussion hierzu wurde aber kaum im Ple-
num, sondern mehr auf den Gängen des Völker-
bundpalasts und in den Treffen zur Überprü-
fung der Arbeit der Kommission geführt. Ein
Arbeitsauftrag an die Unterkommission wird in
Resolution 1999/51 erteilt: sie soll die Grundla-
gen zur Etablierung eines ›Sozialforums‹ erar-
beiten, das sich während der Kommissionsta-
gung mit den wirtschaftlichenm, sozialen und
kulturellen Rechten beschäftigt.

X. Die Effizienz internationaler Gremien wird
gerne zum Anlaß (meist selbst sehr ineffizien-
ter) Diskussionen genommen. Beim Thema Ra-
tionalisierung der Arbeit der Kommission blei-
ben die NGOs oft vor der Türe, sei es aus Des-
interesse an diesen abgehoben erscheinenden
Diskussionen oder weil sie zu den geschlosse-
nen Sitzungen nicht eingeladen sind. Die Vor-
sitzende Anderson schloß sich aber dem Bei-
spiel ihres Vorgängers an und lud auch die Or-
ganisationen mit Konsultativstatus ein, sich an
diesem Meinungsaustausch zu beteiligen. In
dessen Verlauf strebten die ›Gleichgesinnten‹
unter der intellektuellen Führung Kubas, Paki-
stans, Indiens und Ägyptens eine radikale Be-
schneidung der Mechanismen an: weniger
Kompetenzen für die Sonderberichterstatter
und eine Schwächung der Hochkommissarin
sind die wichtigsten – freilich so nicht ausge-
sprochenen – Ziele dieser Gruppe. Dies wider-
spricht diametral den Vorschlägen, die unter
Vorsitz des damaligen Kommissionsvorsitzen-
den Selebi erarbeitet worden waren (E/CN.4/
1999/102 v. 17.12.1998). Nur mit entsprechen-
dem Durchhaltevermögen und unter Mobilisie-
rung einiger einflußreicher Blockfreier vor al-
lem aus Lateinamerika konnte verhindert wer-
den, daß Weichenstellungen in die falsche Rich-
tung vorgenommen wurden. In der Erklärung
der Vorsitzenden vom 30. April wurde der Mi-
nimalkonsens festgehalten und eine Arbeits-
gruppe eingerichtet, die das weitere Vorgehen
vorbereiten soll. Diese Erklärung orientiert 
sich im Hinblick auf Sprache und Form an den
erwähnten Vorschlägen und nimmt keinen 
Bezug auf die Gegenvorschläge aus der Grup-
pe der Gleichgesinnten. Darüber hinaus wird
mit vorsichtigen Worten eine neue Form der
Entschließung beschrieben, die auf »größt-
möglicher Übereinstimmung« basiert. Damit
soll den wenigen Hardlinern die Möglichkeit
genommen werden, einen Beschluß zu blockie-
ren.

XI. Im Rahmen des vertraulichen, nach der 
Resolution 1503(XLVIII) des Wirtschafts- und
Sozialrats (Text: VN 5/1981 S.178f.) benannten
›1503-Verfahrens‹, bei dem die Kommission in
nichtöffentlicher Sitzung darüber befindet, ob
wegen schwerer und systematischer Verletzun-
gen der Menschenrechte in einem Staat eine
eingehende Untersuchung der Lage dort erfor-
derlich ist, beschäftigte man sich mit Gambia,
Jemen, Nepal, Saudi-Arabien und Tschad. Ne-
pal ist neu auf der Liste, während die Lage in Je-
men und Saudi-Arabien zwar im Vorjahr schon
angesprochen worden war, was aber zunächst
nicht zur Fortsetzung der Befassung geführt
hatte. In Resolution 1999/1 wurde die Lage in
Sierra Leone thematisiert und damit in das öf-
fentliche Verfahren übernommen.

XII. Zu der vierten Sondertagungihrer Ge-
schichte trat die Menschenrechtskommission
vom 23. bis 27. September 1999 zusammen.
Auf Ersuchen der ehemaligen Kolonialmacht
Portugal vom 9. September entschied die Mehr-
heit der Kommission, sich mit der Lage in Ost-
timor zu befassen. Die vorherigen Sondertagun-
gen hatten das ehemalige Jugoslawien (1992
und 1993) sowie Rwanda (1994) zum Gegen-
stand.
Es wurde in der Resolution S-4/1, die mit 32 ge-
gen 12 Stimmen bei 6 Enthaltungen angenom-
men wurde, auf die dramatische Lage in Ostti-
mor hingewiesen und die Einrichtung einer Un-
tersuchungskommission beschlossen. Sie soll
sich mit dem Vorgehen der Milizen ebenso be-
schäftigen wie mit der Rolle des indonesischen
Militärs in Osttimor nach dem Referendum. Da
Kommissionsmitglied Indonesien dieser Reso-
lution nicht zugestimmt hat, wird sich die einge-
richtete Untersuchungskommission mit mage-
ren Ergebnissen begnügen müssen. r
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Über mehr als 30 Jahre Erfahrung im Telekommu-
nikationswesen verfügt Yoshio Utsumi aus Japan,
der im Herbst 1998 von der Konferenz der Regie-
rungsbevollmächtigten der Internationalen Fern-
meldeunion in Minneapolis zum Generalsekretär
gewählt wurde. Dem obersten Organ der ITU hat-
te er selbst 1994 vorgesessen. Utsumi wurde am
14. August 1942 geboren. Nach dem Jurastudium
in Tokyo und der Erlangung des Magistergrads in
Politikwissenschaft an der Universität von Chica-
go trat Utsumi in das Ministerium für Post und Te-
lekommunikation seines Heimatlandes ein. Zu sei-
nen Aufgaben gehörten Lehre (an der posteigenen
Ausbildungsstätte) wie Praxis; auf die Liberalisie-
rung des japanischen Telekommunikationsmark-
tes hat er maßgeblichen Einfluß genommen. Inter-
nationale Erfahrungen konnte er drei Jahre lang
als Angehöriger der Ständigen Vertretung Japans
bei dem Genfer Büro der Vereinten Nationen mit
Zuständigkeit für die ITU sowie zwei Jahre als Ge-
neraldirektor für Internationale Angelegenheiten
des Postministeriums sammeln. Vor seiner Wahl 
in Minneapolis war er Stellvertretender Minister.
Utsumi ist verheiratet und hat zwei Kinder.



Abchasien

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 7. Mai 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/11)

Auf der 3997. Sitzung des Sicherheitsrats am 7.
Mai 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Georgien‹ durch den Rat im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht des General-
sekretärs vom 21. April 1999 betreffend die Situa-
tion in Abchasien (Georgien) (S/1999/460) behan-
delt.
Der Sicherheitsrat verlangt erneut, daß beide Sei-
ten ihre Verpflichtung auf den Friedensprozeß un-
ter der Führung der Vereinten Nationen ausweiten,
sich weiter um einen Dialog bemühen und sich
daran beteiligen, ihre bilateralen Kontakte ausbau-
en und unverzüglich den erforderlichen Willen un-
ter Beweis stellen, maßgebliche Ergebnisse in den
Schlüsselfragen der Verhandlungen zu erzielen,
und unterstreicht die Notwendigkeit, daß die Par-
teien rasch zu einer umfassenden politischen Re-
gelung gelangen, die eine Regelung des politi-
schen Status Abchasiens innerhalb des Staates Ge-
orgien mit einschließt und die Souveränität und
territoriale Unversehrtheit Georgiens innerhalb
seiner international anerkannten Grenzen in vol-
lem Umfang achtet.
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Unannehmbarkeit
der durch den Konflikt entstandenen demographi-
schen Veränderungen und das durch Ersitzung
nicht verlierbare Recht aller von dem Konflikt be-
troffenen Flüchtlinge und Vertriebenen auf sichere
Rückkehr an ihre Heimstätten und fordert die Par-
teien auf, dieses Problem unverzüglich anzugehen,
indem sie wirksame Maßnahmen vereinbaren und
umsetzen, um die Sicherheit derjenigen, die ihr be-
dingungsloses Recht auf Rückkehr ausüben, zu ga-
rantieren.
Der Sicherheitsrat begrüßt in diesem Zusammen-
hang den Beschluß des Rates der Staatsoberhäup-
ter der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)
vom 2. April 1999 über weitere Maßnahmen zur
Regelung des Konflikts in Abchasien (Georgien)
(S/1999/392). Der Rat nimmt Kenntnis von den
Schlußfolgerungen der am 29. April 1999 abgehal-
tenen achten Tagung des Koordinierungsrats der
georgischen und der abchasischen Seite.
Der Sicherheitsrat bringt seine tiefe Besorgnis dar-
über zum Ausdruck, daß die Parteien keine Ver-
einbarung über die Bedingungen für die Rückkehr
der Flüchtlinge und Vertriebenen in die Region
Gali und über Maßnahmen zugunsten des wirt-
schaftlichen Wiederaufbaus erzielt haben.
Der Rat betont die Notwendigkeit, daß sie umge-
hend eine derartige Vereinbarung schließen, die es
der internationalen Gemeinschaft ermöglichen
würde, sich an diesen Bemühungen zu beteiligen,
und ebenso eine Vereinbarung über Frieden und
Garantien zur Verhütung einer bewaffneten Kon-
frontation schließen.
Der Sicherheitsrat vermerkt mit Genugtuung, daß
sich die Sicherheitslage verbessert hat, stellt aber
gleichzeitig fest, daß die allgemeine Lage in der
Konfliktzone nach wie vor angespannt und instabil
ist.
Der Sicherheitsrat fordert die Parteien nachdrück-

lich auf, auf mögliche Zwischenfälle am Boden
mit großer Zurückhaltung zu reagieren und kon-
krete Schritte zu unternehmen, um ihre Kooperati-
on auf diesem Gebiet zu verbessern. Der Rat ver-
langt, daß beide Seiten sofortige entschlossene
Maßnahmen ergreifen, um den Aktivitäten be-
waffneter Gruppen, namentlich der fortgesetzten
Verlegung von Minen, ein Ende zu setzen und ein
Klima des Vertrauens herzustellen, das die Rück-
kehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen er-
möglicht. Der Rat verlangt ferner, daß die beiden
Seiten im Einklang mit dem am 25. Mai 1998 un-
terzeichneten Waffenruheprotokoll für eine voll-
ständige Truppenentflechtung von der Feuerein-
stellungslinie an sorgen und ohne weiteren Verzug
einen gemeinsamen Untersuchungsmechanismus
einrichten.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beitrag, den die
Beobachtermission der Vereinten Nationen in Ge-
orgien (UNOMIG) und die Gemeinsamen Frie-
denstruppen der GUS (GUS-Friedenstruppe) nach
wie vor zur Stabilisierung der Lage in der Kon-
fliktzone leisten, und stellt fest, daß die UNOMIG
und die GUS-Friedenstruppe weiterhin gute Ar-
beitsbeziehungen unterhalten.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, welche Wichtigkeit
er der Sicherheit der UNOMIG und des gesamten
internationalen Personals beimißt, und erinnert
beide Seiten an ihre Verpflichtungen in dieser Hin-
sicht. Der Rat begrüßt die Maßnahmen, die zur
Stärkung der Tätigkeit und zur Erhöhung der Si-
cherheit der UNOMIG ergriffen worden sind.
Der Sicherheitsrat unterstützt mit Nachdruck die
nachhaltigen Anstrengungen, die der Generalse-
kretär und sein Sonderbeauftragter mit Hilfe der
Russischen Föderation in ihrer Eigenschaft als
Vermittler sowie der Gruppe der Freunde des 
Generalsekretärs und der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa unterneh-
men, um Feindseligkeiten zu verhindern, die Men-
schenrechte zu schützen und eine Regelung zu för-
dern.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG). –
Resolution 1255(1999) vom 30. Juli 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1225
(1999) vom 28. Januar 1999, und die Erklärung
seines Präsidenten vom 7. Mai 1999 (S/PRST/
1999/11),

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 20. Juli 1999 (S/1999/805),

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Prä-
sidenten Georgiens an den Generalsekretär, da-
tiert vom 19. Juli 1999 (S/1999/809, Anlage),

– betonend, daß bei einigen Fragen zwar positive
Entwicklungen stattgefunden haben, daß das
Ausbleiben von Fortschritten in Schlüsselfra-
gen einer umfassenden Regelung des Konflikts
in Abchasien (Georgien) jedoch unannehmbar
ist,

– tief besorgt über die nach wie vor instabile Si-
tuation in der Konfliktzone, in dieser Hinsicht
mit Lob für den wichtigen Beitrag, den die Be-

obachtermission der Vereinten Nationen in Ge-
orgien (UNOMIG) und die Gemeinsamen Frie-
denstruppen der Gemeinschaft Unabhängiger
Staaten (GUS-Friedenstruppe) nach wie vor
zur Stabilisierung der Lage in der Konfliktzone
leisten, feststellend, daß die UNOMIG und die
GUS-Friedenstruppe auf allen Ebenen gute Ar-
beitsbeziehungen unterhalten, sowie betonend,
wie wichtig die Fortsetzung und Verstärkung
der engen Zusammenarbeit und Koordinierung
zwischen ihnen bei der Wahrnehmung ihres je-
weiligen Mandats ist,

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen des
Lissaboner Gipfeltreffens der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) (S/1997/57, Anlage) zur Situation in
Abchasien (Georgien),

– erneut erklärend, daß die Parteien die Men-
schenrechte strikt einzuhalten haben, und mit
dem Ausdruck seiner Unterstützung für die
Bemühungen des Generalsekretärs, als festen
Bestandteil der Bemühungen um die Her-
beiführung einer umfassenden politischen Re-
gelung Wege zur Verbesserung der Einhaltung
dieser Rechte zu finden,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
20. Juli 1999;

2. verlangt, daß die Konfliktparteien ihre Ver-
pflichtung auf den Friedensprozeß unter
Führung der Vereinten Nationen erweitern und
vertiefen, ihren Dialog und ihre Kontakte auf
allen Ebenen weiter ausbauen und unverzüg-
lich den Willen an den Tag legen, der notwen-
dig ist, um in den Schlüsselfragen der Ver-
handlungen wesentliche Ergebnisse zu erzie-
len;

3. unterstützt mit Nachdruck die nachhaltigen
Anstrengungen, die der Generalsekretär und
sein Sonderbeauftragter mit Hilfe der Russi-
schen Föderation in ihrer Eigenschaft als Ver-
mittler sowie der Gruppe der Freunde des Ge-
neralsekretärs und der OSZE unternehmen, um
die Stabilisierung der Lage zu fördern und den
Verhandlungen im Rahmen des Friedenspro-
zesses unter der Führung der Vereinten Natio-
nen neue Dynamik zu verleihen, um zu einer
umfassenden politischen Regelung zu gelan-
gen, und würdigt in diesem Zusammenhang die
unermüdlichen Anstrengungen des scheiden-
den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs,
Liviu Bota, bei der Wahrnehmung seines Auf-
trags;

4. betont in diesem Zusammenhang, daß die Be-
reitschaft und Fähigkeit der internationalen
Gemeinschaft, den Parteien behilflich zu sein,
von ihrem politischen Willen abhängt, den Kon-
flikt im Wege des Dialogs und des gegenseiti-
gen Entgegenkommens beizulegen, sowie da-
von, daß sie nach Treu und Glauben unverzüg-
lich konkrete Maßnahmen zur Herbeiführung
einer umfassenden politischen Regelung des
Konflikts ergreifen;

5. unterstreicht, daß die Parteien bald zu einer
umfassenden politischen Regelung gelangen
müssen, die eine Regelung des politischen Sta-
tus Abchasiens innerhalb des Staates Georgien
unter voller Achtung der Souveränität und ter-
ritorialen Unversehrtheit Georgiens innerhalb
seiner international anerkannten Grenzen ein-
schließt, und unterstützt die Absicht des Gene-
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ralsekretärs und seines Sonderbeauftragten, in
enger Zusammenarbeit mit der Russischen 
Föderation in ihrer Eigenschaft als Vermittler,
mit der OSZE und mit der Gruppe der Freunde
des Generalsekretärs den Parteien auch weiter-
hin Vorschläge über die Aufteilung der verfas-
sungsmäßigen Kompetenzen zwischen Tiflis
und Sukhumi als Teil einer umfassenden Rege-
lung zur Prüfung vorzulegen;

6. hält die Abhaltung sogenannter Wahlen in Ab-
chasien (Georgien) für unannehmbar und un-
rechtmäßig;

7. bekundet seine fortgesetzte Besorgnis über die
Lage der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbe-
sondere im Gefolge der Feindseligkeiten vom
Mai 1998, bekräftigt die Unannehmbarkeit der
durch den Konflikt entstandenen demographi-
schen Veränderungen und das durch Ersitzung
nicht verlierbare Recht aller von dem Konflikt
betroffenen Flüchtlinge und Vertriebenen auf
sichere Rückkehr an ihre Heimstätten im Ein-
klang mit dem Völkerrecht und wie in dem
Vierparteienübereinkommen vom 4. April 1994
über die freiwillige Rückkehr der Flüchtlinge
und Vertriebenen (S/1994/397, Anlage II) fest-
gelegt, und fordert die Parteien auf, dieses Pro-
blem unverzüglich anzugehen, indem sie wirk-
same Maßnahmen vereinbaren und umsetzen,
um die Sicherheit derjenigen, die ihr bedin-
gungsloses Recht auf Rückkehr ausüben, zu
garantieren;

8. begrüßt in diesem Zusammenhang die An-
strengungen, die der Sonderbeauftragte des
Generalsekretärs unternimmt, um als ersten
Schritt die sichere Rückkehr der Flüchtlinge
und Vertriebenen in die Region von Gali zu er-
leichtern, und betont in dieser Hinsicht, daß ei-
ne dauerhafte Rückkehr der Flüchtlinge nicht
gewährleistet werden kann, wenn der bilaterale
Dialog zwischen den Parteien keine konkreten
Ergebnisse zeitigt, die die notwendige Sicher-
heit und Rechtsgarantien schaffen;

9. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von den Ver-
einbarungen, die während der von den Regie-
rungen Griechenlands beziehungsweise der
Türkei ausgerichteten Treffen vom 16.-18. Ok-
tober 1998 und vom 7.-9. Juni 1999 erreicht
wurden, die das Ziel verfolgen, Vertrauen zu
schaffen, die Sicherheit zu verbessern und die
Zusammenarbeit auszubauen, und fordert die
Parteien auf, ihre Anstrengungen zur wirksa-
men und umfassenden Durchführung dieser
Beschlüsse zu verstärken, insbesondere bei
dem auf Einladung der Regierung der Ukraine
angesetzten Treffen in Jalta;

10. verlangt, daß beide Seiten das Moskauer Über-
einkommen vom 14. Mai 1994 über eine Waf-
fenruhe und die Truppenentflechtung (S/1994/
583, Anlage I) strikt einhalten, und nimmt in
diesem Zusammenhang mit Genugtuung da-
von Kenntnis, daß bei der Einrichtung eines 
gemeinsamen Mechanismus zur Untersu-
chung von Verstößen gegen das Übereinkom-
men beträchtliche Fortschritte verzeichnet
wurden und daß die Parteien entlang der Trup-
penentflechtungslinie größere Zurückhaltung
üben;

11. verurteilt die nach wie vor andauernden Akti-
vitäten bewaffneter Gruppen, die die Zivilbe-
völkerung gefährden, die Arbeit der huma-
nitären Organisationen behindern und die Nor-
malisierung der Lage in der Region von Gali
erheblich verzögern, bringt erneut seine Be-
sorgnis über die Sicherheit der UNOMIG zum
Ausdruck, begrüßt die Durchführung diesbe-
züglicher Maßnahmen und ersucht den Gene-

ralsekretär, die Sicherheit der UNOMIG stän-
dig zu prüfen;

12. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
neuen, am 31. Januar 2000 endenden Zeitraum
zu verlängern, vorbehaltlich einer Überprü-
fung des Mandats der UNOMIG durch den Rat
für den Fall, daß im Mandat oder in der Präsenz
der GUS-Friedenstruppe Änderungen vor-ge-
nommen werden;

13. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch wei-
terhin regelmäßig unterrichtet zu halten und
ihm drei Monate nach der Verabschiedung die-
ser Resolution über die Situation in Abchasien
(Georgien) Bericht zu erstatten;

14. bekundet seine Absicht, am Ende des derzeiti-
gen Mandats der Mission im Lichte der Maß-
nahmen, die die Parteien zur Herbeiführung ei-
ner umfassenden Regelung ergriffen haben, ei-
ne gründliche Überprüfung des Einsatzes vor-
zunehmen;

15. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Nahost

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand: Il-
legale israelische Maßnahmen im besetzten
Ost-Jerusalem und in dem übrigen besetzten
palästinensischen Gebiet. – Resolution ES-
10/6 vom 9. Februar 1999

Die Generalversammlung,
– in Bekräftigung der Resolutionen ihrer zehnten

Notstandssondertagung, nämlich der Resolu-
tionen ES-10/2 vom 25. April 1997, ES-10/3
vom 15. Juli 1997, ES-10/4 vom 13. November
1997 und ES-10/5 vom 17. März 1998,

– entschlossen, für die Einhaltung der Ziele und
Grundsätze der Charta der Vereinten Natio-
nen, des humanitären Völkerrechts und aller
anderen Dokumente des Völkerrechts sowie
der einschlägigen Resolutionen der General-
versammlung und des Sicherheitsrats zu sor-
gen,

– in Bekräftigung der ständigen Verantwortung
der Vereinten Nationen im Hinblick auf die
Palästinafrage, bis diese in allen ihren Aspek-
ten gelöst ist,

– in Kenntnis dessen, daß die Besatzungsmacht
Israel den in den Resolutionen der zehnten
Notstandssondertagung erhobenen Forderun-
gen nicht nachgekommen ist und daß sie ihre
illegalen Maßnahmen im besetzten Ost-Jerusa-
lem und in dem übrigen besetzten palästinensi-
schen Gebiet fortsetzt, insbesondere die Sied-
lungstätigkeit und namentlich den Bau der neu-
en israelischen Siedlung am Dschebel Abu
Ghneim, den Bau anderer neuer Siedlungen
und den Ausbau der bestehenden Siedlungen,
den Bau von Umgehungsstraßen und die Be-
schlagnahme von Grundstücken,

– erneut erklärend, daß alle illegalen israelischen
Handlungen im besetzten Ost-Jerusalem und in
dem übrigen besetzten palästinensischen Ge-
biet, insbesondere die Siedlungstätigkeit und
deren praktische Ergebnisse, nach wie vor ge-
gen das Völkerrecht verstoßen und nicht aner-
kannt werden können, unabhängig davon, wie-
viel Zeit verstreicht,

– mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regie-
rung der Schweiz in ihrer Eigenschaft als Ver-
wahrerin der vier Genfer Abkommen und an

das Internationale Komitee vom Roten Kreuz
für ihre Bemühungen, die Unverletztheit der
Abkommen zu erhalten,

– zunehmend besorgt über die beharrlichen Ver-
stöße der Besatzungsmacht Israel gegen die
Bestimmungen des Vierten Genfer Abkom-
mens vom 12. August 1949 zum Schutze von
Zivilpersonen in Kriegszeiten,

– im Bewußtsein der ernsten Gefahren auf Grund
der beharrlichen Verstöße gegen das Vierte
Genfer Abkommen und der schweren Verlet-
zungen desselben sowie der sich daraus ablei-
tenden Verantwortlichkeiten,

– sowie im Bewußtsein des bevorstehenden fünf-
zigsten Jahrestages der vier Genfer Abkom-
men, der eine Gelegenheit darstellt, mit neuer
Entschlossenheit das humanitäre Völkerrecht
weiter zu fördern und die von den Hohen Ver-
tragsparteien eingegangene Verpflichtung zu
bekräftigen, die Abkommen unter allen Um-
ständen im Einklang mit dem gemeinsamen
Artikel 1 einzuhalten und ihre Einhaltung si-
cherzustellen,

– Kenntnis nehmend von dem Beschluß der Re-
gierung der Schweiz, ein Treffen zwischen der
palästinensischen und der israelischen Seite in
Gegenwart des Internationalen Komitees vom
Roten Kreuz zu veranstalten, das vom 9. bis 11.
Juni 1998 in Genf abgehalten wurde und zum
Ziel hatte zu untersuchen, wie zu der wirksa-
men Anwendung des Vierten Genfer Abkom-
mens in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet beigetragen werden kann, und mit dem
Ausdruck ihrer Enttäuschung darüber, daß die
israelischen Verstöße gegen das Abkommen
dennoch unvermindert angehalten haben,

– sowie Kenntnis nehmend von der auf Einla-
dung der Regierung der Schweiz in ihrer Ei-
genschaft als Verwahrerin des Abkommens
vom 27. bis 29. Oktober 1998 abgehaltenen
Sachverständigentagung der Hohen Vertrags-
parteien über allgemeine Probleme betreffend
das Abkommen, insbesondere in den besetzten
Gebieten, sowie von dem Bericht des Vorsit-
zenden über den Verlauf dieser Tagung,

– ernsthaft besorgt darüber, daß die Regierung
Israels am 20. Dezember 1998 die Umsetzung
des am 23. Oktober 1998 im Weißen Haus in
Washington unterzeichneten Wye-River-Me-
morandums, namentlich auch die Verhandlun-
gen über die endgültige Regelung, die bis zum
4. Mai 1999 abgeschlossen sein sollen, ausge-
setzt hat,

– entschlossen, weiter beharrlich darauf hinzuar-
beiten, daß die Besatzungsmacht Israel die Be-
stimmungen der von der zehnten Notstands-
sondertagung verabschiedeten Resolutionen
schließlich einhält,

– im Bewußtsein dessen, daß sie unter diesen
Umständen im Einklang mit Resolution 377A
(V) der Generalversammlung vom 3. Novem-
ber 1950 die Situation weiter zu prüfen hat, mit
dem Ziel, den Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen geeignete Empfehlungen zu unter-
breiten,

1. verurteilt erneut das Versäumnis der Regierung
Israels, den Bestimmungen der Resolutionen
ES-10/2, ES-10/3, ES-10/4 und ES-10/5 nach-
zukommen;

2. bringt ihre ernste Besorgnis darüber zum Aus-
druck, daß die Knesset das Gesetz vom 26. Ja-
nuar 1999 und die Rechtsvorschriften vom 27.
Januar 1999 verabschiedet hat, und erklärt er-
neut, daß alle Gesetzgebungs- und Verwal-
tungsmaßnahmen und -handlungen der Besat-
zungsmacht Israel, die den Charakter, den

Vereinte Nationen 6/1999 215



Rechtsstatus und die demographische Zusam-
mensetzung des besetzten Ost-Jerusalem und
des übrigen besetzten palästinensischen Ge-
biets geändert haben oder zu ändern be-
zwecken, null und nichtig sind und keinerlei
Gültigkeit besitzen;

3. wiederholt mit größtem Nachdruck die in 
den genannten Resolutionen der zehnten Not-
standssondertagung an die Besatzungsmacht
Israel gestellten Forderungen, namentlich die
sofortige und vollständige Einstellung der Bau-
arbeiten am Dschebel Abu Ghneim und aller
anderen israelischen Siedlungstätigkeiten so-
wie aller illegalen Maßnahmen und Handlun-
gen im besetzten Ost-Jerusalem, die Anerken-
nung der De-jure-Anwendbarkeit des Vierten
Genfer Abkommens und die Einhaltung der
einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats, die Einstellung und Rückgängigmachung
aller illegalen Maßnahmen gegen die palästi-
nensischen Jerusalemer und die Bereitstellung
von Informationen über Güter, die in den Sied-
lungen erzeugt oder verarbeitet werden;

4. wiederholt außerdem ihre früheren Empfeh-
lungen an die Mitgliedstaaten, alle Formen von
Hilfe und Unterstützung für die illegalen israe-
lischen Tätigkeiten in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet, einschließlich Jerusalems,
insbesondere die Siedlungstätigkeit, einzustel-
len und aktiv allen Tätigkeiten entgegenzuwir-
ken, die unmittelbar zum Bau oder Ausbau die-
ser Siedlungen beitragen;

5. stellt fest, daß trotz der faktischen Verschlech-
terung des Nahost-Friedensprozesses infolge
der Nichteinhaltung der bestehenden Abkom-
men durch die Regierung Israels verstärkte An-
strengungen unternommen werden müssen,
um den Friedensprozeß wieder in Gang zu set-
zen und den Prozeß zur Herbeiführung eines
gerechten, umfassenden und dauerhaften Frie-
dens in der Region auf der Grundlage der Re-
solutionen 242(1967) und 338(1973) des Si-
cherheitsrats und des Grundsatzes ›Land gegen
Frieden‹ sowie der Resolution 425(1978) des
Sicherheitsrats weiter voranzubringen;

6. wiederholt ihre Empfehlung an die Hohen Ver-
tragsparteien des Vierten Genfer Abkommens,
eine Konferenz über Maßnahmen zur Durch-
setzung des Abkommens in dem besetzten pa-
lästinensischen Gebiet, einschließlich Jerusa-
lems, und zur Sicherstellung seiner Einhal-
tung im Einklang mit dem gemeinsamen Arti-
kel 1 einzuberufen, und empfiehlt den Hohen
Vertragsparteien ferner, diese Konferenz für
den 15. Juli 1999 im Büro der Vereinten Natio-
nen in Genf einzuberufen;

7. bittet die Regierung der Schweiz in ihrer Ei-
genschaft als Verwahrerin des Genfer Ab-
kommens, alle für die Abhaltung der Konfe-
renz notwendigen Vorbereitungen zu treffen;

8. ersucht den Generalsekretär, die notwendigen
Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, damit
die Hohen Vertragsparteien die Konferenz ver-
anstalten können;

9. verleiht ihrer Zuversicht Ausdruck, daß Palä-
stina als unmittelbar betroffene Partei an der
genannten Konferenz teilnehmen wird;

10. beschließt, die zehnte Notstandssondertagung
vorläufig zu vertagen und den jeweils amtie-
renden Präsidenten der Generalversammlung
zu ermächtigen, die Tagung auf Antrag der
Mitgliedstaaten wiederaufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: + 115; – 2: Israel, Verei-
nigte Staaten; = 5: Australien, Bahamas, Ka-
merun, Rumänien, Swaziland.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung zwischen Israel und Syrien (UNDOF). –
Resolution 1243(1999) vom 27. Mai 1999

Der Sicherheitsrat,
– nach Behandlung des Berichts des Generalse-

kretärs über die Beobachtertruppe der Verein-
ten Nationen für die Truppenentflechtung vom
18. Mai 1999 (S/1999/575),

> beschließt,
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen

Durchführung seiner Resolution 338(1973)
vom 22. Oktober 1973 aufzufordern;

b) das Mandat der Beobachtertruppe der Ver-
einten Nationen für die Truppenentflech-
tung um einen weiteren Zeitraum von
sechs Monaten, das heißt bis zum 30. No-
vember 1999, zu verlängern;

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am Ende
dieses Zeitraums einen Bericht über die
Entwicklung der Lage und über die zur
Durchführung der Resolution 338(1973)
des Sicherheitsrats getroffenen Maßnah-
men vorzulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 27. Mai 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/15)

Auf der 4009. Sitzung des Sicherheitsrats am 27.
Mai 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation im Nahen Osten‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Im Zusammenhang mit der soeben verabschiede-
ten Resolution über die Verlängerung des Mandats
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für
die Truppenentflechtung bin ich ermächtigt wor-
den, im Namen des Sicherheitsrats die folgende er-
gänzende Erklärung abzugeben:
›Bekanntlich heißt es in Ziffer 11 des Berichts des
Generalsekretärs über die Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung
(S/1999/575): »Im israelisch-syrischen Sektor
herrscht zwar derzeit Ruhe, die Nahostsituation
insgesamt ist jedoch weiterhin potentiell gefähr-
lich, woran sich voraussichtlich auch nichts ändern
wird, solange keine umfassende, alle Aspekte des
Nahostproblems einbeziehende Regelung erzielt
werden kann.« Diese Erklärung des Generalse-
kretärs gibt auch die Auffassung des Sicherheits-
rats wieder.‹«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Interimstruppe der Ver-
einten Nationen in Libanon (UNIFIL). – Reso-
lution 1254(1999) vom 30. Juli 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 425

(1978) und 426(1978) vom 19. März 1978, 501
(1982) vom 25. Februar 1982, 508(1982) vom
5. Juni 1982, 509(1982) vom 6. Juni 1982 und
520(1982) vom 17. September 1982 sowie auf
alle seine Resolutionen zur Situation in Liba-
non,

– nach Prüfung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 21. Juli 1999 über die Interims-

truppe der Vereinten Nationen in Libanon (S/
1999/807) und Kenntnis nehmend von den dar-
in getroffenen Feststellungen und den darin ge-
nannten Verpflichtungen,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des
Ständigen Vertreters Libanons bei den Verein-
ten Nationen an den Generalsekretär, datiert
vom 25. Juni 1999 (S/1999/720),

– dem Antrag der Regierung Libanons stattge-
bend,

1. beschließt, das derzeitige Mandat der Interims-
truppe der Vereinten Nationen in Libanon um
einen weiteren Zeitraum von sechs Monaten,
das heißt bis zum 31. Januar 2000, zu verlän-
gern;

2. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter-
stützung für die territoriale Unversehrtheit,
Souveränität und politische Unabhängigkeit
Libanons innerhalb seiner international aner-
kannten Grenzen;

3. unterstreicht erneut das Mandat und die allge-
meinen Anweisungen an die Truppe gemäß
dem mit Resolution 426 (1978) gebilligten Be-
richt des Generalsekretärs vom 19. März 1978
(S/12611) und fordert alle beteiligten Parteien
auf, mit der Truppe im Hinblick auf die unein-
geschränkte Wahrnehmung ihres Auftrags voll
zusammenzuarbeiten;

4. verurteilt alle insbesondere gegen die Truppe
gerichteten Gewalthandlungen und fordert die
Parteien nachdrücklich auf, diesen ein Ende zu
setzen;

5. erklärt erneut, daß die Truppe ihren in den Re-
solutionen 425(1978), 426(1978) sowie in al-
len anderen einschlägigen Resolutionen festge-
legten Auftrag uneingeschränkt wahrzuneh-
men hat;

6. ermutigt zu weiteren Effizienz- und Einspa-
rungsmaßnahmen, soweit diese nicht zu einer
Beeinträchtigung der Einsatzfähigkeit der
Truppe führen;

7. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio-
nen mit der Regierung Libanons und den ande-
ren von der Durchführung dieser Resolution
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu er-
statten.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 30. Juli 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/24)

Auf der 4028. Sitzung des Sicherheitsrats am 30.
Juli 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation im Nahen Osten‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß Resolution
1223(1999) vom 28. Januar 1999 vorgelegten Be-
richt des Generalsekretärs vom 21. Juli 1999 über
die Interimstruppe der Vereinten Nationen in Liba-
non (UNIFIL) (S/1999/807) mit Genugtuung zur
Kenntnis genommen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Eintreten für die
volle Souveränität, politische Unabhängigkeit, ter-
ritoriale Unversehrtheit und nationale Einheit Li-
banons innerhalb seiner international anerkannten
Grenzen. In diesem Zusammenhang erklärt der
Rat, daß alle Staaten die gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder die politische Unabhängigkeit 
eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen
der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung
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oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen ha-
ben.
Anläßlich der vom Sicherheitsrat auf der Grund-
lage der Resolution 425(1978) vorgenommenen
Verlängerung des Mandats der UNIFIL um einen
weiteren Interimszeitraum betont der Rat erneut
die dringende Notwendigkeit, diese Resolution
vollinhaltlich durchzuführen. Er bekundet erneut
seine volle Unterstützung für das Übereinkommen
von Taif und die anhaltenden Bemühungen der li-
banesischen Regierung um die Festigung des Frie-
dens, der nationalen Einheit und der Sicherheit im
Lande, während gleichzeitig der Wiederaufbau-
prozeß mit Erfolg vorangetrieben wird. Der Rat
beglückwünscht die libanesische Regierung zu
ihren erfolgreichen Bemühungen, ihre Herrschaft
im Süden des Landes in voller Abstimmung mit
der UNIFIL auszudehnen.
Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die
im südlichen Libanon weiterhin andauernde Ge-
walt zum Ausdruck, beklagt den Tod von Zivilper-
sonen und fordert alle Parteien nachdrücklich auf,
Zurückhaltung zu üben.
Der Sicherheitsrat benutzt diesen Anlaß, um dem
Generalsekretär und seinen Mitarbeitern für die
kontinuierlichen Bemühungen zu danken, die sie
in dieser Hinsicht unternehmen. Der Rat nimmt
mit tiefer Sorge Kenntnis von der großen Anzahl
an Verlusten, die die UNIFIL erlitten hat, und wür-
digt besonders diejenigen, die im Dienste der UNI-
FIL ihr Leben hingegeben haben.  Er spricht den
Soldaten der UNIFIL und den truppenstellenden
Ländern für die von ihnen erbrachten Opfer und ihr
unter schwierigen Umständen erfolgendes Eintre-
ten für die Sache des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit seine Anerkennung aus.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung zwischen Israel und Syrien (UNDOF). –
Resolution 1276(1999) vom 24. November
1999

Der Sicherheitsrat,
– nach Behandlung des Berichts des Generalse-

kretärs über die Beobachtertruppe der Verein-
ten Nationen für die Truppenentflechtung vom
15. November 1999 (S/1999/1175),

> beschließt,
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen

Durchführung seiner Resolution 338(1973)
vom 22. Oktober 1973 aufzufordern;

b) das Mandat der Beobachtertruppe der Ver-
einten Nationen für die Truppenentflech-
tung um einen weiteren Zeitraum von
sechs Monaten, das heißt bis zum 31. Mai
2000, zu verlängern;

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am Ende
dieses Zeitraums einen Bericht über die
Entwicklung der Lage und über die zur
Durchführung der Resolution 338(1973)
des Sicherheitsrats getroffenen Maßnah-
men vorzulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 24. November 1999 (UN-Dok. S/PRST/
1999/33)

Auf der 4071. Sitzung des Sicherheitsrats am 24.
November 1999 gab der Präsident des Sicherheits-

rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation im Nahen Osten‹ durch den
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Im Zusammenhang mit der soeben verabschiede-
ten Resolution über die Verlängerung des Mandats
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für
die Truppenentflechtung bin ich ermächtigt wor-
den, im Namen des Sicherheitsrats die folgende er-
gänzende Erklärung abzugeben:
›Bekanntlich heißt es in Ziffer 10 des Berichts des
Generalsekretärs über die Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung
(S/1999/1175): »Im israelisch-syrischen Sektor
herrscht zwar derzeit Ruhe, die Nahostsituation
insgesamt ist jedoch weiterhin potentiell gefähr-
lich, woran sich voraussichtlich auch nichts ändern
wird, solange keine umfassende, alle Aspekte des
Nahostproblems einbeziehende Regelung erzielt
werden kann.« Diese Erklärung des Generalse-
kretärs gibt auch die Auffassung des Sicherheits-
rats wieder.‹«

Osttimor

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 29. Juni 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/20)

Auf der 4019. Sitzung des Sicherheitsrats am 29.
Juni 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Timor‹ durch den Rat im Namen
des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht des Generalse-
kretärs über die Osttimor-Frage vom 22. Juni 1999
(S/1999/705) geprüft.
Der Sicherheitsrat nimmt mit Verständnis Kennt-
nis von dem Beschluß des Generalsekretärs, seine
Feststellung, ob die erforderlichen Sicherheitsbe-
dingungen für den Beginn der operativen Phase
des Volksbefragungsprozesses im Einklang mit
dem Abkommen zwischen den Vereinten Natio-
nen und den Regierungen Indonesiens und Portu-
gals (S/1999/513, Anlage III) gegeben sind, bei der
er die in seinem Bericht vom 5. Mai 1999 (S/
1999/513) genannten Hauptelemente zugrunde le-
gen wird, um drei Wochen zurückzustellen. Der
Rat billigt außerdem seine Absicht, die operativen
Phasen der Volksbefragung erst nach voller Dislo-
zierung der Mission der Vereinten Nationen in
Osttimor (UNAMET) beginnen zu lassen, sowie
seinen Beschluß, den Abstimmungstermin um
zwei Wochen zu verschieben.
Der Sicherheitsrat betont, daß eine Volksbefra-
gung des Volkes von Osttimor auf dem Wege einer
direkten, geheimen und allgemeinen Abstimmung
eine historische Gelegenheit zur friedlichen Lö-
sung der Osttimor-Frage darstellt. Er stimmt mit
der Einschätzung des Generalsekretärs überein,
daß dieser Prozeß transparent sein muß und daß al-
le Parteien Gelegenheit haben müssen, sich frei zu
äußern.
In diesem Zusammenhang verleiht der Sicher-
heitsrat seiner ernsten Besorgnis darüber Aus-
druck, daß der Generalsekretär in seiner Lagebeur-
teilung zu dem Schluß gelangt, daß in Anbetracht
der Sicherheitslage in weiten Teilen Osttimors und
des Fehlens gleicher Ausgangsbedingungen für al-
le die erforderlichen Voraussetzungen für den Be-
ginn der operativen Phasen des Volksbefragungs-
prozesses noch nicht gegeben sind. Er ist beson-
ders besorgt darüber, daß die Milizen und andere

bewaffnete Gruppen Gewalthandlungen gegen die
örtliche Bevölkerung begangen haben und einen
einschüchternden Einfluß auf sie ausüben und daß
diese Aktivitäten die politische Freiheit in Ostti-
mor nach wie vor einschränken und so die notwen-
dige Offenheit des Volksbefragungsprozesses ge-
fährden. Der Rat nimmt Kenntnis von der Beurtei-
lung des Generalsekretärs, wonach die herrschen-
de Sicherheitslage die Möglichkeit der für die Un-
abhängigkeit eintretenden Aktivisten, sich öffent-
lich zu äußern, massiv eingeschränkt hat, während
die Kampagne zugunsten der Autonomie aktiv
verfolgt worden ist.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß alle Seiten al-
len Arten von Gewalt ein Ende setzen und vor,
während und nach der Volksbefragung höchste
Zurückhaltung üben müssen. Er fordert die UNA-
MET auf, Berichten über Gewalthandlungen so-
wohl der für die Eingliederung eintretenden Mili-
zen als auch der Falintil nachzugehen. In diesem
Zusammenhang verleiht er seiner ernsten Besorg-
nis über den Angriff auf das UNAMET-Büro in
Maliana (Osttimor) am 29. Juni 1999 Ausdruck.
Der Rat verlangt, daß der Zwischenfall gründlich
untersucht wird und die dafür Verantwortlichen
vor Gericht gestellt werden. Der Rat verlangt
außerdem, daß alle Parteien die Sicherheit des 
Personals der UNAMET achten. Der Sicherheits-
rat unterstützt die Erklärung des Sprechers des 
Generalsekretärs vom 29. Juni 1999 und ersucht
den Generalsekretär, ihm weiter Bericht zu erstat-
ten.
Der Sicherheitsrat begrüßt die vom Generalse-
kretär aufgezeigten positiven Entwicklungen. Der
Rat begrüßt mit großer Genugtuung die ausge-
zeichneten Kontakte zwischen der UNAMET und
den indonesischen Behörden, die durch die Einset-
zung einer hochrangigen indonesischen Arbeits-
gruppe in Dili erleichtert wurden. Der Rat begrüßt
mit großer Genugtuung die Einleitung der DARE-
II-Gespräche in Jakarta mit Vertretern aller Seiten
in Osttimor und die Fortschritte dabei, der Kom-
mission für Frieden und Stabilität die Aufnahme
ihrer Tätigkeit zu ermöglichen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht erneut die Verant-
wortung der Regierung Indonesiens für die Auf-
rechterhaltung von Frieden und Sicherheit in Ost-
timor. Der Rat betont, daß alle örtlichen Amtsträ-
ger in Osttimor die Bestimmungen der Dreipartei-
enabkommen (S/1999/513, Anlagen I-III) zu be-
folgen haben, insbesondere in bezug auf den fest-
gesetzten Zeitraum für die Abstimmungskampa-
gne, die Verwendung öffentlicher Mittel für die
Zwecke der Kampagne und die Notwendigkeit,
ausschließlich in privater Eigenschaft in der Kam-
pagne mitzuwirken, ohne ihre amtliche Stellung
zur Ausübung von Druck zu nutzen.
Der Sicherheitsrat ist besonders besorgt über die
Lage der Binnenvertriebenen in Osttimor und die
Auswirkungen, die diese auf die Universalität der
Volksbefragung haben kann. Er fordert alle Betei-
ligten auf, den humanitären Organisationen unein-
geschränkten Zugang und volle Bewegungsfrei-
heit für die Auslieferung humanitärer Hilfsgüter zu
gewähren, sofort alle Aktivitäten einzustellen, die
zu weiteren Vertreibungen führen könnten, und al-
len Binnenvertriebenen, die es wünschen, die
Rückkehr an ihre Heimstätten zu gestatten.
Der Sicherheitsrat vermerkt, daß die volle Dislo-
zierung der UNAMET nicht vor dem 10. Juli 1999
erfolgen kann. Er fordert den Generalsekretär
nachdrücklich auf, alles Erforderliche zu veranlas-
sen, um die volle Dislozierung bis zu diesem Zeit-
punkt sicherzustellen, und richtet die dringende
Aufforderung an alle Parteien, mit der UNAMET
voll zu kooperieren. Er unterstreicht, wie wichtig
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es ist, der UNAMET innerhalb Osttimors volle Be-
wegungsfreiheit zu gewähren, damit sie ihre Auf-
gaben wahrnehmen kann.
Der Sicherheitsrat fordert die indonesische Regie-
rung und die für die Eingliederung wie auch die für
die Unabhängigkeit eintretenden Gruppen nach-
drücklich auf, die Kooperation mit der UNAMET
weiter zu verstärken, damit die Volksbefragung
termingerecht stattfinden kann.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Osttimor (UNAMET). – Resoluti-
on 1257(1999) vom 3. August 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

betreffend die Situation in Osttimor, insbeson-
dere die Resolution 1246(1999) vom 11. Juni
1999,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-
neralsekretärs vom 28. Juli 1999 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/1999/830), mit
dem er den Rat von seiner Entscheidung unter-
richtet, die Volksbefragung in Osttimor auf den
30. August 1999 zu verschieben, und um die
Genehmigung ersucht, das Mandat der Mission
der Vereinten Nationen in Osttimor (UNA-
MET) um einen Monat zu verlängern,

1. beschließt, das Mandat der UNAMET bis zum
30. September 1999 zu verlängern;

2. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRA T – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Osttimor (UNAMET). – Resoluti-
on 1262(1999) vom 27. August 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

betreffend die Situation in Osttimor, insbeson-
dere die Resolutionen 1246(1999) vom 11. Ju-
ni 1999 und 1257(1999) vom 3. August 1999,

– unter Hinweis auf das Abkommen vom 5. Mai
1999 zwischen Indonesien und Portugal über
die Osttimor-Frage sowie auf die am selben
Tag geschlossenen Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und den Regierungen In-
donesiens beziehungsweise Portugals betref-
fend die Modalitäten für die Befragung des
Volkes von Osttimor im Wege einer direkten
Abstimmung sowie betreffend Sicherheitsre-
gelungen (S/1999/513, Anlagen I-III),

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 9. August 1999 (S/1999/862),

– feststellend, daß die Vereinten Nationen ihre
Anstrengungen in Osttimor in der Zeit nach der
Abstimmung fortsetzen müssen, um Vertrauen
zu bilden, die Stabilität zu stützen und allen
Gruppen, insbesondere denjenigen, die bei der
Abstimmung in der Minderheit bleiben, die Si-
cherheit zu geben, daß ihnen im künftigen poli-
tischen Leben Osttimors eine Rolle zukommen
wird,

– mit Genugtuung über den Vorschlag des Gene-
ralsekretärs, daß die Mission der Vereinten Na-
tionen in Osttimor (UNAMET) ihre Tätigkeit

in der Übergangsphase zwischen dem Ab-
schluß der Volksbefragung und dem Beginn
der Umsetzung ihres Ergebnisses fortsetzen
soll und daß ihre Aufgaben und ihre Struktur
entsprechend angepaßt werden sollen,

– mit Lob für die unparteiische und wirksame
Weise, in der die UNAMET ihren Auftrag
durchführt, und mit Genugtuung darüber, daß
der Generalsekretär in seinem Bericht bestätigt
hat, daß die Mission auch künftig alles in ihren
Kräften Stehende tun wird, um ihre Aufgaben
in dieser Weise wahrzunehmen,

– mit Genugtuung über die fruchtbare Zusam-
menarbeit der Regierung Indonesiens in Ostti-
mor mit den Vereinten Nationen,

1. beschließt, das Mandat der UNAMET bis zum
30. November 1999 zu verlängern, und macht
sich den Vorschlag des Generalsekretärs zu ei-
gen, daß die UNAMET während der Über-
gangsphase die folgenden Bestandteile umfas-
sen soll:
a) eine Gruppe Wahlen, wie im Bericht des

Generalsekretärs vorgesehen;
b) einen Zivilpolizeianteil von bis zu 460 Per-

sonen, der die indonesische Polizei auch
weiterhin beraten sowie die Anwerbung
und Ausbildung der neuen osttimorischen
Polizei vorbereiten soll;

c) einen militärischen Verbindungsanteil von
bis zu 300 Personen, wie in dem Bericht des
Generalsekretärs vorgesehen, der die not-
wendigen militärischen Verbindungsaufga-
ben wahrnehmen und sich auch weiterhin
an der Arbeit der osttimorischen Organe be-
teiligen soll, die zur Förderung des Frie-
dens, der Stabilität und der Aussöhnung
eingerichtet wurden, und der den Sonderbe-
auftragten für die Volksbefragung in Ostti-
mor nach Bedarf in Sicherheitsfragen bera-
ten soll, wie es die Durchführung der Ab-
kommen vom 5. Mai 1999 vorsieht;

d) einen Anteil für Zivilangelegenheiten, der
den Sonderbeauftragten für die Volksbe-
fragung in Osttimor bei der Überwachung
der Durchführung der Abkommen vom 5.
Mai 1999 beraten soll, wie im Bericht des
Generalsekretärs vorgesehen;

e) einen Anteil für Öffentlichkeitsarbeit, der
über den Stand der Umsetzung des Abstim-
mungsergebnisses informieren und eine
die Aussöhnung, das Vertrauen, den Frie-
den und die Stabilität fördernde Botschaft
verbreiten soll;

2. fordert alle Parteien auf, mit der UNAMET bei
der Durchführung ihres Auftrags zusammen-
zuarbeiten und die Sicherheit und Bewegungs-
freiheit ihres Personals bei der Durchführung
dieses Auftrags in allen Gebieten Osttimors zu
gewährleisten;

3. erinnert daran, daß Indonesien während der
Übergangsphase auch weiterhin für die Wah-
rung des Friedens und der Sicherheit in Ostti-
mor verantwortlich ist;

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 3. September 1999 (UN-Dok. S/PRST/
1999/27)

Auf der 4042. Sitzung des Sicherheitsrats am 3.
September 1999 gab der Präsident des Sicherheits-

rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Osttimor‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die erfolgreiche
Volksbefragung in Osttimor vom 30. August 1999
und das Schreiben des Generalsekretärs vom 3.
September 1999 an den Präsidenten des Rates
(S/1999/944), in dem das Abstimmungsergebnis
bekanntgegeben wird. Der Rat bekundet seine Un-
terstützung für den Mut derjenigen, die in Rekord-
zahl an der Abstimmung teilgenommen haben, um
ihre Meinung zu äußern. Er erachtet die Volksbe-
fragung als einen getreuen Ausdruck der Meinung
des Volkes von Osttimor.
Der Sicherheitsrat würdigt die außerordentliche
Arbeit, die der Persönliche Beauftragte des Gene-
ralsekretärs geleistet hat. Er würdigt außerdem den
Mut und die Einsatzbereitschaft, die der Sonderbe-
auftragte für die Volksbefragung in Osttimor und
die Mitarbeiter der Mission der Vereinten Natio-
nen in Osttimor (UNAMET) bei der Organisation
und Durchführung der Volksbefragung unter ex-
trem schwierigen Bedingungen bewiesen haben.
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien innerhalb
und außerhalb Osttimors auf, das Ergebnis der
Volksbefragung zu achten. Der Rat fordert das
Volk Osttimors nachdrücklich auf, bei der Umset-
zung seiner bei der Abstimmung frei und demo-
kratisch zum Ausdruck gebrachten Entscheidung
und bei der Schaffung von Frieden und Wohlstand
in dem Hoheitsgebiet zusammenzuarbeiten. Der
Sicherheitsrat erwartet nun, daß die indonesische
Regierung im Einklang mit den Abkommen vom
5. Mai 1999 (S/1999/513, Anlagen I-III) die not-
wendigen verfassungsmäßigen Schritte unter-
nimmt, um das Abstimmungsergebnis umzuset-
zen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die Abkommen
vom 5. Mai 1999, die zu der Volksbefragung in
Osttimor geführt haben, ohne die zur rechten Zeit
ergriffene Initiative der Regierung Indonesiens
und ohne die konstruktive Haltung der Regierung
Portugals nicht möglich gewesen wären. Er wür-
digt die anhaltenden Anstrengungen, die die Re-
gierungen Indonesiens und Portugals unter Inan-
spruchnahme der Guten Dienste des Generalse-
kretärs unternehmen, um eine gerechte, umfassen-
de und international annehmbare Lösung für die
Osttimor-Frage zu finden, und spricht der Regie-
rung Indonesiens seinen Dank für ihre Zusammen-
arbeit mit den Vereinten Nationen bei diesem Pro-
zeß aus.
Der Sicherheitsrat verurteilt die Gewalt in Ostti-
mor, die sowohl im Vorfeld der Abstimmung vom
30. August 1999 als auch im Anschluß an diese
stattgefunden hat. Er spricht den Angehörigen der
örtlichen Mitarbeiter der Vereinten Nationen und
der anderen Menschen, die auf so tragische Weise
getötet wurden, sein Beileid aus. Er unterstreicht,
daß das Abstimmungsergebnis in einer Atmosphä-
re des Friedens und der Sicherheit ohne weitere
Gewalt und Einschüchterungen umgesetzt werden
muß. Entsprechend ihrer Verantwortung für die
Wahrung des Friedens und der Sicherheit nach den
Abkommen vom 5. Mai 1999 obliegt es der Regie-
rung Indonesiens, Maßnahmen zur Verhütung
weiterer Gewalthandlungen zu ergreifen. Der Rat
erwartet außerdem von der Regierung Indonesi-
ens, daß sie die Sicherheit des Personals und der
Räumlichkeiten der UNAMET garantiert. Er ist
bereit, jeden Vorschlag des Generalsekretärs
wohlwollend zu prüfen, der auf die Sicherstellung
der friedlichen Umsetzung des Ergebnisses des
Volksbefragungsprozesses abzielt.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, so

218 Vereinte Nationen 6/1999



bald wie möglich über die Umsetzung des Abstim-
mungsergebnisses Bericht zu erstatten und dabei
auch Empfehlungen zum Mandat, zur Größe und
zur Struktur der Präsenz der Vereinten Nationen 
in Osttimor während der Umsetzungsphase (Pha-
se III) abzugeben.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
einer multinationalen Truppe zur Wiederher-
stellung von Frieden und Sicherheit in Ostti-
mor. – Resolution 1264(1999) vom 15. Sep-
tember 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten zur Si-
tuation in Osttimor,

– sowie unter Hinweis auf das Abkommen vom
5. Mai 1999 zwischen Indonesien und Portugal
über die Osttimor-Frage sowie auf die am sel-
ben Tag geschlossenen Abkommen zwischen
den Vereinten Nationen und den Regierungen
Indonesiens beziehungsweise Portugals betref-
fend die Modalitäten für die Befragung des
Volkes von Osttimor im Wege einer direkten
Abstimmung sowie betreffend Sicherheitsre-
gelungen (S/1999/513, Anlagen I-III),

– mit dem erneuten Ausdruck seiner Genugtuung
über die erfolgreiche Volksbefragung in Ostti-
mor vom 30. August 1999 und Kenntnis neh-
mend von ihrem Ergebnis, das er als einen ge-
treuen Ausdruck der Meinung des Volkes von
Osttimor erachtet,

– höchst besorgt über die Verschlechterung der
Sicherheitslage in Osttimor und insbesondere
über die anhaltenden Gewalthandlungen gegen
osttimorische Zivilpersonen und ihre massen-
hafte Vertreibung und Umsiedlung,

– sowie höchst besorgt über die Angriffe auf das
Personal und die Räumlichkeiten der Mission
der Vereinten Nationen in Osttimor (UNA-
MET), auf andere Amtsträger und auf interna-
tionales und nationales humanitäres Personal,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal,

– entsetzt über die Verschlechterung der huma-
nitären Lage in Osttimor, von der insbesondere
Frauen, Kinder und andere schutzbedürftige
Gruppen betroffen sind,

– in Bekräftigung des Rechts der Flüchtlinge und
Vertriebenen auf eine sichere Rückkehr in ihre
Heimat,

– sich dem Bericht der nach Jakarta und Dili ent-
sandten Mission des Sicherheitsrats (S/1999/
976) anschließend,

– mit Genugtuung über die Erklärung des Präsi-
denten Indonesiens vom 12. September 1999,
in der er die Bereitschaft Indonesiens zum Aus-
druck gebracht hat, eine internationale Frie-
denssicherungstruppe in Osttimor unter Ein-
schaltung der Vereinten Nationen zu akzeptie-
ren,

– mit Genugtuung über das Schreiben des
Außenministers Australiens vom 14. Septem-
ber 1999 an den Generalsekretär (S/1999/975),

– in Bekräftigung der Achtung der Souveränität
und territorialen Unversehrtheit Indonesiens,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über Mel-
dungen, denen zufolge systematische, weit-

verbreitete und flagrante Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht und die Menschen-
rechte in Osttimor begangen worden sind, und
betonend, daß diejenigen, die solche Verstöße
begehen, dafür individuell verantwortlich sind,

– feststellend, daß die gegenwärtige Situation in
Osttimor eine Bedrohung des Friedens und der
Sicherheit darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. verurteilt alle Gewalthandlungen in Osttimor,
fordert ihre sofortige Einstellung und verlangt,
daß die für diese Handlungen verantwortlichen
Personen vor Gericht gebracht werden;

2. betont die dringende Notwendigkeit, koordi-
nierte humanitäre Hilfe zu leisten, und unter-
streicht, wie wichtig es ist, daß den huma-
nitären Organisationen vollständiger, sicherer
und ungehinderter Zugang gewährt wird, und
fordert alle Parteien auf, mit diesen Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten, um den Schutz
der gefährdeten Zivilpersonen, die sichere
Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen
und die wirksame Bereitstellung humanitärer
Hilfe zu gewährleisten;

3. genehmigt gemäß dem am 12. September 1999
von der Regierung Indonesiens an den Gene-
ralsekretär gerichteten Ersuchen die Einrich-
tung einer multinationalen Truppe unter ge-
meinsamer Führung, mit den folgenden Auf-
gaben: den Frieden und die Sicherheit in Ostti-
mor wiederherzustellen, die UNAMET bei der
Durchführung ihrer Aufgaben zu schützen und
zu unterstützen und im Rahmen ihrer Truppen-
kapazität die humanitären Hilfsmaßnahmen zu
erleichtern, und ermächtigt die an der multina-
tionalen Truppe teilnehmenden Staaten, alle
notwendigen Maßnahmen zur Erfüllung dieses
Mandats zu ergreifen;

4. begrüßt es, daß sich die Regierung Indonesiens
verpflichtet hat, mit der multinationalen Trup-
pe in allen Aspekten der Durchführung ihres
Mandats zusammenzuarbeiten, und sieht einer
engen Abstimmung zwischen der multinatio-
nalen Truppe und der Regierung Indonesiens
erwartungsvoll entgegen;

5. unterstreicht, daß die Regierung Indonesiens
unter Berücksichtigung des in Ziffer 3 festge-
legten Mandats der multinationalen Truppe
nach wie vor gemäß den Abkommen vom 5.
Mai 1999 dafür verantwortlich ist, in der 
Übergangsphase zwischen dem Abschluß der
Volksbefragung und dem Beginn der Umset-
zung ihres Ergebnisses den Frieden und die Si-
cherheit in Osttimor zu wahren und die Sicher-
heit des Personals und der Räumlichkeiten der
UNAMET zu gewährleisten;

6. begrüßt die Angebote von Mitgliedstaaten, die
multinationale Truppe in Osttimor zu organi-
sieren, zu führen und dazu beizutragen, fordert
die Mitgliedstaaten auf, weiteres Personal,
Ausrüstung und andere Mittel bereitzustellen,
und bittet die Mitgliedstaaten, die in der Lage
sind, einen Beitrag zu leisten, die Führung der
multinationalen Truppe und den Generalse-
kretär davon in Kenntnis zu setzen;

7. unterstreicht, daß es den indonesischen Be-
hörden obliegt, sofortige und wirksame Maß-
nahmen zu ergreifen, um die sichere Rückkehr
der Flüchtlinge nach Osttimor zu gewährlei-
sten;

8. verweist auf Artikel 6 des Abkommens vom 5.
Mai 1999, in dem es heißt, daß sich die Regie-
rungen Indonesiens und Portugals und der Ge-
neralsekretär über Regelungen für eine friedli-
che und ordnungsgemäße Übertragung der Au-

torität in Osttimor auf die Vereinten Nationen
einigen werden, und ersucht die Führung der
multinationalen Truppe, eng mit den Vereinten
Nationen zusammenzuarbeiten, um bei diesen
Regelungen behilflich zu sein und sie zu unter-
stützen;

9. betont, daß die Kosten für die Truppe von den
an ihr teilnehmenden Mitgliedstaaten getragen
werden, und ersucht den Generalsekretär, ei-
nen Treuhandfonds einzurichten, über den
Beiträge an die betreffenden Staaten oder
Einsätze weitergeleitet werden könnten;

10. ist sich darüber einig, daß die multinationale
Truppe kollektiv in Osttimor disloziert werden
soll, bis sie so bald wie möglich durch einen
Friedenssicherungseinsatz der Vereinten Na-
tionen ersetzt wird, und bittet den Generalse-
kretär, dem Sicherheitsrat rasch Empfehlun-
gen für einen Friedenssicherungseinsatz zu un-
terbreiten;

11. bittet den Generalsekretär, eine Übergangsver-
waltung der Vereinten Nationen in Osttimor zu
planen und vorzubereiten, die einen Friedens-
sicherungseinsatz der Vereinten Nationen mit
einschließt, der in der Umsetzungsphase der
Volksbefragung (Phase III) disloziert werden
soll, und dem Sicherheitsrat so bald wie mög-
lich Empfehlungen vorzulegen;

12. ersucht die Führung der multinationalen Trup-
pe, dem Rat über den Generalsekretär regel-
mäßig über die Fortschritte bei der Durch-
führung ihres Mandats Bericht zu erstatten,
wobei der erste dieser Berichte spätestens 14
Tage nach Verabschiedung dieser Resolution
vorzulegen ist;

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
der Übergangsverwaltung der Vereinten Natio-
nen in Osttimor (UNTAET). – Resolution
1272(1999) vom 25. Oktober 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten über
die Situation in Osttimor, insbesondere die Re-
solutionen 384(1975) vom 22. Dezember 1975,
389(1976) vom 22. April 1976, 1236(1999)
vom 7. Mai 1999, 1246(1999) vom 11. Juni
1999, 1262(1999) vom 27. August 1999 und
1264(1999) vom 15. September 1999,

– sowie unter Hinweis auf das Abkommen vom
5. Mai 1999 zwischen Indonesien und Portugal
über die Osttimor-Frage sowie auf die am sel-
ben Tag geschlossenen Abkommen zwischen
den Vereinten Nationen und den Regierungen
Indonesiens beziehungsweise Portugals betref-
fend die Modalitäten für die Befragung des
Volkes von Osttimor im Wege einer direkten
Abstimmung sowie betreffend Sicherheitsre-
gelungen (S/1999/513, Anlagen I bis III),

– mit dem erneuten Ausdruck seiner Genugtu-
ung über die erfolgreiche Abhaltung der Befra-
gung des Volkes von Osttimor vom 30. August
1999 und Kenntnis nehmend von ihrem Ergeb-
nis, mit dem das osttimorische Volk seinen kla-
ren Wunsch geäußert hat, unter der Autorität
der Vereinten Nationen einen Übergangspro-
zeß in die Unabhängigkeit zu beginnen, und
das der Rat als einen getreuen Ausdruck der
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Auffassungen des Volkes von Osttimor er-
achtet,

– mit Genugtuung über den Beschluß der Indo-
nesischen Beratenden Volksversammlung vom
19. Oktober 1999 betreffend Osttimor,

– betonend, wie wichtig die Aussöhnung unter
der Bevölkerung Osttimors ist,

– mit Lob für den Mut und die Entschlossenheit,
die die Mission der Vereinten Nationen in Ost-
timor (UNAMET) bei der Durchführung ihres
Mandats in bewundernswerter Weise an den
Tag gelegt hat,

– mit Genugtuung über die nach Resolution 1264
(1999) erfolgende Dislozierung einer multina-
tionalen Truppe nach Osttimor und anerken-
nend, wie wichtig in diesem Zusammenhang
die fortgesetzte Zusammenarbeit zwischen der
Regierung Indonesiens und der multinationa-
len Truppe ist,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs vom 4. Oktober 1999 (S/1999/
1024),

– mit Genugtuung Kenntnis nehmend von dem
Erfolg des am 28. September 1999 abgehalte-
nen Dreiparteientreffens, dessen Ergebnisse in
dem Bericht des Generalsekretärs dargestellt
sind,

– tief besorgt über die ernste humanitäre Lage
auf Grund der Gewalt in Osttimor sowie über
die massenhafte Vertreibung und Umsiedlung
osttimorischer Zivilpersonen, darunter auch ei-
ner großen Zahl von Frauen und Kindern,

– erneut erklärend, daß alle Parteien sicherstellen
müssen, daß die Rechte der Flüchtlinge und
Vertriebenen geschützt werden und daß sie
freiwillig und in Sicherheit in ihre Heimat zu-
rückkehren können,

– in Bekräftigung der Achtung der Souveränität
und territorialen Unversehrtheit Indonesiens,

– feststellend, wie wichtig es ist, die Sicherheit
der Grenzen Osttimors zu gewährleisten, und
in dieser Hinsicht davon Kenntnis nehmend,
daß die indonesischen Behörden ihre Absicht
bekundet haben, mit der nach Resolution 1264
(1999) dislozierten multinationalen Truppe
und mit der Übergangsverwaltung der Verein-
ten Nationen in Osttimor zusammenzuarbei-
ten,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über Be-
richte, wonach systematische, weitverbreitete
und flagrante Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht und die Menschenrechte in Ostti-
mor begangen worden sind, betonend, daß die-
jenigen, die solche Verstöße begehen, dafür in-
dividuell verantwortlich sind, und mit dem
Aufruf an alle Parteien, bei der Untersuchung
dieser Berichte zusammenzuarbeiten,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal,

– feststellend, daß die anhaltende Situation in
Osttimor eine Bedrohung des Friedens und der
Sicherheit darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, im Einklang mit dem Bericht des
Generalsekretärs eine Übergangsverwaltung
der Vereinten Nationen in Osttimor (UNTA-
ET) einzurichten, der die Gesamtverantwor-
tung für die Verwaltung Osttimors sowie die
Befugnis übertragen werden wird, die gesam-
te gesetzgebende und vollziehende Gewalt
einschließlich der Rechtspflege auszuüben;

2. beschließt außerdem, daß das Mandat der 
UNTAET folgende Bestandteile umfassen
wird:
a) Gewährleistung der Sicherheit und Auf-

rechterhaltung der öffentlichen Ordnung
im gesamten Hoheitsgebiet Osttimors;

b) Einrichtung einer wirksamen Verwaltung;
c) Hilfe beim Aufbau von zivilen und sozia-

len Diensten;
d) Gewährleistung der Koordinierung und der

Erbringung von humanitärer Hilfe sowie
von Wiederaufbau- und Entwicklungshil-
fe;

e) Unterstützung beim Aufbau von Kapazitä-
ten für die Selbstregierung;

f) Hilfe bei der Schaffung der Bedingungen
für eine nachhaltige Entwicklung;

3. beschließt ferner, daß die Ziele und die Struk-
tur der UNTAET den in Teil IV des Berichts
des Generalsekretärs vorgegebenen Grundzü-
gen folgen werden und daß die UNTAET ins-
besondere aus den folgenden Hauptanteilen be-
stehen wird:
a) einem Anteil für Staatsführung und öffent-

liche Verwaltung, der auch einen interna-
tionalen Polizeianteil mit bis zu 1 640 Poli-
zisten umfassen wird;

b) einem Anteil für humanitäre Hilfe und No-
thilfe für den Wiederaufbau;

c) einem militärischen Anteil, der aus bis zu 
8 950 Soldaten und bis zu 200 Militärbeob-
achtern bestehen wird;

4. ermächtigt die UNTAET, alle erforderlichen
Maßnahmen zur Erfüllung ihres Mandats zu
ergreifen;

5. erkennt an, daß die UNTAET bei der Herausar-
beitung und Wahrnehmung ihrer mandats-
mäßigen Aufgaben auf den Sachverstand und
die Kapazitäten der Mitgliedstaaten, der Orga-
nisationen der Vereinten Nationen und anderer
internationaler Organisationen, einschließlich
der internationalen Finanzinstitutionen, zurück-
greifen muß;

6. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, ei-
nen Sonderbeauftragten zu ernennen, der als
Übergangsverwalter für alle Aspekte der Tätig-
keit der Vereinten Nationen in Osttimor ver-
antwortlich und ermächtigt sein wird, neue Ge-
setze und sonstige Vorschriften zu erlassen so-
wie bestehende zu ändern, auszusetzen oder
außer Kraft zu setzen;

7. betont, wie wichtig die Zusammenarbeit zwi-
schen Indonesien, Portugal und der UNTAET
bei der Durchführung dieser Resolution ist;

8. betont, daß die UNTAET, um ihr Mandat wirk-
sam wahrzunehmen, das osttimorische Volk
konsultieren und eng mit ihm zusammenarbei-
ten muß, mit dem Ziel, örtliche demokratische
Institutionen aufzubauen, namentlich eine un-
abhängige Menschenrechtsinstitution für Ost-
timor, und diesen Institutionen ihre Aufgaben
auf dem Gebiet der Verwaltung und des öf-
fentlichen Dienstes zu übertragen;

9. ersucht die UNTAET und die nach Resolution
1264(1999) dislozierte multinationale Truppe,
eng miteinander zusammenzuarbeiten, auch
mit dem Ziel, die multinationale Truppe so
bald wie möglich durch den militärischen An-
teil der UNTAET zu ersetzen, sobald der Gene-
ralsekretär nach Absprache mit der Führung
der multinationalen Truppe und unter Berück-
sichtigung der Bedingungen am Boden eine
entsprechende Notifizierung abgibt;

10. betont erneut die dringende Notwendigkeit ei-
ner koordinierten humanitären und Wiederauf-
bauhilfe und fordert alle Parteien auf, mit den

humanitären Organisationen und den Men-
schenrechtsorganisationen zusammenzuarbei-
ten, um deren Sicherheit, den Schutz der Zivil-
bevölkerung, insbesondere der Kinder, die si-
chere Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebe-
nen und die wirksame Auslieferung der huma-
nitären Hilfsgüter zu gewährleisten;

11. begrüßt es, daß sich die indonesischen Behör-
den verpflichtet haben, den Flüchtlingen und
Vertriebenen in Westtimor und andernorts in
Indonesien die Wahl zu lassen, ob sie nach Ost-
timor zurückkehren, an ihrem derzeitigen Auf-
enthaltsort bleiben oder in anderen Teilen In-
donesiens wiederangesiedelt werden möchten,
und betont, wie wichtig es ist, den humanitären
Organisationen bei der Durchführung ihrer Ar-
beit vollen, sicheren und ungehinderten Zu-
gang zu gestatten;

12. betont, daß die indonesischen Behörden dafür
verantwortlich sind, sofort wirksame Maß-
nahmen zu ergreifen, um die sichere Rückkehr
der Flüchtlinge in Westtimor und in anderen
Teilen Indonesiens nach Osttimor, die Si-
cherheit der Flüchtlinge sowie den zivilen und
humanitären Charakter der Flüchtlingslager
und -siedlungen zu gewährleisten, indem sie
insbesondere die Gewalt- und Einschüchte-
rungshandlungen der dortigen Milizen ein-
dämmen;

13. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, ei-
nen Treuhandfonds einzurichten, um unter an-
derem den Wiederaufbau der wesentlichen In-
frastruktur zu finanzieren, namentlich den Auf-
bau der grundlegenden Institutionen und das
Funktionieren öffentlicher Dienste und Versor-
gungsunternehmen, und die Bezüge der örtli-
chen Beamten zu zahlen;

14. ermutigt die Mitgliedstaaten sowie die interna-
tionalen Organe und Organisationen, der UN-
TAET das Personal, die Ausrüstung und die
sonstigen Ressourcen zur Verfügung zu stel-
len, um die der Generalsekretär gebeten hat,
namentlich für den Aufbau grundlegender In-
stitutionen und Kapazitäten, und betont die
Notwendigkeit, diese Anstrengungen so eng
wie möglich zu koordinieren;

15. unterstreicht, wie wichtig es ist, daß die UN-
TAET mit Personal ausgestattet wird, das über
eine angemessene Ausbildung auf dem Gebiet
des humanitären Völkerrechts, der Menschen-
rechte und des Flüchtlingsrechts, einschließ-
lich der Vorschriften betreffend Kinder und ge-
schlechtsspezifische Fragen, sowie auf dem
Gebiet der Verhandlungs- und Kommunikati-
onsfähigkeit, des interkulturellen Verständnis-
ses und der zivil-militärischen Koordination
verfügt;

16. verurteilt jegliche Gewalt und alle gewaltunter-
stützenden Handlungen in Osttimor, fordert ih-
re sofortige Beendigung und verlangt, daß die
für diese Gewalt Verantwortlichen vor Gericht
gestellt werden;

17. beschließt, die UNTAET vorerst für einen
Zeitraum bis zum 31. Januar 2001 einzurich-
ten;

18. ersucht den Generalsekretär, den Rat über die
bei der Durchführung dieser Resolution erziel-
ten Fortschritte genau und regelmäßig unter-
richtet zu halten, insbesondere hinsichtlich der
Dislozierung der UNTAET und der Möglich-
keit künftiger Reduzierungen ihres Militäran-
teils, falls sich die Situation in Osttimor ver-
bessert, und innerhalb von drei Monaten nach
der Verabschiedung dieser Resolution und da-
nach alle sechs Monate einen Bericht vorzule-
gen;
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19. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Tadschikistan

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 19. August 1999 (UN-Dok. S/PRST/
1999/25)

Auf der 4034. Sitzung des Sicherheitsrats am 19.
August 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Tadschikistan und entlang der
tadschikisch-afghanischen Grenze‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat den nach Ziffer 10 seiner
Resolution 1240(1999) vom 15. Mai 1999 vorge-
legten Bericht des Generalsekretärs vom 12. Au-
gust 1999 über die Situation in Tadschikistan (S/
1999/872) behandelt.
Der Sicherheitsrat begrüßt die weitgehend dank
der erneuten Anstrengungen des Präsidenten der
Republik Tadschikistan und der Führung der
Kommission für nationale Aussöhnung erzielten
maßgeblichen Fortschritte bei der Umsetzung des
Allgemeinen Abkommens über die Herbeiführung
des Friedens und der nationalen Eintracht in Ta-
dschikistan (S/1997/510). Er begrüßt insbesondere
die offizielle Erklärung der Vereinigten Tadschi-
kischen Opposition über die Auflösung ihrer be-
waffneten Einheiten und den Beschluß des Ober-
sten Gerichtshofs Tadschikistans zur Aufhebung
des Verbots der politischen Parteien und Bewe-
gungen der Vereinigten Tadschikischen Oppositi-
on und der Einschränkung ihrer Tätigkeit als wich-
tige Maßnahmen, die zur demokratischen Ent-
wicklung der tadschikischen Gesellschaft beitra-
gen. Der Rat legt der Kommission für nationale
Aussöhnung erneut nahe, ihre Bemühungen um
die Einleitung eines umfassenden Dialogs zwi-
schen den verschiedenen politischen Kräften im
Lande im Interesse der Wiederherstellung und
Stärkung der bürgerlichen Eintracht in Tadschiki-
stan zu intensivieren.
Der Sicherheitsrat legt den Parteien nahe, weitere
konzertierte Maßnahmen zu ergreifen, um die
vollinhaltliche, stufenweise und ausgewogene
Umsetzung des Allgemeinen Abkommens, insbe-
sondere aller Bestimmungen des Protokolls über
militärische Fragen (S/1997/209, Anlage II), na-
mentlich auch die Bestimmungen über die Wieder-
eingliederung ehemaliger Kombattanten der Op-
position, zu gewährleisten. Er legt ihnen außerdem
nahe, auch weiterhin aktiv auf die Schaffung der
notwendigen Voraussetzungen für die rechtzeitige
Abhaltung des Verfassungsreferendums und der
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen hinzu-
wirken, unterstreicht, wie wichtig es ist, daß die
Vereinten Nationen unter Aufrechterhaltung ihrer
engen Zusammenarbeit mit der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa an die-
sem Prozeß beteiligt sind, und begrüßt die Absicht
des Generalsekretärs, den Mitgliedstaaten konkre-
te Vorschläge betreffend freiwillige Beiträge zur
Unterstützung einer solchen Beteiligung zu unter-
breiten. 
Der Sicherheitsrat nimmt mit Dank Kenntnis von
der Arbeit des abtretenden Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs, Ján Kubiš, und des gesamten
Personals der Beobachtermission der Vereinten
Nationen in Tadschikistan (UNMOT) und ermu-

tigt die Mission, den Parteien auch weiterhin bei
der Umsetzung des Allgemeinen Abkommens be-
hilflich zu sein. Er unterstreicht, daß die UNMOT
in ganz Tadschikistan eingesetzt werden und über
das erforderliche Personal und die notwendige fi-
nanzielle Unterstützung verfügen muß, und er-
sucht den Generalsekretär, auch weiterhin zu prü-
fen, wie sichergestellt werden kann, daß die Missi-
on bei der Umsetzung des Allgemeinen Abkom-
mens im Rahmen der mit seiner Resolution 1138
(1997) vom 14. November 1997 genehmigten Per-
sonalstärke bei gleichzeitiger weiterer Anwen-
dung strengster Sicherheitsmaßnahmen eine um-
fassende und aktive Rolle spielt. Der Rat fordert
den Generalsekretär nachdrücklich auf, möglichst
bald einen Nachfolger von Ján Kubiš als Sonder-
beauftragten zu ernennen.
Der Sicherheitsrat unterstützt die weitere aktive
Mitwirkung der Kontaktgruppe der Garantiestaa-
ten und der internationalen Organisationen an dem
Friedensprozeß.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beitrag, den die
Gemeinsamen Friedenstruppen der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten nach wie vor dabei leisten,
den Parteien bei der Umsetzung des Allgemeinen
Abkommens in Abstimmung mit allen Beteiligten
behilflich zu sein.
Der Sicherheitsrat gibt seiner Besorgnis über die
prekäre humanitäre Situation in Tadschikistan
Ausdruck. Er begrüßt die Tätigkeit verschiedener
internationaler Organisationen und der Mitarbeiter
humanitärer Organisationen im Zusammenhang
mit der Umsetzung des Allgemeinen Abkommens
und zur Befriedigung der humanitären Bedürfnisse
sowie des Wiederaufbau- und Entwicklungsbe-
darfs Tadschikistans. Der Rat fordert die Mitglied-
staaten und sonstigen Beteiligten auf, auf die Halb-
jahresüberprüfung des konsolidierten interinsti-
tutionellen Beitragsappells zugunsten Tadschiki-
stans für 1999 rasch und großzügig zu reagieren.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Tadschikistan (UN-
MOT). – Resolution 1274(1999) vom 12. No-
vember 1999

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen sowie die Erklärungen seines Präsi-
denten,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 4. November 1999 über die Situa-
tion in Tadschikistan (S/1999/1127),

– in Bekräftigung seines Eintretens für die Sou-
veränität und territoriale Unversehrtheit der
Republik Tadschikistan und die Unverletzlich-
keit ihrer Grenzen,

– mit Genugtuung über die erheblichen Fort-
schritte im Friedensprozeß in Tadschikistan,
insbesondere über die Abhaltung des Verfas-
sungsreferendums im Anschluß an die offiziel-
le Erklärung der Vereinigten Tadschikischen
Opposition über die Auflösung ihrer bewaffne-
ten Einheiten und den Beschluß des Obersten
Gerichtshofs Tadschikistans, das Verbot der
politischen Parteien und Bewegungen der Ver-
einigten Tadschikischen Opposition und die
Einschränkung ihrer Tätigkeit aufzuheben, und
mit Befriedigung feststellend, daß diese Ent-
wicklungen Tadschikistan auf den Weg zur na-
tionalen Aussöhnung und zur Demokratisie-
rung gebracht haben,

– sowie mit Genugtuung über die erneuten An-

strengungen, die der Präsident der Republik
Tadschikistan und die Führung der Kommissi-
on für nationale Aussöhnung unternommen ha-
ben, um die Umsetzung des Allgemeinen Ab-
kommens über die Herbeiführung des Friedens
und der nationalen Eintracht in Tadschikistan
(S/1997/510) zu fördern und zu beschleunigen,
welche dazu beigetragen haben, aufkeimende
Streitigkeiten einzudämmen und die in dem
Allgemeinen Abkommen vorgegebenen wich-
tigen Etappenziele zu erreichen,

– in der Erkenntnis, daß die Abhaltung der Präsi-
dentschaftswahlen am 6. November 1999 ei-
nen notwendigen und wichtigen Schritt auf
dem Weg zu einem dauerhaften Frieden in
Tadschikistan darstellt,

– ferner mit Genugtuung darüber, daß die Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Tad-
schikistan (UNMOT) weiterhin enge Kontakte
zu den Parteien wahrt und mit den Gemeinsa-
men Friedenstruppen der Gemeinschaft Unab-
hängiger Staaten (im folgenden als ›die GUS-
Friedenstruppen‹ bezeichnet), den russischen
Grenztruppen und der Mission der Organisati-
on für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE) zusammenarbeitet und Verbindung
hält,

– mit Genugtuung davon Kenntnis nehmend, daß
die Kontaktgruppe der Garantiestaaten und der
internationalen Organisationen auch weiterhin
zum Friedensprozeß beiträgt, indem sie insbe-
sondere regelmäßig gemeinsame Plenarsitzun-
gen mit der Kommission für nationale Aussöh-
nung abhält, um die erzielten Fortschritte zu
überprüfen und die Schwierigkeiten bei der Um-
setzung des Allgemeinen Abkommens über-
winden zu helfen,

– erfreut darüber, daß die allgemeine Lage in
Tadschikistan verhältnismäßig ruhig geblieben
ist und daß sich die Sicherheitslage gegenüber
früher verbessert hat, doch gleichzeitig fest-
stellend, daß die Lage in einigen Teilen des
Landes nach wie vor angespannt ist,

– in der Erkenntnis, daß eine umfassende inter-
nationale Unterstützung auch weiterhin uner-
läßlich ist, um den Friedensprozeß in Tadschi-
kistan zu einem erfolgreichen Abschluß zu
bringen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
4. November 1999;

2. fordert die Parteien auf, weitere konzertierte
Maßnahmen zu ergreifen, um das Allgemeine
Abkommen, insbesondere alle Bestimmungen
des Protokolls über militärische Fragen (S/
1997/209, Anlage II) vollinhaltlich umzuset-
zen, und die Bedingungen für die Abhaltung
von Parlamentswahlen zu einem geeigneten
Zeitpunkt zu schaffen, betont, daß die Kom-
mission für nationale Aussöhnung ihre Arbeit
in vollem Umfang wiederaufnehmen muß, und
legt der Kommission für nationale Aussöhnung
erneut nahe, ihre Bemühungen um die Auswei-
tung des Dialogs zwischen den verschiedenen
politischen Kräften im Lande im Hinblick auf
die Wiederherstellung und Stärkung des Ein-
klangs zwischen den zivilen Kräften in Tad-
schikistan zu intensivieren;

3. begrüßt es, daß der Präsident Tadschikistans
und der Vorsitzende der Kommission für natio-
nale Aussöhnung am 5. November 1999 das
Protokoll über politische Garantien während
der Vorbereitung und Abhaltung der Wahlen
zum Majlis-i Oli (Parlament) der Republik
Tadschikistan (S/1999/1159, Anlage) unter-
zeichnet haben, und ist eingedenk der vom Ge-
neralsekretär in seinem Bericht zum Ausdruck
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gebrachten Besorgnisse der Auffassung, daß
die strikte Anwendung dieses Protokolls eine
unabdingbare Voraussetzung für die erfolgrei-
che Abhaltung von freien, fairen und demokra-
tischen Parlamentswahlen unter internationaler
Überwachung ist, wie in dem Allgemeinen Ab-
kommen vorgesehen;

4. nimmt mit Dank Kenntnis von der Arbeit des
neuen Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs und des gesamten Personals der UNMOT,
ermutigt sie, den Parteien auch weiterhin bei
der Umsetzung des Allgemeinen Abkommens
behilflich zu sein, erklärt erneut, daß die Missi-
on in ganz Tadschikistan tätig werden und über
das erforderliche Personal und die notwendige
finanzielle Unterstützung verfügen muß, und
ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin zu
prüfen, wie sichergestellt werden kann, daß die
UNMOT bei der Umsetzung des Allgemeinen
Abkommens eine umfassende und aktive Rolle
spielt;

5. erklärt erneut, wie wichtig es ist, daß die Ver-
einten Nationen in fortgesetzter enger Zusam-
menarbeit mit der OSZE an der Vorbereitung
und Überwachung der Parlamentswahlen in
Tadschikistan beteiligt sind, die nach dem All-
gemeinen Abkommen das letzte wichtige Er-
eignis der Übergangsperiode sein werden;

6. unterstützt die fortgesetzte aktive Mitwirkung
der Kontaktgruppe am Friedensprozeß;

7. begrüßt den Beitrag, den die GUS-Friedens-
truppen nach wie vor leisten, wenn es darum
geht, den Parteien bei der Umsetzung des All-
gemeinen Abkommens in Abstimmung mit al-
len Beteiligten behilflich zu sein;

8. fordert die Parteien auf, weiter zusammenzuar-
beiten, um die Sicherheit und Bewegungsfrei-
heit des Personals der Vereinten Nationen, der
GUS-Friedenstruppen und des sonstigen inter-
nationalen Personals zu gewährleisten, und 
erinnert die Parteien daran, daß es von der Si-
cherheit dieses Personals abhängt, ob die inter-
nationale Gemeinschaft Hilfe für Tadschiki-
stan mobilisieren und auch künftig gewähren
kann;

9. bringt seine tiefe Besorgnis über die prekäre
humanitäre Lage in Tadschikistan zum Aus-
druck und begrüßt die Hilfe, die die Mitglied-
staaten, die internationalen Organisationen und
die Mitarbeiter der humanitären Organisatio-
nen zur Umsetzung des Allgemeinen Abkom-
mens und zur Deckung der Bedürfnisse Ta-
dschikistans auf dem Gebiet der humanitären
Hilfe, der Normalisierung und der Entwick-
lung gewähren;

10. fordert die Mitgliedstaaten und sonstigen Be-
teiligten auf, freiwillige Beiträge zu leisten, um
Demobilisierungs- und Wiedereingliederungs-
projekte einzuleiten und Unterstützung für die
Wahlen zu gewähren, und auf den konsolidier-
ten interinstitutionellen Beitragsappell zugun-
sten Tadschikistans für 1999 rasch und großzü-
gig zu reagieren, und begrüßt die Vorbereitung
eines neuen Appells für das Jahr 2000 in Form
eines Strategiedokuments, das die Leitlinien
für einen schrittweisen Übergang zu einem
mehr entwicklungsorientierten Schwerpunkt
vorgeben wird;

11. beschließt, das Mandat der UNMOT um einen
Zeitraum von sechs Monaten bis zum 15. Mai
2000 zu verlängern;

12. ersucht den Generalsekretär, den Rat über alle
bedeutsamen Entwicklungen unterrichtet zu
halten, ersucht ihn außerdem, nach den Parla-
mentswahlen und innerhalb von vier Monaten
nach Verabschiedung dieser Resolution einen

Zwischenbericht über ihre Durchführung vor-
zulegen, und unterstützt seine Absicht, in die-
sem Bericht darzulegen, welche künftige poli-
tische Rolle den Vereinten Nationen dabei zu-
kommen sollte, Tadschikistan dabei behilflich
zu sein, auf dem Weg zu Frieden und nationa-
ler Aussöhnung weiter voranzuschreiten, und
zur demokratischen Entwicklung der tadschi-
kischen Gesellschaft beizutragen, nachdem das
Mandat der UNMOT abgeschlossen ist;

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

UN-Mitgliedschaft

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aufnahme
von Kiribati in die Vereinten Nationen. – Reso-
lution 1248(1999) vom 25. Juni 1999

Der Sicherheitsrat,
– nach Prüfung des Antrags der Republik Kiriba-

ti auf Aufnahme in die Vereinten Nationen (S/
1999/477),

> empfiehlt der Generalversammlung, die Repu-
blik Kiribati als Mitglied in die Vereinten Na-
tionen aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim-
mung angenommen.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 25. Juni 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/
18)

Auf der 4016. Sitzung des Sicherheitsrats am 25.
Juni 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Aufnahme neuer Mitglieder‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Im Namen der Mitglieder des Sicherheitsrats
möchte ich die Republik Kiribati zu diesem histo-
rischen Anlaß beglückwünschen.
Der Rat nimmt mit großer Genugtuung zur Kennt-
nis, daß sich die Republik Kiribati feierlich ver-
pflichtet hat, die Ziele und Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen hochzuhalten und alle dar-
in enthaltenen Verpflichtungen zu erfüllen. Wir
freuen uns auf den Tag, an dem die Republik Kiri-
bati demnächst ihren Platz als Mitglied der Verein-
ten Nationen unter uns einnehmen wird, und sehen
einer engen Zusammenarbeit mit ihren Vertretern
gern entgegen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aufnahme
von Nauru in die Vereinten Nationen. – Reso-
lution 1249(1999) vom 25. Juni 1999

Der Sicherheitsrat,
– nach Prüfung des Antrags der Republik Nauru

auf Aufnahme in die Vereinten Nationen (S/
1999/478),

> empfiehlt der Generalversammlung, die Repu-
blik Nauru als Mitglied in die Vereinten Natio-
nen aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: + 14; – 0; = 1: China.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 25. Juni 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/
19)

Auf der 4017. Sitzung des Sicherheitsrats am 25.
Juni 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Aufnahme neuer Mitglieder‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Im Namen der Mitglieder des Sicherheitsrats
möchte ich die Republik Nauru zu diesem histori-
schen Anlaß beglückwünschen.
Der Rat nimmt mit großer Genugtuung zur Kennt-
nis, daß sich die Republik Nauru feierlich ver-
pflichtet hat, die Ziele und Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen hochzuhalten und alle dar-
in enthaltenen Verpflichtungen zu erfüllen. Wir
freuen uns auf den Tag, an dem die Republik Nau-
ru demnächst ihren Platz als Mitglied der Verein-
ten Nationen unter uns einnehmen wird, und sehen
einer engen Zusammenarbeit mit ihren Vertretern
gern entgegen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aufnahme
von Tonga in die Vereinten Nationen. – Reso-
lution 1253(1999) vom 28. Juli 1999

Der Sicherheitsrat,
– nach Prüfung des Antrags des Königreichs

Tonga auf Aufnahme in die Vereinten Natio-
nen (S/1999/793),

> empfiehlt der Generalversammlung, das Köni-
greich Tonga als Mitglied in die Vereinten Na-
tionen aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim-
mung angenommen.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 28. Juli 1999 (UN-Dok. S/PRST/1999/23)

Auf der 4026. Sitzung des Sicherheitsrats am 28.
Juli 1999 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Aufnahme neuer Mitglieder‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat beschlossen, der General-
versammlung die Aufnahme des Königreichs Ton-
ga als Mitglied in die Vereinten Nationen zu emp-
fehlen. Namens der Mitglieder des Sicherheitsrats
möchte ich das Königreich Tonga zu diesem histo-
rischen Anlaß beglückwünschen.
Der Rat nimmt mit großer Genugtuung zur 
Kenntnis, daß sich das Königreich Tonga feierlich
verpflichtet hat, die Ziele und Grundsätze der
Charta der Vereinten Nationen hochzuhalten und
alle darin enthaltenen Verpflichtungen zu erfül-
len.
Wir freuen uns auf den Tag, an dem das Köni-
greich Tonga demnächst seinen Platz als Mitglied
der Vereinten Nationen unter uns einnehmen wird,
und sehen einer engen Zusammenarbeit mit seinen
Vertretern gern entgegen.«

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente:
Deutscher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen,
New York
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